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Einleitung. 



LlteratuF-Obersicht. 

Von den vorhandenen Werken, welche für die Unter- 
suchung des Verhältnisses von Kirche und Volksschule in Würt- 
temberg von Bedeutung sind, befasst sich keines ausführlich 
oder gar ausschliesslich mit der Entwicklung dieses Verhält- 
nisses, es ist hierüber noch keine einheitliche, in sich abge- 
schlossene Darstellung erschienen. — Reich ist dagegen die 
Literatur an Schriften, welche einzelne Fragen und Gebiete be- 
handeln. Aus ihnen sollen hier die grundlegenden herausge- 
hoben und kurz charakterisiert werden: 

Als einziges Werk, welches die Geschichte des württem- 
bergischen Volksschulwesens ausführlich und bis in die neuere 
Zeit behandelt, ist zu nennen: Kaisseb, Geschichte des Volks- 
schulwesens in Württemberg, 1895 — 2 Bde. — Mit ihm zu- 
sammen sei erwähnt: Stöckl, Lehrbuch der Geschichte der 
Pädagogik, 1876. 

Beide Werke leiden an einer störenden Einseitigkeit, in- 
sofern sie von streng katholischem Standpunkt aus geschrieben 
sind. Diesen ihren Standpunkt und die Tendenz ihrer Werke 
zeichnen die Autoren selbst in folgenden Worten : Stöckl sagt, 
er habe geschrieben „in katholischem Geiste und von katholi- 
schem Standpunkte aus" (Vorrede VII), und Kaisseb (Bd. I, 
S. 34) will besonders „den Vorurteilen, (dass wir der Keforma- 
tion die Volksschule verdanken), welche durch systematische 
Entstellungen der Wahrheit und blinde Nachbeterei eine so 
grosse Verbreitung und langen Bestand fanden" zu Leibe gehen. 
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— Soweit Reformation und Konfession nicht hereinspielen, ver- 
dienen beide Werke Anerkennung, besonders das von Kaisseb, 
welches gerade für das Studium der Entwicklung württembergi- 
schen Schulwesens eine Fülle von Material bietet und lebhaft 
zu weiterer Forschung anregt. Nur angedeutet sei, dass beide 
Autoren manches Unbewiesene als unbestreitbar aufführen und 
dass auch ihre Schlussfolgerung da und dort nicht einwandfrei 
ist, dass besonders Kaisseb der versuchte Beweis, die katholi- 
sche Kirche sei die Mutter der Volksschule, schon durch eigene 
Widersprüche, (welche sich übrigens auch sonst bei Stöckl wie 
bei Kaisseb finden), misslungen ist. (Vgl. auch S. 5.) 

An einer andern Einseitigkeit leidet das Werk von Kon- 
bad FiscHEB, Geschichte des deutschen Volksschullehrerstandes 
1892, 2 Bde. Diese an sich tüchtige Arbeit, welche in der 
Gemeinde die Gründerin der Volksschule erblickt, verliert viel 
in ihrem Werte, weil Fischeb — vielleicht unbewusst — häufig 
seine Standes-Interessen als Lehrer Meister werden lässt über 
Objektivität und Sachlichkeit. (Vgl. bes. S. 16.) Das Bestreben, 
den Lehrerstand als dauernden Leidensstand zu zeichnen, ver- 
leitet den Autor zu mancher Übertreibung, Unterschätzung, ja 
Missachtung und so ergeben sich häufig falsche und sich selbst 
widersprechende Urteile Fischebs. Im übrigen aber sind grosse 
Belesenheit, Klarheit der Darstellung und gute Verarbeitung 
der reichen Literatur wichtige Vorzüge dieses Werks. — 

Hierin wohl ebenbürtig zeigt sich ein anderer Lehrer, 
P, ScHÄEEB, in seiner Schrift: „Das geschichtliche Anrecht des 
Staats und der Kirche auf die Volksschule" 1892. — Allein 
in ihr steht nicht der Lehrerstand im Vordergrund, sondern 
der Staat, ihm wird das Verdienst zugeschrieben, die Volks- 
schule gegründet zu haben. Der Beweis hiefür ist nicht ge- 
lungen, geschlossen ist die Beweiskette nur vermöge kühner 
Schlüsse ; die Darstellung wirkt deshalb nicht überzeugend, be- 
sonders aber sind die in ihr vertretenen Ansichten über vor- 
reformatorische „Volksschule" und über die Reformation gerade 
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für Württemberg heute nicht mehr haltbar. Dagegen wirft die 
Schrift eine Reihe interessanter Probleme auf und gelangt auch 
bei der Erörterung der Rechte der Kirche zu wohl annehm- 
baren Ergebnissen. 

Sind die bisher aufgeführten Schriftsteller besonders für 
die katholische Kirche, den Lehrerstand, die Gemeinde, den 
Staat eingetreten, so betont E. Schmid die Verdienste der Re- 
formation und der evangelischen Kirche in seiner Abhandlung : 
„Das württembergische Volksschulwesen im 16. Jahrhundert". 
(Im Beiheft zu den Mitteilungen der Gesellschaft für deutsche 
Erziehungs- und Schulgeschichte 11) 1906. Diese Darstellung 
ist die neueste unter Allen, welche in Betracht kommen. Sie 
legt durchweg Zeugnis ab von gewissenhafter, objektiver Er- 
forschung und Beurteilung der Verhältnisse und kann für das 
von ihr behandelte Gebiet als die beste bezeichnet werden. — 
Wohl zu beachten ist aber, dass der aus den festgestellten 
Tatsachen gezogene Schluss, die Volksschule sei eine Veran- 
staltung der evangelischen Kirche (S. 103) logisch weder zwingend 
noch gerechtfertigt ist. 

Alle diese Ausführungen über die Entwicklung des würt- 
tembergischen Volksschulwesens haben — wie auch die folgende 
Abhandlung geschöpft aus der Sammlung der württembergischen 
Gesetze von Retscher 1839. In ihr sind die Schulgesetze mit 
einer Einleitung von Eisenlohe versehen. Diese ist in ihrer 
Eigenschaft als Einleitung vorzüglich dazu geeignet, einen kurzen 
Überblick über das württembergische Volksschulwesen zu ver- 
schaffen; auf tiefer liegende Fragen geht sie ihrer ganzen An- 
lage nach nicht ein, sie reicht auch nur bis zu dem Gesetz von 
1836 und ist da und dort von der neueren Forschung überholt. 

Aus der Reihe der andern Werke, welche der folgenden 
Abhandlung zu Grunde liegen, seien die wichtigsten wenigstens 
dem Namen nach genannt: 
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Cless, Versuch einer kirchlich-politischen Landes- und Kulturgeschichte 

von Württemberg 1806. 
Pfaff, Versuch einer Geschichte des gelehrten Unterrichtswesens in 

Württemberg 1847. 
RüHEOPF, Geschichte des Schul- u. Erziehungswesens in Deutschland 1794. 

F. A. Specht, Geschichte des Unterrichtswesens in Deutschland von der 

ältesten Zeit bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts 1885. 
Württembergische Kirchengeschichte, herausgeg. v. Calwer Ver- 
lagsverein. 

G. L. v. Maubeb, Geschichte der Städteverfassung in Deutschland. 
Kbieok, Deutsches Bürgertum im Mittelalter. 

Stbace, Geschichte des deutschen Volksschulwesens 1872. 

V. Rönne, Unterrichtswesen. 

Stubm, Volksschulwesen — 1881. 

Kämmel, Geschichte des Schulwesens im Übergang vom Mittelalter zur 
Neuzeit 1882. 

WoLFF, Luthers Schriften. 

De Wette, Luthers Briefe, Sendschreiben und Bedenken. 

Mebtz, Das Schulwesen der deutschen Reformation im 16. Jahrhundert. 

Beckh, Die Anfänge des Volksschulwesens in Württemberg (literar. Bei- 
lage des Staatsanzeigers von 1876). 

Rein, Pädagogik in systematischer Darstellung 1903. 

Meisteb, Die deutschen Stadtschulen und der Schulstreit im Mittelalter. 

C ammebeb. Die katholische Kirche bei dem Eintritt des Jahres 1818. 

HiNscHius, Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten. 

RiECKEB, Die evangelische Kirche Württembergs in ihrem Verhältnis zum 
Staat ; und die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Deutsch- 
lands. 

Geobg Meteb, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts 1893. 

Wintteblin, Geschichte der Behördenorganisation in Württemberg 1904. 

Fbickeb, Die Verfassungsurkunde für das Königreich Württemberg vom 
25. September 1819 mit dem offiziellen Auslegungsmaterial. 

DuBSOH, Das Verhältnis der Kirche zu Schule und Staat 1833. 

Neben diesen und andern Werken bilden die Hauptgrund- 
lage für die folgende Abhandlung die Regierungs- und Amts- 
blätter seit 1836 und die Verhandlungen der Abgeordneten und 
Standesherrn seit 1835. 



L Abschnitt. 

Kirche und Volksschule bis zum Jahre 1836. 

1. Kapitel. 

Die Zeit yor der Beformation. 

§ 1. 

Der Begriff der Volksschule und die Schulen der 

katholischen Kirche bis zur Gründung der 

Stadtschulen. 

„Die Anfänge des deutschen niedern Schulwesens in un- 
serem Vaterlande verlieren sich ganz ins Unbestimmte. ** ^) — 
Diese bei andern Autoren wiederkehrende Ansicht ist in ihrer 
Unbestimmtheit einigermassen berechtigt, weil die Volksschule 
den Charakter einer allmählich gewordenen historischen Er- 
scheinung trägt und als solche keinen fest bestimmten Zeitpunkt 
ihren Geburtstag nennen kann. 

Auf der andern Seite wird von Vielen das Vorhandensein 
von Volksschulen in Württemberg vor der Reformation in Ab- 
rede gestellt, erst Ijütheb habe dem deutschen Volke „die 
Schule und das Pfarrhaus geschenkt". 

Beide Ansichten sind schon seit Langem vertreten und 
werden sich auch für nicht absehbare Zeit gegenüberstehen, ins- 
besondere aus dem einfachen Grunde, weil die Lager nicht einig 



1) Sammlung der württ. Gesetze von Reyscheb XI. Bd., Samm- 
lung der württ. Schul-Gesetze, I. Abt. von Eisenlohb (R. Seh. G.) — Ein- 
leitung § 1 S. XLV. 

1 
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sind in Beantwortung der grundlegenden Frage: Was ist eine 
Volksschule ? 

Hören wir einige Definitionen! Meister sagt *): „Was man 
im Allgemeinen unter Volksschulen versteht, ist zu allen Zeiten (!) 
bei den Kulturvölkern dagewesen. Es ist die Schule, in der 
die ersten Anfangsgründe : Lesen, Schreiben, Rechnen — erteilt 
wurden und welche Schule wir heute noch Elementarschule 
nennen." („Sie war vorhanden, weil sie vorhanden sein rausste, 
gibt es doch Tatsachen, die aus der Natur der Dinge sich von 
selbst ergeben und dazu gehört vor allem die elementare Bild- 
ung" 1). Anders P. Schäfer^): ,.A1s Volksschulen können selbst- 
verständlich nur solche Anstalten gelten, welche neben der Sorge 
für Erziehung und religiösen Unterricht eine Hauptaufgabe darin 
erkannten, wenn nicht allen, so doch möglichst vielen, eine für 
die jeweiligen Verhältnisse des bürgerlichen Lebens notwendige 
und brauchbare Bildung zu verschaffen." („Als Volksschulen 
können darum auch für die deutsche Vergangenheit nur solche 
Schulen angesehen werden, in denen die Muttersprache nicht 
nur ein Mittel, sondern ein Hauptgegenstand des Unterrichts 
war. Die Dom-, Stifts- und Klosterschulen kommen deshalb 
hier nicht in Betracht; in ihnen kannte man einen deutschen 
Unterricht nicht.") Georg Meyer schreibt ^) : „Die Volksschule 
ist die allgemeine Bildungsanstalt für die gesamte Bevölkerung. 
Sie hat die Aufgabe, der Jugend diejenigen Kenntnisse und 
Fertigkeiten, welche für das bürgerliche Leben unumgänglich 
notwendig sind, sowie die Grundlagen sittlich-religiöser Bildung 
zu gewähren." 

Der richtige Ausgangspunkt für die Fassung des Begriffs 
der Volksschule ergibt sich nur dann, wenn wir deren allge- 

1) cit. Eaisseb, Geschichte des Yolksschulwesens iu Württemberg, 
1895, I, S. 6. 

2) Das geschichtliche Anrecht der Kirche und des Staates auf die 
Volksschule, 1892, S. 12. 

3) Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts 1893, Teil I, 
S. 244, § 85. 
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meinen und praktischen Charakter betonen. Die Definition 
muss davon ausgehen, worauf schon der Name hinweist. Dieser 
sagt uns, dass die Volksschule eine Schule sein will für die 
Bildung des Volkes, für die Allgemeinheit, für die Ausrüstung 
Aller mit dem im täglichen Leben erforderlichen Wissen. Dem- 
nach kann vor der Reformation von einem Vorhandensein von 
Volksschulen nicht gesprochen werden, weil die vorreformatori- 
schen Schulen — unter Hintansetzung einer praktischen Tendenz 
— nur der Bildung Einzelner dienten und dienen wollten *) ^) : 
„Die Sorge für die Bildung des Volks wurde erst durch die 
Reformation geweckt. Vor ihr beschränkte sich alle Tätigkeit 
auf dem Felde des Unterrichts beinahe nur auf die Bildung 
der Kinder aus höheren Ständen und derer, die für einen ge- 
lehrten Stand, besonders den geistlichen bestimmt waren. Unter- 
richtsanstalten finden wir bloss in Klöstern und grösseren 
Städten.** 

Damit sind schon die zwei Hauptarten vorreformatorischer 
Schulen angedeutet: Klosterschulen und Stadtschulen. — 

Die Klosterschulen wurden von der Kirche gegründet. — 
Nachdem diese nämlich zunächst durch eine Art Christenlehre 
die Wahrheiten des christlichen Glaubens verbreitet hatte, ging 
sie im Laufe der Zeit einen Schritt weiter. Teils machte sich 
da und dort das Verlangen nach Bildung geltend, teils musste 
die Kirche darauf bedacht sein, im Interesse der Selbsterhal- 
tung sich Diener zu schaflfen, die auf Grund einer höheren Bil- 
dung befähigt waren, das Volk zu leiten, zu belehren und im 
Glauben zu unterweisen. So entstanden bei Klöstern, (bei Stiften, 
Dom- und Pfarrkirchen) Schulen. 

Anmerkung. Die vielerörterte Streitfrage betreffend das, gerade 
auch auf diese Schulgründungen gestützte historische Becht der Kirche 
auf die Schule wird im Folgenden da und dort auftauchen. Schon jetzt 
soU betont werden, dass — nach der hier vertretenen Ansicht — diesem 
behaupteten Rechte keine weitere Bedeutung beizumessen ist, weil auch 

1) Den Beweis werden wir später führen. 

2) R. Seh. G. Einleitung S. XLV. 

1* 
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ein historisches Recht seine Grenze hätte und weil sich die Kirche auch 
ohne direkte Gründung der Volksschule durch grossartige Verdienste 
um deren Entstehung und Entwicklung ein gewisses Anrecht kann ver- 
schafft haben. Vergl. über die Frage besonders Schäfeb a. a. 0. S. 64 ; 
Konbad Fischer, Geschichte des deutschen Volksschullehrerstandes 1892 
I, S. 5 ; A. Stöckl, Lehrbuch der Geschichte Pädagogik 1876, S. 97 ; 
E. ScHMiD, das württ. Volksschulwesen im 16. Jahrhundert (Beiheft zu 
den Mitteilungen der Gesellschaft für deutsche Erzieh ungs- und Schul- 
geschichte 11) 1906; S. 110, 116). 

Nach Kael Pfaff *) gab es solche Klosterschulen bei den 
meisten Klöstern in den Reichsstädten, ferner in Hirschau, Adel- 
berg und Bebenhausen. Stiftsschulen waren in Öhringen und 
Sindelfingen. Dass Pfaff diese Schulen als selbstverständlich 
zu den „gelehrten Unterrichtsanstalten** rechnet, ist bezeichnend. 
In der Tat waren sie, wie wir auch später sehen werden, durch- 
weg Lateinschulen*). — Viele dieser Kirchenschulen dienten 
von Anfang an oder auch erst in späterer Zeit lediglich der Aus- 
bildung von Mönchen, Kanonikern und Weltgeistlichen. Kamen 
Laien als Schüler hinzu, so wurden die Schulen geteilt in innere 
für Mönche und Kanoniker und äussere für Weltgeistliche und 
Laien*). Aus vielen Klöstern aber verschwanden die Laien- 
Schüler wieder, weil die äussern Klosterschulen „für nachteilig 
in Bezug auf die klösterliche Zucht erklärt wurden*). 

Dass in diesen von der Kirche gegründeten und geleiteten 
Anstalten auch ausschliesslich der Geist der Kirche herrschte, 
ist natürlich und ebenso natürlich ist, dass das in den Schulen 
übermittelte Wissen sich je nach dem hohen oder niederen Stand 
der in der Kirche herrschenden Bildung richtete. Tatsäch- 
lich sank die Bildung der Geistlichen und Mönche mehr und 



1) Versuch einer Geschichte des gelehrten ünterrichtswesens in 
Württemberg 1842, S. 3—5. 

2) Vergl. auch F. A. Specht, Geschichte des ünterrichtswesens in 
Deutschland von den ältesten Zeiten bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts, 
1885, S. 69. 

3) Pfaff a. a. 0. S. 1. 

4) RüHKOPF, Geschichte des Schul- und Erziehungswesens in 
Deutschland 1794, S. 53 ff. ; Pfaff a. a. 0. S. 2, 3. 
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mehr^); und die Klosterschulen zerfielen zusehends öder gingen 
ganz ein^. 

Die Kirche steuerte diesem Niedergange nicht, von einer 
Verbesserung des Schulwesens ist noch weniger etwas zu ver- 
spüren, nicht zu reden von einer Umgestaltung der lateinischen, 
für Kirchendiener bestimmten Schulen im Sinne der Volks- 
schule. (Vergl. dazu: Württ. Kirchengeschichte S. 20). 

Da die Kirche versagte, wurden von anderer Seite, be- 
sonders von Franziskanern, Dominikanern und den Brüdern des 
gemeinsamen Lebens^) Versuche der Verbesserung des Schul- 
wesens gemacht, aber alle diese Versuche scheiterten an der 
durch das theokratische Prinzip bedingten Haltung der Kirche. 
Erst das Aufblühen der Städte brachte auch in die Ruinen der 
Schule neues Leben. 

Stadt- und Kirchenschulen bis zur Reformation. 

Der freie Geist des Bürgertums in den Städten empfand 
das christliche Regiment als eine drückende Last und dazu kam, 
dass die Kirche mit der gewaltig fortschreitenden Kultur nicht 
gleichen Schritt hielt und so noch weniger als früher in ihren 
Lateinschulen das bot, was für das praktische Leben unum- 
gänglich nötig war*). 

Das geben auch Kaisseb ^) und Stöoel ^) zu ; aber trotz allem, be- 
sonders trotz der eingestandenen Tatsache, dass die Kirchenschulen 
Lateinschulen waren, reden beide Schriftsteller stets von der katholi- 
schen Kirche als der Mutter der Volksschule. Da sie zu den Haupt- 



1) Vergl. Fischer a. a. 0. S. 3; Ppapp a. a. 0. S. 3. 

2) Über diesen Verfall des kirchlichen Schulwesens vergl. Rxjh- 
KOPF a. a. 0. S. 62 ff. ; Schmid a. a. 0. S. 91 ; Clbss, Versuch einer kirch- 
lich-politischen Landes- und Kulturgeschichte von Württemberg 1806, 
m, S. 733 ff. 

3) Näheres bei Kaisseb a. a. 0. S. 11. 

4) vergl. Meter a. a. 0. S. 229. 

5) a. a. 0. S. 12, 1. 

6) a. a. 0. S. 157. 
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yertretern dieser Ansicht gehören und da das Werk Kaissbbs als einziges 
die gesamte Geschichte des württ. Yolksschulwesens umfasst, soll ihre 
Beweisführung kurz untersucht werden. Die Latinität der Eirchenschulen 
ist für beide wohl vereinbar mit dem Charakter mittelalterlicher Volks- 
schulen, sie teilen in dieser Hinsicht die Überzeugung YoaELMANNs (Ma- 
gazin für Pädagogik 1884) ,,dass im Mittelalter auch diejenigen Schulen, 
in welchen Latein gelehrt wird, unbedingt zu den Volksschulen gerechnet 
werden dürfen,*' weil „für das bürgerliche Leben die Kenntnis der la- 
teinischen Sprache, die bei den abendländischen Völkern zur zweiten 
Muttersprache geworden war, in kirchlicher und politischer Hinsicht un- 
entbehrlich" war, und auf sie trifft auch das urteil Schmids ^) zu, „dass 
es nur ein Zeugnis dafür ist, zu welchen Sonderbarkeiten die Sucht, 
mittelalterliche Schulen nachzuweisen führen kann** — (»der Bruchteil 
des Volks, welcher sich um das Lateinische bemühte, war doch nur ein 
sehr kleiner, nämlich diejenigen, welche Geistliche, Beamte, grössere 
Eaufleute werden wollten"). — Wenn nun in der Tat das Latein damals 
eine lebende Sprache gewesen sein soll, „von deren Gebrauch alles und 
selbst das Alltagsleben bis in die untersten Wurzeln und äussersten 
Spitzen begleitet war" *), wie vermag dann Kaissee mit dieser seiner An- 
sicht seine Ausführungen S. 13 zu vereinigen? Dort sagt er: „Diese Pri- 
vatschulen brachten später die Magistrate an sich, führten auch die 
lateinische Sprache in ihnen ein, wodurch (!) sie allerdings ihres volks- 
tümlichen Charakters beraubt wurden". 

Wie steht es nun — abgesehen von lateinischer und deutscher 
Sprache — mit der eigentlichen Beweisführung für die katholische Kirche 
als Mutter der Volksschule? 

Stöokl macht es sich sehr leicht, indem er — trotz aller eigenen 
Widersprüche — kurzerhand vom frühen Mittelalter an das Volksschul- 
wesen als vorhanden und bewiesen annimmt. — Gründlicher geht Kaisseb 
zu Werke. Er ist objektiv genug, um die Kirchenschulen mindestens 
bis ins 14- Jahrhundert von der Kategorie der Volksschulen auszu- 
scheiden. Aber trotzdem will er Verdienst und Recht seiner Kirche 
retten, allerdings auf die sonderbare Weise, dass er das Gegenteil von 
dem beweist, was er will. Er führt aus^): „Da sie (die Brüder des ge- 
meinsamen Lebens) in ihren Schulen in der Sprache des Volks ^) unter- 
richteten, so hat eigentlich die Idee der Volksschule — in den Häusern 
und Vereinen der Brüder vom gemeinsamen Leben ihre Wurzel." — „In 
diesen Mischschulen in den Städten — niedere oder deutsche Schulen im 



1) a. a. 0. S. 95. 

2) bei Kaisseb a. a. 0. S. 20. 

3) a. a. 0. S. 11. 

4) Da diese Schulen hiedurch in Gegensatz zu den Kirchenschulen 
traten, so war also wieder einmal „das Deutsche" die Volkssprache 1 



Gegensatz zu den eigentlichen Lateinschulen genannt, müssen wir die 
Anfänge der heutigen Yolkschule erblicken. — Die Kirche, bisher im 
alleinigen Hechte, Schulen zu gründen^), beanspruchte auch über diese 
Schulen das Recht der Leitung und Aufsicht." — (S. 14). — Mögen wir 
uns nun diese Schulen als im Widerspruch oder in Übereinstimmung mit 
den Kirchenschulen entstanden denken '), jedenfalls steht fest, dass weder 
sie noch die Schulen der Brüder vom gemeinsamen Leben von der ka- 
tholischen Kirche gegründet wurden'). So liefert Kaisser den klaren 
Beweis für den hier vertretenen Satz: Die katholische Kirche ist nicht 
die Mutter der Volksschule. — 

Dies gilt vorzüglich für die süddeutschen Städte, deren 
weitverzweigte Handelsbeziehungen die zeitgemässe Bildung für 
die Bürger zu einer Lebensfrage machten*). Die Frage ward 
gelöst, indem die Städte sich selbst halfen und Schulen grün- 
deten. So entstanden — wohl unter Befolgung des Beispiels 
oberitalienischer Städte — die Stadtschulen. — Nach dem 
neuesten Stand der Forschung*) konnte bisher für folgende in 
der ßeformationszeit zum Herzogtum Württemberg gehörenden 
19 Städte mittelalterliche Schulen nachgewiesen werden (die 
beigesetzte Zahl bezeichnet das Jahr, in welchem zuerst die 
betr. Schule erwähnt wird): Kirchheim 1249, Balingen 1277, 
Bulach 1281, Tübingen 1301, Herrenberg 1382, Stuttgart 1387, 
Möckmühl, Wildberg, Sulz 1427, Schorndorf 1431, Marbach 
1465, Nagold 1466, Urach 1477, Neuenstadt a. K. 1489, 
Brackenheim 1490, Grossbottwar 1496, Waiblingen 1496, Vaih- 
ingen a. E. 1511 und Nürtingen (siehe württ. Schul Wochenblatt 
1900 Nr. 35)«). 

Was sagte die Kirche zu der Gründung dieser Schulen? 
Wer sich die bisherige Entwicklung klar gemacht hat und 



1) Die neuen, in Frage stehenden Schulen hatte also, wie auch 
bei Kaisser S. 12, 13 ersichtlich ist, die Kirche nicht gegründet. 

2) Vergl. unten S. 

3) Übrigens werden wir sehen, dass auch diese Schulen keine 
Volksschulen waren. 

4) Vergl. Pfapp a. a. 0. S. 6. 

5) ScHMiD a. a. 0. S. 92. 

6) Vergl. auch die näheren Angaben bei Pfafp S. 6 ff. 
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ausserdem weiss, dass die Geistlichkeit jener Zeit mit dem er- 
starkenden Bürgertum in dauerndem Streite lag, der wird nicht 
im Zweifel darüber sein können, dass die Kirche — pochend 
auf ihre Macht und ihr historisches Monopol der Schulgründung 

— gegen die städtischen Schulen Protest erhob: es kam zum 
Kampf zwischen Stadt und Kirche um die Schule ^). — Dieser 
Kampf kann nicht geleugnet werden, man sucht ihn aber zu be- 
mänteln und als unwesentlich hinzustellen durch die Erklärung, 
es habe sich lediglich um einen Rechtsstreit über Patronats- 
und Oberaufsichtsrecht gehandelt. (Vergl. dazu Stöckl S. 158, 
Kaissbb S, 15, 256, 257, Meisteb: die deutschen Stadtschulen 
und der Schulstreit im Mittelalter.) Tatsächlich hat sich die 
Kirche das Aufsichtsrecht eratritten, aber darum drehte sich 
der Streit erst am Ende, nachdem die Kirche vergeblich die 
Knechtung des Bürgertums unter ihr Regiment versucht hatte. 

— Ebenfalls dem Einfluss der Kirche auf die kampfesmüden 
Magistrate ist es zu verdanken, dass an die Stelle „deutscher" 
Stadtschulen lateinische (oder doch lateinisch-deutsche Misch- 
schulen) entstanden. Diese Latinisierung der Stadtschulen, mit 
welcher deren Wertlosigkeit für das gemeine Volk Hand in 
Hand ging, erfolgte besonders auch in Württemberg, wo nach 
der neuesten Forschung alle bis jetzt nachgewiesenen Stadt- 
schulen ohne Ausnahme Lateinschulen gewesen sind*). — Als 
Beweis sei hier nur die Stuttgarter Schulordnung von 1501 an- 
geführt und aus ihr besonders die Stelle*): „Und so latinisch 
reden, scriben und verstenn ain grundvestin fundament und Weg 



1) Vergl. dazu : Fischbb S. 4, 5 ; Mete» S. 229 ; G. L. v. Maurbb, 
Geschichte der Städteverfassung in Deutschland in, S. 61 ff.; Keibgk, 
Deutsches Bürgertum im Mittelalter (Neue Folge), 1871, S. 61 ff.; Strack, 
Geschichte des deutschen Volksschulwesens 1872 S. 10 ff.; v. Rönne, 
ünterrichtswesen I, S. 12 ff.; Stubm, Volksschulwesen 1881 S. 6 ff.; 
Specht a. a. 0. S. 249 ff. ; Eämmel , Geschichte des Schulwesens im 
Übergang vom Mittelalter zur Neuzeit 1882, S. 58 ff. 

2) ScHMiD S. 92; Ppapp S. 6; Ruhkopp S. 150. 

3) Retschbb XI, 2. Abt. S. 2. 
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ist, one den die Schüler ander künsten nit wol erlangen und 
überkommen mögent, so soll der Schulmaister — daran und 
darob sin mit dem allerhöchsten Vlys, das die Schüler all und 
ein yeder besonder lernent Latin reden, schriben und versten 
und in der Schul und an andern enden, wo sy by aimden 
seyent nichtzitt dann nur lateinischer Sprach mit ainander re- 
dent — und soll allen Tag zum mindesten ain mall oder zwey 
durch die gantze Schul uss verhört und gestrafft werden der 
azing imd das theotuzantes das ist das tutsch reden.'' — 

Aber nicht nur in der Latinisierung der Stadtschulen, 
sondern in der ganzen Ausgestaltung derselben zeigt sich der 
fortdauernde, starke Einfluss der Kirche, welcher durch deren 
Oberaufsichtsrecht und durch die Verwendung der Geistlichen 
als Lehrer gesichert war*). So herrschte innerhalb der Stadt- 
schulen der kirchliche Geist noch in reichem Masse. „Der 
Unterricht trug noch wesentlich einen kirchlich-scholastischen 
Charakter. Neben Lesen, Schreiben und etwas Rechnen wurde 
Latein, die kirchlichen Gesänge nach Text und Melodie und 
etliche Gebetsformeln mechanisch eingeprägt"*). 

Aber auch diese Bildung genossen nur auserwählte Kreise. 
So sagt uns die württembergische Kirchengeschichte: „Unter 
den Richtern der Landeshauptstadt Stuttgart konnte noch um 
1492 ein Teil weder lesen noch schreiben. Bei der ländlichen 
Bevölkerung war von der Kunst des Lesens und Schreibens 
keine Rede. In ganz Kirchhausen war z. B. 1525 kein Mensch, 
der die dorthin gesandten Drohbriefe hätte lesen können" (S.236.) 

So haben sich als Tatsachen der vorreformatorischen Ge- 
schichte ergeben: 

Die katholische Kirche hat sich durch die Gründung der 

1) In Württemberg sank verhältnismässig bald das Oberaufsichts- 
recht zu einer Formalität herab (vergl. Ppaff und württemb. Kirchen- 
geschichte S. 220) und wurden Laien als Lehrer angestellt (vergl. Schmid 
8. 92, 93; württ. Kirchengeschichte S. 235). Über den tiefen Bildungs- 
stand der damaligen Geistlichkeit vergl. württ. Eirchengeschichte S. 214. 

2) Württ. Kirchengeschichte S. 285, 236. — Vergl. Ruhkopf S. 266. 



— 10 — 

ersten württembergischen Schulen, die aber keine Volksschulen 
waren und aus denen die Volksschule auch nicht hervorging, 
unbestreitbare Verdienste erworben. Diese werden aber in den 
Hintergrund gedrängt durch das Verhalten der Kirche in der 
Folgezeit: Sie nahm das Recht der Schulgrtindung als ihr Er- 
finderrecht und als ihr göttliches Recht für sich allein in An- 
spruch, obwohl sie den mit diesem Rechte verbundenen Pflichten 
nicht genügte. So hat sie — insbesondere durch die Bekämpf- 
ung und Unterjochung der dem Streben der Zeit Rechnung 
tragenden Stadtschulen — die Entwicklung des gesamten Schul- 
wesens, vorzüglich die Entstehung der Volksschule und damit 
die Schöpfung einer allgemeinen Bildung offensichtlich gehemmt : 
die Zeit der Volksschule war noch nicht gekommen. 

2. Kapitel. 

Die Zeit nach der Beformation. 

§ 3. 

Einfluss der Reformation auf das Schulwesen im 

Allgemeinen. 

„Wir nähern uns jetzt den hellem Zeiten, welche dem 
nach Licht und Wahrheit ringenden Verstände günstiger, als 
die vorigen, ihm seine so lange vermisseten Rechte wieder 
gaben, und ihn in den Stand setzten, die Ausbildung seiner 
Anlagen, und seiner Bestimmung zweckmässiger zu betreiben". ^) 
— Es kam die Reformation der Kirche und diese musste auch 
eine Neugestaltung der Schule im Gefolge haben, war doch 
diese mit der bisherigen Kirche aufs engste verbunden und 
bildete sie doch eine Lebensfrage für die neue Kirche. 

„Neues Leben fachte auch auf dem Felde des Unterrichts 
die Reformation an" sagt Eisenlohe*) und Kaisser^) spricht 



1) Ruhkopp a. a. 0. S. 289. 

2) K Seh. G. Einleitung XLVI. 

3) a. a. 0. S. 
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von dem „hohen Interesse, welches die Glaubensneuerer zur Er- 
reichung ihrer Ziele an der Volksschule haben mussten, da ja 
gerade die Schule das sicherste und wirksamste Mittel zur Ein- 
wirkung auf die Jugend und zur Förderung und Befestigung 
der neuen Lehre war." — In der Tat erkannten die Reforma- 
toren allenthalben, dass ohne durchgreifende Änderung im Schul- 
wesen von einer fortdauernden kräftigen Wirkung der kirch- 
lichen Reformation keine Rede sein konnte. So sagt Melanch- 
THON u. a. : „Ist auch Not ernstlich auf die scholas acht zu 
haben, denn so die Kinder zum Katechismus gehalten werden, 
gewinnen sie und die Eltern mehr Lieb zu der rechten Lehr". ^ 
— Ernst und gewaltig redete Luther den Eltern ins Gewissen, 
besonders in seiner Schrift : An die Radherrn aller stedte deut- 
sches lands : Das sie Christliche Schulen auffrichten und hallten 
sollen 1524*). Er spricht dort von der grossen und heiligen 
Sache der Jugenderziehung, die der Hauptzweck des elterlichen 
Lebens sein müsse, und „achtet, das unter den eusserlichen 
Sünden, die wellt für Gott von keyner so hoch beschweret ist, 
und so greuliche straife verdienet, als eben von diser, die wyr 
an den Kindern thun, das wyr sie nicht zihen" *). 

Wie aus der Schrift an die Ratsherrn, so geht auch aus 
der an den Christlichen Adel deutscher Nation und aus andern 
Schriften und Äusserungen Luthers klar hervor, dass er eine 
allgemeine Volksbildung auf der Grundlage des Evangeliums 
erstrebte. Natürlich musste zunächst einmal diese Grundlage 
geschaifen werden in katechetischem Unterricht, und aus diesem 
entwickelte sich dann, nachdem er meist dem Küster über- 
tragen worden war*), durch Angliederung der Elementarfächer 



1) Gutachten über die Eeformation von Jülich yergl. Nettesheim, 
Fr., Geschichte der Schulen im alten Herzogtum Geldern, S. 176. 

2) Luthers Schriften von Wolff (15. Bd. der deutschen National- 
Literatur von J. Kürschner) S. 171 ff. 

3) WoLPF a. a. 0. S. 178. 

4) Vergl. Fischer a. a. 0. S. 86. 
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Lesen und Schreiben das eigentliche Schulwesen: aus den Ka- 
techismusschulen des Küsters wurden deutsche Volksschulen*). 

Dass das Wirken der Reformatoren für die Erreichung 
des Zieles einer christlichen Volksschule nicht so sehr in die 
Augen springt und nur allmählich günstige Erfolge aufzuweisen 
vermag, lässt sich aus verschiedenen Gründen erklären: 

Die Reformatoren konnten in jener Zeit des Sturms und 
Drangs der Kirche zunächst meist nur einen verhältnismässig 
geringen Teil ihrer Arbeitskraft der Schule im besonderen zu- 
wenden und auch dann noch hing der Erfolg von andern Fak- 
toren ab. — Der Protestantismus hatte weder genügende Mittel 
zur Verfügung, noch sah er es als seine eigentliche Aufgabe an. 
Schulen zu gründen*). Nein, entsprechend der ganzen Ausge- 
staltung und Entwicklung der evangelischen Kirche in engem 
Anschluss an Staat und Gemeinde überwies sie diesen als eine 
ihrer höchsten Aufgaben die Pflicht, das Schulwesen — ent- 
sprechend den allgemeinen evangelischen und den für die Schule 
gefundenen Grundsätzen — umzugestalten bezw. zu begründen 
und weiterzuführen*). Besonders deutlich tritt dieser ur-pro- 

1) Speziell für Württemberg wird diese Entwicklung neuerdings 
geleugnet; wir werden hierauf später des Näheren eingehen. 

2) Wohl zu beachten ist aber, dass in der Folgezeit eine grosse 
Anzahl von Schulen — besonders Dorfschulen — ohne namhafte Leist- 
ungen aus dem Kirchenvermögen teils nicht gegründet teils nicht er- 
halten worden wären. 

3) Eben in diesem engen Anschluss der evangelischen Kirche an 
den Staat liegt ein für die Organisation des Schulwesens bis auf den 
heutigen Tag hochbedeutsamer und tiefgreifender Unterschied gegenüber 
der katholischen Kirche. Während diese — heute wie einst — in dem 
Staate und der staatlichen Obrigkeit grundsätzlich etwas der Kirche 
Widerstrebendes, Feindseliges erblickt, sagtLüTHEs: „Ein ygliche seele 
(ich halt des Bapsts auch), sol unterthan sein der ubirgkeit, den sie 
tregt nit umbsonst das Schwert, sie dienet got damit, zur straff der 
bösen, und zu lob den frumen"; (An den christl. Adel. — Wolfp a. 
a. 0. S. 10) — „Nu hie ist nicht not zu sagen, wie das welltlich regi- 
ment eyn göttlich Ordnung und stand ist. Davon ich sonst so viel ge- 
sagt hab, das ich hoffe, es zweyffel niemand dran" (An die Badherrn . . 
WoLPF a. a. 0. S. 189). 
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testantische Grundsatz, dass die Sorge für das Schulwesen eine 
Aufgabe des Staates sei, in einem Briefe Luthers an den Kur- 
fürsten vor Augen, in ihm schreibt er (22. Nov. 1626) : „Weil 
aber uns allen, sonderlich der Oberkeit geboten ist, für allen 
Dingen doch die arme Jugend, so täglich geborn wird und da- 
her wächst, zu ziehen, und zu Gottesfurcht und Zucht zu halten, 
muss man Schulen und Prediger und Pfarrherr haben. Wollen 
die Altern ja nicht, mügen sie immer zum Teufel hinfahren. 
Aber wo die Jugend versäumet und unerzogen bleibt, da ist 
die Schuld der Oberkeit, und wird dazu das Land voll wilder, 
loser Leute, dass nicht allein Gottes Gebot, sondern auch unser 
aller Noth zwingt, hierinn Wegs fürzuwenden. Nu aber in E. K. 
F. G. Fürstenthum päbstlich und geistlicher Zwang und Ord- 
nung aus ist, und alle Klöster und Stift in E. K. F. G., als dem 
obersten Haupt, in die Hände fallen, kommen zugleich mit auch 
die Pflicht und Beschwerde, solches Ding zu ordnen ; denn sich's 
sonst niemand annimmt, noch annehmen kann, noch soll .... 
Wo eine Stadt oder Dorf ist, die des Vermögens sind, hat E. 
K. F. G. Macht, sie zu zwingen, dass sie Schulen, Predigtstühle, 
Pfarren halten. Wollen sie es nicht zu ihrer Seligkeit thun 
noch bedenken, so ist E. K. F. G. da, als oberster Vormund 
der Jugend und aller, die es bedürfen, und soll mit Gewalt 
dazu halten, dass sie es thun müssen; gleich als wenn man 
sie mit Gewalt zwingt, dass sie zur Brücken, Steg und Weg, 
oder sonst zufälliger Landesnoth geben und dienen müssen" *). 
— Ebenso deutlich spricht sich Luther dahin aus, dass die 
Kosten der Schulen von den einzelnen Gemeinden zu tragen 
seien, auch zeigt er, wie die nötigen Mittel ohne grosse Mühe 
gewonnen werden könnten : „Auch soll sich eyn iglicher burger 
selbs das lassen bewegen, hatt er bis her so viel gelts und 
gutts an ablas, messen, vigilien, stiffte, testament, iartagen, 
bettel münchen, bruderschafften, walffarten und was des ge- 

1) De Wettb, Luthers Briefe, Sendschreiben und Bedenken, 3. Teil. 
1827, S. 136. 
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schwlirras mehr ist, verlieren müssen, und nu hynfurt, von 
Gottis gnaden, solches raubens und gebens loss ist, wollt doch Gott 
zu danck und zu ehren, hynfurt des selben eyn teyl zur schulen 
geben, die armen Kinder auflf zuzihen, das so hertzlich wol an- 
gelegt ist, so er doch hette müst wol zehen mal so viel 
vergebens den obgenannten reubern und noch mehr geben 
ewiglich" *) *). 

So hat also die evangelische Kirche grundsätzlich das 
Schulwesen für eine Sache des Staates erklärt; sie hat nicht 
Schulhäuser gebaut, nicht Lehrer angestellt u. s. w., sondern 
sie hat dies als weltlich' und äusserlich' Geschäft dem Staat 
bezw. den Gemeinden überlassen, sie hat aber verlangt, dass 
innerhalb der Schulen allenthalben der evangelische Geist herr- 
sche und dass die Erziehung der Jugend zu religiös-sittlichen 
Charakteren — bei aller Betonung der Notwendigkeit welt- 
lichen Wissens — das Hauptbestreben des Lehrers zu bil- 
den habe. 

Wenn somit nicht plötzlich eine Menge von Schulen er- 
stand, so lag dies nicht an den Reformatoren, sonderiT an 
Fürsten und Gemeinden, welche häufig die erforderlichen Aus- 
gaben scheuten oder zu saumselig vorgingen. Daraus erklären 
sie die Worte Luthees: „Weil sie jtzt nicht wollen neeren noch 
halten frume, ehrliche, züchtige Schulmeister und lerer, von 
Gott der geboten, die ihre Kinder zu Gottes furcht, zucht, 
kunst, lere und ehre ziehen mit grosser arbeit, vleis und mühe, 
dazu mit geringer kost und gelt. So sollen sie da für kriegen 
lokaten, bachanten, grobe esel und tölpel, wie sie vorhin ge- 
habt haben, die jhre Kinder mit grosser kost und gellt dennoch 
nichts anders leren, denn eitel esel sein" und „Fürsten und 
Herrn seitens thun, aber sie haben auffen Schlitten zufaren, zu 
trinken, und in der mumerey zu lauflFen, und sind beladen mit 



1) An die Radherrn. — Wolff a. a. 0. S. 176. 

2) Vergl. auch Stöokl a. a. 0. S. 208, 209, 211, 213. 
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hohen merklichen gescheflften des kellers, der küchen und der 
kamer** ^). 

Zu solcher Interesselosigkeit kam häufig noch, dass das 
Volk — in Ermangelung einer Volksbildung — zunächst häufig 
zu wenig Einsicht besass, um den Wert einer Schulbildung 
würdigen zu können. Deshalb bedurfte es oft einer langwierigen 
Arbeit der evangelischen Geistlichen, bis sie die Bürger von 
der christlichen Pflicht der Jugenderziehung in geeigneten Schulen 
überzeugten. Auch Lttthee sieht sich häufig gezwungen, den 
Leuten Bedeutung, Zweck, Wert und Notwendigkeit der Schulen 
klar zu machen*). 

Ausserdem dürfen wir aber nicht übersehen, wie wenig 
jene Zeit für eine gedeihliche Entwicklung des Schulwesens ge- 
eignet war, wie besonders der Bauernkrieg die Arbeit für die 
Volksschule unendlich erschwerte. 

In dem Sinne der hier gegebenen Ausführungen ist so- 
nach richtig, was Fischeb') sagt: „Die Reformatoren nahmen 
den Volksschulen gegenüber den Stand der Pädagogen ein, die 
vortrefflich über Schulen, Erziehung und Lehrer schreiben, 
aber keine Macht haben. Schulen nach ihren Wünschen zu 
gründen, oder die vorhandenen ihren Vorschlägen gemäss um- 
zuformen.** 

Anmerkung. In Bezug auf das in der Literatur häufig zitierte 
Werk Fischers soU übrigens hier betont werden, dass Fischer — so 
anerkennenswert seine Darstellung im AUgemeinen ist — in der Beur- 
teilung der Beformation nicht massgebend sein kann. Als Vorkämpfer 
der Lehrer gegen kirchliche Ansprüche lässt er sein „Aber'' gegen die 
Kirche derart die Feder führen, dass die Ausführungen sich teils wider- 
sprechen teils unbewiesene und unbeweisbare Behauptungen enthalten. 
— Zum Beweis hiefür seien nur folgende Urteile Fischers aufgezeigt: 
„Der Einfluss der Beformation war so mächtig (!), dass vielfach mit 
Übergebung der vorreformatorischen niederen Schulen die Anfänge der- 



1) An die Badherrn. — Wulff a. a. 0. S. 189, 190. 

2) Vergl. u. a. : An die Badherrn. — Wolpf a. a. 0. S. 190, 
191, 195, 196. 

3) a. a. 0. S. 79. 
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selben nur auf Luther und seine Freunde zurückgeführt wurden, was 
nicht einmal, wie dargelegt werden soll, bei der Gründung der Dorf- 
schulen überall nachweisbar ist. Ihre Einwirkung war nur mittelbar 
und bestand darin, dass sie alle Kräfte im Volke anregten und dadurch 
den Wunsch nach einer Schulbildung erweckten. Sie gaben das teure 
Bibelwort in der Muttersprache dem Volke in die Hand. Jetzt erst ge- 
wann das Lesen eine Bedeutung, um deretwillen es wert war, diese Kunst 
in der Schule zu erlernen. Jetzt erst kam das Volk als Volk in Be- 
tracht. In diesem frischerwachten Volksbewusstsein schlug die Volks- 
schule von neuem Wurzel, so kräftig, dass sie die wildesten Stürme 
überdauerte (S. 77). Dagegen lesen wir auf Seite 99: „Zu einem er- 
freulichen Ergebnis der Volksschulfrage giebt das Jahrhundert der Re- 
formation wenig Ursache. Es streute die Keime der Volksschule aus, 
aber spärlich war im allgemeinen die Entfaltung. '^ Dabei scheint Fischer 
sein Yorreformatorisches Schulwesen aus dem Auge verloren zu haben 
und ebenso seine Behauptung (S. 79) , dass die Reformatoren die ent- 
standenen Volksschulen einzig und allein als Vorhof zur Kirche 

betrachteten, nicht als Mittel zu einer noch so geringen allgemeinen 
Bildung^). Trotzdem zählt nachher Fischer die Reformatoren als Mit- 
begründer der Volksschule auf (S. 104). 

Über die Kirche und die Geistlichen überhaupt aber findet er fol- 
gende Worte: „Selten fördert es die Schule und den Lehrerstand, wenn 
der Staat bei seinen guten Absichten und Plänen den Rat und Segen 
der Kirche einholt, die in allen Schulfragen, wie es ja auch natürlich 
ist (!), nur darauf sieht, ob es der Kirche frommt, niemals (I) ob es die 
Schule und die VolksbUdung fördert« (S. 79) und S. 285 : „Die Geist- 
lichen haben zu allen Zeiten (von rühmlichen Ausnahmen abgesehen) 
über Unterricht und Erziehung des Volkes Ansichten gehegt, die ihnen 
den Vorwurf der Bildungsfeindlichkeit eingetragen haben." Trotz alle- 
dem aber muss Fischer eingestehn: „Es ist aber auch schwer zu sagen, 
woher sonst die Schulaufseher in jener Zeit*) gewonnen werden sollten 
bei dem Mangel an tüchtig vorbereiteten Lehrern" (S. 326), ja er spricht 
sogar in seinem Vorwort IV von deutschen Volke als einem „Volk, das 
sich rühmen darf, in Beziehung auf die allgemeine Volksbildung uner- 
reicht dazustehen". Wir fragen: Wer anders als die bildungsfeindliche 
Geistlichkeit hat dieses glänzende Schulwesen geleitet von den ersten 
Anfängen an bis zu solchem Ruhme? 

Die genannten Schwierigkeiten, mit welchen die Refor- 
matoren zu kämpfen hatten, wurden endlich noch dadurch er- 



1) Heisst das Keime der Volksschule ausstreuen ? oder den Boden 
bereiten für eine die wildesten Stürme überdauernde Volksschule? 

2) 18. Jahrhundert. 
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höht, dass meist das nötige Material an tüchtigen Lehrern und 
Geistlichen fehlte. 

Die Beformatoren mussten deshalb zunächst darauf be- 
dacht sein, diesen Ständen und ebenso dem Beamtenstand über- 
haupt gut vorgebildete Leute zuzuführen. Eine solche Vor- 
bildung war in höheren Schulen zu bieten und diese mussten 
somit in erster Linie geschaifen oder umgestaltet werden. Was 
hätte das protestantische Volk leisten sollen ohne höher gebil- 
dete Beamte und Geistliche 0, welche Erfolge sollte eine Volks- 
schule haben können, wenn in ihr der Unterricht von unwissen- 
den Lehrern erteilt wurde? — Aus diesen Gründen darf man 
es natürlich finden, dass Luther so sehr auf die Errichtung 
von Lateinschulen drang*). Wenn nun aber hieraus gefolgert 
werden will, Luther habe überhaupt nicht an Volksschulen ge- 
dacht, so ist die Folgerung falsch. Sie ist falsch: 1) weil 
Luther selbst an verschiedenen Orten — sogar in seiner Pro- 
grammschrift für städtische Lateinschulen : An die Badherrn . . . 
von der Notwendigkeit einer allgemeinen Volksbildung spricht *) 



1) Vgl. WoLFP a. a. 0. S. 186. 

2) Vgl. hierüber nur folgende Äusserungen Luthers : An die Bad- 
herrn . . S. 189 „Das ich mich unser Christen Schemen mus, wenn ich 
dran denke, und sonderlich unser deutschen, die wir so gar stock und 
thier sind, und sagen thüren, Ja was sollen die schulen, so man nicht 
soll geystlich werden? Die wir doch wissen und yhe wissen sollen, wie 
eyn nötiges und nütziges Ding es ist, und Gott so angenehm, wo eyn 
Fürst, herr, radmann odder was regiern soll, gelert und geschickt ist, 
den selben stand Christlich zu füren." — S. 192: „So müssen wyr ia 
leut haben, die uns Gottes wort und sacrament reichen und seel warter 
seyen im Volk. Wo wollen wyr sie aber nemen, so man die schulen 

zur gehen lesst, und nicht andere Christlicher aufrichtet ? Darumb 

es hohe not ist, nicht alleyne der iungen leut halben, sondern auch 
beyder unser stende geystlich und weltlich zur halten, dass man ynn 
diser Sachen, mit ernst und ynn der zeyt dazu thu." 

3) Vgl. z. B.: An die Radherrn . . . Wolpf a. a. 0. S. 191, 192, 
danach sollen Knaben und Mädchen täglich eine bis zwei Stunden in die 
Schule gehen und in der übrigen Zeit sich eines Handwerks bezw. der 
Hausgeschäfte befleissigen. Nur die Begabtesten, welche zu Lehrern 

2 
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und die Notwendigkeit der Pflege auch der deutschen Sprache 
vor Augen fllhrt. (Den bisherigen Schulen macht Luther u. a. 
den Vorwurf, dass sie das Deutsche vernachlässigt hätten, vgl. 
z. B. Wolfe a. a. 0. S. 177: „zwentzig, vierzig iar hat eyner 
gelernt und hat doch widder latenisch noch deutsch gewust", 
und S. 184: „ynn den hohen schulen und klöstern, darynnen 
man — lateinische und deutsche spräche verderbet hat, das 
die elenden leut schier zu lautter bestien worden sind, wider 
deutsch noch lateinisch recht reden und schreyben können." — 
Schon daraus folgt, dass Luther in den neuen Schulen deutsch 
Lesen und Schreiben als natürliche Unterrichtsgegenstände an- 
sah. — Dass Luther die deutsche Bibel nicht einem Volke 
geben wollte, das deutscher Schrift und Sprache unwissend sein 
sollte, mag nur nebenbei bemerkt werden; 

2) weil der ganze Geist und Charakter des Protestantismus 
eine allgemeine Volksbildung forderte und auf die Errichtung 
deutscher Volksschulen drängte. „Es lagen ja in der Tat in 
den Grundgedanken der Reformation so viele Momente, die zur 
Gründung deutscher Volksschulen hindrängten; das materiale 
Prinzip der Reformation, die Lehre von der Rechtfertigung 
allein durch den Glauben, forderte dringend geistige Hebung 
des Volkes ; das formale Prinzip der Autorität der Schrift for- 
derte Befähigung auch der einzelnen Gemeindeglieder zum Lesen 
in der Schrift; der besonders von Luther selbst so stark be- 
tonte deutschnationale Geist der Reformation forderte auch in 
der Schule Emanzipation vom überlieferten römischen Wesen '). 



oder Lehrerinnen, zu Predigern und andern geistlichen Ämtern^ geschickt 
seien, soUe man mehr und länger dabei lassen; dazu (Wolff a. a. 0. 
S. 66) : „Für allen Dingenn, solt in den hohen und nydern schulen, die 
furnehmst und gemeynist lektion sein, die heylich schrifft, und den 
iungen knaben das Evangelij, Und wolt got, ein yglich Stadt, het auch 
ein maydschulen, darinnen des tags die meydlin ein stund das Eyange- 
lium horetenn, es were zu deutsch odder lateinisch. 

1) Beokh : Die Anfänge des Volksschulwesens in Württemberg — 
Literarische Beilage des Staatsanzeigers für Württemberg 1876. 
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Auch Mebtz sagt*): «Es ist das formale und materiale Prinzip 
der Reformation gewesen, welches für alle Zeiten für ein ge- 
sundes Schulwesen den Grund gelegt und zu seinem Aufbau 
einen sehr grossen Teil beigetragen hat." Ein anderer Schrift- 
steller führt aus*): „Luther gab 1530 den Sermon heraus, dass 
man „die Kinder zur Schule halten solle". Hier liegt der Aus- 
gangspunkt für die allgemeine Schulpflicht. Luther verlangt 
Schulen für alle Schichten des Volks . . . Doch die Zeit war 
für sein Ideal noch nicht reif. — Die starke Überlegenheit des 
protestantischen Deutschland trat in der Volksschule hervor. 
Ihre Entwicklung hat sich mit Notwendigkeit aus dem evan- 
gelischen KirchenbegriiF ergeben. Nur in ihr kam die natio- 
nale, volkstümliche Richtung Luthers zu wirklicher Entfaltung." 
Mit den erörterten Hindernissen, welche sich dem neuen 
Schulwesen entgegenstellten und mit dem — auch in katholi- 
schen Kreisen — verbreiteten Misstrauen gegen die römische 
Kirche hängt es zusammen, dass zunächst die meisten Schulen 
einen traurigen Anblick gewähren. Pfaff berichtet hierüber ') : 
„Als nun aber die Reformation in Schwaben Eingang fand, 
kam es zu einer für die Schulen sehr bedenklichen Krisis. Sie 
wurden immer weniger besucht, weil die Leute meinten, da sie 
ihre Kinder nun doch nicht mehr als Geistliche unterbringen 
oder . in Klöstern versorgen könnten *) , so hätten diese auch 
keine gelehrte Bildung mehr nötig und es sei besser für sie, 
sie lernten etwas anderes, wodurch sie einnial ihr Brod er- 
werben und sich Vermögen verschaffen könnten." — „Doch 
die beste Abhilfe brachte die Reformation selbst, überall, wo 
sie wirklich eingeführt wurde, hatte sie auch die Verbesserung 
des Unterrichtswesens zur Folge." — 

1) Das Schulwesen der deutschen Reformation im 16. Jahrhun- 
dert. — S. 73. 

2) Rein, Pädagogik in systematischer Darstellung 1903 — Bd. I 
S. 249 u. 251. 

3) a. a. 0. S. 45, 46. 

4) Vgl. auch Luther bei Wulff a. a. 0. S. 174. 

2* 
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Im Hinweis auf diesen vorübergehenden Niedergang wird 
die Reformation von Manchen eines Verbrechens an der ge- 
deihlichen Weiterentwicklung des Schulwesens beschuldigt. „Es 
ist ein leeres Gerede, wenn man behauptet, die Volksschule 
datiere entweder ihren Ursprung von der Reformätionszeit oder 
habe doch wenigstens erst durch die „Reformation" den rechten 
Aufschwung genommen. Nichts ist unwahrer als dieses. Das 
Volksschulwesen ward durch die „Reformation vielmehr des- 
organisiert und in Verfall gebracht, und es dauerte eine ziem- 
liche Zeit, bis die weltliche Obrigkeit sich auch der Volks- 
schule annahm, und durch landesherrliche Verordnungen wieder 
Ordnung schuf *). — Was von solchen Vorwürfen zu halten 
ist, sahen wir und werden es im Folgenden noch deutlicher 
sehen, die evangelische Kirche aber mag sie getrost zu den 
übrigen legen in dem Bewusstsein, dass ohne Reformation un- 
sere Schule sich heute noch mittelalterlicher Zustände erfreuen 
dürfte. 

§4. 

Einfluss der Reformation auf das württembergische 
Volks-Schulwesen im Einzelnen und Entwicklung 

bis 1659. 

Wie es um das vorreformatorische Schulwesen im Herzog- 
tum Württemberg bestellt war, haben wir gesehen : Eine kleine 
Zahl lateinischer Schulen *) war berufen, Württembergs Jugend 



1) Stöckl a. a. 0. S. 209. — Wie übrigens „die Wirren der Refor- 
mation grosse Verwüstungen anrichten konnten (Stöckl S. 231), ist für 
uns nicht erklärlich, wenn wir Stöckls eigene Worte zu Grund legen, 
dass vor der Beformation „das Volk in Unwissenheit und Sittenlosigkeit 
versank" (Stöckl S. 193). — Wohl aber ist uns dieses von Stöckl ge- 
schilderte Volk, „unwissend, wie es grösstenteils war** (Stöckl S. 194) 
eine willkommene Stütze von streng katholischer Seite für unsere An- 
sicht über die Volksbildung vor der Reformation. 

2) Über die beiden Mädchenschulen in Stuttgart und Tübingen 
vgl. ScHMiD a. a. 0. S. 94 und (dort zit) VoaELMANN, Magazin für Päda- 
gogik 1884. 
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zu unterrichten und zu ziehen. — Von den versuchten Beweisen 
für das Vorhandensein von Dorfschulen oder gar von deutschen 
Schulen hat sich der wissenschaftlichen Forschung gegenüber 
kein einziger als stichhaltig gezeigt; auch Kaibseb sieht sich 
gezwungen, — nachdem er zuvor behauptet hat, „der Nach- 
weis für das Vorhandensein von zahlreichen deutschen Stadt- 
und Landschulen im 14., 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts 
lasse sich direkt liefern für alle Gegenden Deutschlands" ^ 
— seine Leser ohne den Versuch einer Beweisführung mit 
der Behauptung abzufertigen: „Die Existenz von Dorfschulen 
vor der Reformationszeit zu bezweifeln, wie es manche sonst 
verdienstvolle Forscher tun, ist nicht gerechtfertigt. Es gab, 
wenn auch urkundliche Aufzeichnungen darüber spärlich sind, 
wirklich Schulen für die Landbewohner"*). — 

Wie ist nun unter dem Einflüsse der Beformation die 
Volksschule entstanden ? Die bisherige Ansicht, der wir schon 
oben beigetreten sind, war die: Die Geistlichen haben ihren 
Küstern den Katechismusunterricht übertragen und hieraus hat 
sich durch Beifügung des Unterrichts in den Elementarfächern 
die Volksschule gebildet. — Dem tritt Sohmid in seiner eben 
erschienenen Arbeit — das württembergische Volksschulwesen 
im 16. Jahrhundert — entgegen, indem er zu beweisen sucht, 
dass in Württemberg*) nicht der Mesner, sondern der Pfarrer 
der erste Schullehrer gewesen ist^). Diese neue Anschauung 
ist besonders deshalb wichtig und beachtenswert, weil sie das 
historische Recht der evangelischen Kirche stützen soll, wäh- 
rend nach der hier vertretenen Ansicht von einer — aller- 
dings durch niedere Kirchendiener besorgten — Gemeinde- 
schule ^) zu sprechen wäre. — Wenn wir nun auch auf das 



1) a. a. 0. S. 16. 

2) a. a. 0. S. 17. 

■ 3) W^enigstens „in einer grossen Zahl von Dörfern^. 
4) a. a. 0. S. 101. 

6) Der Mesner lehrte die Elemente im Dienst und Auftrag der 
Gemeinde. 
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historische Recht der Kirche keinen grossen Wert legen, so 
tun dies doch die meisten Verteidiger im kirchlichen Lager 
und deshalb sei kurz auf die Pfarrer-Lehrer eingegangen. 
Nehmen wir — ohne nähere Prüfung — an, dass tatsäch- 
lich 50 —60 Pfarrer die ersten Volksschullehrer in ihren Ge- 
meinden gewesen seien, so folgt daraus für ein durch Grün- 
dung erworbenes Anrecht der Kirche auf die Schule gar nichts : 
So wenig es im Sinne der Reformatoren und der evangelischen 
Kirche lag, dass die Gründung und Unterhaltung von Schulen 
eine Sache der Kirche sei, ebenso wenig lag es in ihrer Ab- 
sicht, den Pfarrern die Last des Schulhaltens aufzubürden^). 
Unterzog sich ein Pfarrer trotzdem dieser Mühe, so war dies 
lediglich eine persönliche Liebenswürdigkeit und Fürsorge, er 
war dazu nicht verpflichtet und jeder folgende Pfarrer konnte 
sich dem Schulhalten entziehen, wenn er wollte. Dem ent- 
sprach, dass die Pfarrer-Lehrer in den Städten nicht vorkamen 
und dass sie auf den Dörfern in der erheblichen Minderzahl 
waren gegenüber den Mesner-Lehrern : Diese bildeten also doch 
die Regel. — Abgesehen davon, inwieweit das Schulhalten 
des Pfarrers als „Volksschulgründung" bezeichnet werden kann, 
muss endlich angenommen werden, dass mindestens in den 
Städten, wo die ganze Entwicklung früher einsetzte und rascher 
vor sich ging, längst Schulen mit Lehrern ohne Pfarramt be- 
standen, bevor sich die Dorf-Pfarrer zum Schulhalten ent- 
schlossen; wollte man also die Tätigkeit einzelner Geistlicher 
zu Gunsten eines kirchlichen Rechts auslegen, so waren jeden- 
falls die Volksschulen der Pfarrer nicht die ersten im Lande: 
sie schlössen sich an an die Volksschulen, welche die. Gemeinden 
— meist mit Unterstützung des Staats — errichtet hatten und 
unterhielten. 

In Städten und Dörfern hatte sich vielfach und verhältnis- 
mässig früh — Dank dem Geiste des Protestantismus und 

l) Beachte auch, dass Pfarrer und Lehrer immer gesondert — 
als 2 Personen — aufgeführt werden! 
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den unablässigen Bemühungen der Reformatoren und Pfarrer 
— die Überzeugung Bahn gebrochen, dass die Ausbildung der 
Kinder in Religion und in den Elementen des weltlichen Wis- 
sens eine erste Christenpflicht sei; besonders „der Aufruf Lu- 
thers 1524 an die Radherm . . . fand in Württemberg nicht 
bloss in Städten, sondern auch in Dörfern vielfach Gehör. Bei 
den Akten liegen zahlreiche Gesuche von Gemeindebehörden 
um Beiträge seitens der herzoglichen Verwaltung zum Zweck 
der Errichtung einer Schule"'). Diese Gründung von Volks- 
schulen durch die Gemeinden bildet durchaus die Regel und 
bis heute ist unseres Wissens keine einzige städtische Volks- 
schule in Württemberg nachgewiesen, welche ihre Errichtung 
nicht dem Bürgertum allein oder zusammen mit der Regierung 
zu verdanken hätte. Auch Schmid räumt ein *) : „So kann man 
wohl in nicht seltenen Fällen sagen, die Schule ist aus der 
Gemeinde selbst herausgewachsen, in der durch die reforma- 
torische Bewegung die Erkenntnis von der Notwendigkeit der 
Unterweisung, der religiösen und der weltlichen, erwacht war." 
Aber, wie schon aus den erwähnten Gesuchen an die 
Regierung hervorgeht, besassen die Gemeinden meist nicht 
die zur Errichtung und Unterhaltung von Volksschulen erfor- 
derlichen Mittel. Hier musste mit Mitteln des Staates geholfen 
werden und dies geschah auch, — entsprechend den Grund- 
sätzen des Protestantismus : — „Nicht zu vergessen ist die tat- 
kräftige Förderung der Einrichtung von Schulen seitens des 
Herzogs und seiner Regierung. Ein nicht unbeträchtlicher Teil 
des eingezogenen Kirchenguts, sowohl Pfarrhäuser als Pfründen, 
wurde von der herzoglichen Regierung für Schulzwecke ver- 
willigt"*). Ausserdem griff aber der Staat in der Folgezeit 
auch da und dort ein, indem er einzelne, die Schulbildung ge- 
ring achtenden Gemeinden zwang, Schulen zu errichten; also 

1) SoHMiD a. a. 0. S. 100. 

2) a. a. 0. S. 100. 

3) SoHMiD a. a. 0. S. 100. (Dort sind auch einige Beispiele auf- 
geführt.) 
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auch in diesen Fällen wurde die Schule — wenn auch unter 
staatlichem Zwange — von der Gemeinde gegründet. — Wir 
sehen aus diesem Vorgehen des Staates deutlich, dass der re- 
formatorische Gedanke — : die Sorge für das Schulwesen ist 
Aufgabe des Staates — zur Herrschaft gelangt war, und femer 
erkennen wir, dass man die Gründung der Schulen für eine 
natürliche Pflicht der Gemeinden hielt. — 

So gelangen wir zu der Ansicht: Die Volksschule Würt- 
tembergs ist — Dank dem Geiste und Einfluss des Protestan- 
tismus — von den Gemeinden im Verein mit dem Staate ge- 
schafifen worden. 

Wer waren die ersten Lehrer in diesen Schulen? Wie 
schon gesagt: die Mesner'). — Auf diese Leute, denen die 
überlasteten Pfarrer häufig den Katechismusunterricht über- 
trugen, richteten sich unwillkürlich die Augen der Gemeinden. 
Wer war auch in jener Zeit geeigneter zum Schullehrer als 
der Mesner? So wurde bald die Verbindung der Mesnerstelle 
mit der des deutschen Schulmeisters immer mehr die Regel 
und diese hat ihre Sanktion gefunden in der Schulordnung von 
1559. — Für uns ist hier dieser Mesner-Lehrer von Bedeu- 
tung, weil durch ihn zwischen der gemeinde-staatlichen Volks- 
schule und der Kirche ein enges Band geschlungen wurde, ein 
Band, dessen Bedeutung für die kommende Entwicklung keine 
geringe war. 

Bevor wir diese Entwicklung weiter verfolgen, müssen wir 
kurz einige Worte über das höhere Schulwesen Württembergs 
sagen, weil der Beformation besonders auch unter Bezugnahme 
auf unser Land der Vorwurf gemacht wird, sie habe keine 
Volksschulen, sondern Lateinschulen erstrebt. — Wie ander- 
wärts war man auch in Württemberg zunächst sehr darauf 
bedacht, für Staat und Kirche tüchtige Diener heranzubilden; 
deshalb waren die Lateinschulen ein Gegenstand besonderer 

1) Vgl. auch die Darstellung von Beck a. a. 0. — und die von 
SoBHiD a. a. 0. S. 101. 
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Fürsorge. Aus solchem Bestreben der Befriedigung eines un- 
abweisbaren Bedürfnisses, eines Lebensbedürfnisses für Kirche 
und Staat, erklärt sich — im Zusammenhang mit der damaligen 
Bevorzugung des Lateinischen — die Bestimmung in der „Li- 
struktion für Visitations-Räthe" vom Jahre 1546: „Und nach- 
dem in vilen auch kleinen Stetten neben den Lateinischen auch 
Teutsch schulen seien, dadurch die Lateinischen schulen ver- 
derbt und vill knaben So zu Latein lernen und also zu der 
Ehr gottes auch Verwaltung aines gemainen nutzes geschickt 
versombt werden und aber ain jeder Lateinischer Schuler im 
Latein ... das teutsch schreiben und lesen . . . ergreifft, So 
soUendt gott dem herren auch von aines gemainen nutzes wegen 
die teutschen schulen in sollichen klainen Stetlin abgeschafift 
werden" *). — Im Hinweis hierauf wird meist behauptet, Herzog 
Ulrich habe keinen Sinn für Volksbildung gehabt. Dem können 
wir nicht beitreten : die Verhältnisse forderten unabweisbar eine 
Ausgestaltung des höheren Schulwesen, höher gebildete Männer 
taten in erster Linie Not, und wenn Ulrich dem nicht Bechnung 
getragen hätte, so wäre es dem Lande zu grossem Schaden ge- 
worden. Ob in dieser Erkenntnis und in Nachwirkung früherer 
Ansichten Ulrich das höhere Schulwesen nicht zu weit in den 
Vordergrund treten liess, mag dahingestellt bleiben, jedenfalls 
ist aber zu betonen, dass in der angeführten Instruktion nur 
von den deutschen Schulen in kleinen Städtchen die Rede ist. 
— Aber selbst wenn wir Ulrich zum Feinde der Volksbildung 
stempeln wollen, so wäre keineswegs ein Schluss auf die Ziele 
der Reformatoren zulässig. Im Gegenteil ! Wir erhielten dann 
das Bild, dass der Protestantismus über einen kurzsichtigen 



1) R. Seh. G. S. 1 ; Bbyscheb's Sammlung der württ. Gesetze — 
Eirchengesetze (R.Ei.G.), VIII, 1 S. 68. 

2) Dass übrigens dieser Befehl nicht durchgeführt wurde, ergeben, 
die 1559 auf herzogliche Anordnung eingereichten Schulberichte, in denen 
▼iele kleine Städte aufgeführt sind, wo neben den Lateinschulen deutsche 
Schulen unterhalten wurden oder wo die Lateinschulen auch solche 
Schüler besuchten, welche nur Deutsch lernten. — Vgl. Schmid a. a. 0. S. 98. 
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Fürsten siegreich hinwegschritt. — Tatsächlich stand das Schul- 
wesen Württembergs auch unter Herzog Ulrich im engsten 
Zusammenhang mit den evangelischen Grundsätzen und tatsäch- 
lich wurden unter Herzog Ulrich manche deutsche Stadt- und 
Dorfschulen gegründet. Der Beweis hiefür lässt sich teils di- 
rekt führen*), teils ergibt er sich aus den schon erwähnten 
Schulberichten vom Jahre 1659. In diesen „wurden 194 Schulen 
namentlich aufgezählt, davon 38, in denen Lateinisch und 
Deutsch gelehrt wurde und 156 ausschliesslich Deutsche, die 
grosse Mehrzahl derselben auf den Dörfern. (S. die Aufzählung 
dieser Schulen im Württ. Schul Wochenblatt 1900. Nr. 36 flf.). Da- 
bei fehlen die Berichte von einigen Ämtern, und in einigen ist 
über die Schule nicht oder nur ganz summarisch berichtet" *). — 
Dass von diesen Schulen sehr viele schon unter Herzog Ulrichs 
Regierungszeit (bis 1550) gegründet wurden, ist zweifellos. 

Anmerkung. In diesem Zusammenhange wollen wir — wie Schmid 
— auf die Haltlosigkeit einer weit verbreiteten Ansicht hinweisen. — 
Bbckh hat diese in seiner schon zitierten Arbeit ausgesprochen mit den 
Worten: „Man mag sich wundern, dass der Gedanke einer allgemeinen 
Volksbildung durch deutsche Schulen auch auf dem Boden der Refor- 
mation verhältnismässig so langsam heranreifte und eigentlich erst der 
zweiten Generation der Reformationszeit angehört.*' (Tatsächliche Ein- 
richtung deutscher Dorfschulen erst seit 1559). — Auf Grund des ge- 
lieferten Beweises für das Vorhandensein vieler deutscher Dorfschulen 
muss aber als richtig anerkannt werden: „Es ist zweifellos, dass die 
Schulordnung von Herzog Christoph nicht erst zur Gründung dieser 
Schulen Anstoss gegeben hat, sondern dass diese vorher erfolgt ist ; das 
Verdienst dieser Schulordnung ist nur eine weitere Förderung des Schul- 
wesens auf Grund der vorausgegangenen Entwicklung. Es kann also 
auch der ersten Generation der Reformationszeit der Ruhm nicht versagt 
werden, das Ihrige für die Volksbildung mittelst deutscher Schulen getan 
zu haben'). 

Einen Beweis endlich dafür, dass Ulrich auch im Schul- 
wesen auf dem Standpunkte der Reformatoren verharrte und 
sich der Mitwirkung der Kirche versicherte, liefert auch die 

1) Schmid a. a. 0. S. 96, 97. 

2) Schmid a. a. 0. S. 98. 

3) Schmid a. a. 0. S. 98. 
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Visitationsordnung vom 4. Mai 1547. Diese bestimmt, dass die 
m religiös-kirchlichen Zwecken bestellten Inquisitores die Schul- 
meister examinieren sollen *) und dass sie den Oberamtmann u. s. w. 
befragen sollen: „Vonn dem Schulmeister, wie er sich in der 
Schul halte, von seinem vleiss und unvleiss. Ob der Prediger 
die Schul, zu gebtirlicher Zeit visitier. Ob sie auch teutsche 
Schulern zu lassen, und wie vil derselbigen in Irem Ambd 
seiennd. Wie der — Schulmeister mit Besoldung unnderhallten 
etc.« «). 

Aus diesen Inquisitoren (Visitationsräten) schuf sich Ul- 
rich eine Kirchenbehörde, indem er ihre Zahl durch 1 Ge- 
lehrten der hl. Schrift, 1 Rechtsgelehrten, 2 vom Adel und 3 
von der Bürgerschaft verstärkte. — Di^se Behörde sollte in 
der Regel monatlich in Stuttgart zur Beratung der Kirchen- 
und (!) Schulsachen zusammentreten*). — Die Unterstellung 
des Volksschulwesens unter eine Kirchenbehörde — allerdings 
mit gemischtem, weltlich-geistlichem Charakter — ist somit 
schon seit dem Jahre 1547 Rechtens. — Im Jahre 1553 schuf 
Herzog Christoph durch seine Visitations-Ordnung vom 26. Mai 
eine neue Organisation in Gestalt des Visitationsrates *). Dieser 
bestand — unter dem Vorsitze des Landhofmeisters — aus 
1 weltlichen Direktor, mehreren weltlichen Räten, dem Propst 
und 3 geistlichen Räten. „Die Theologi im Rath sollten bei 
annemung und abschaflfung der . . . Schulmaister — und dann 
allen Sachen, die Lehr und Leben der . . schulmaister — be- 
treflfendt, — helflfen decretiern. Hieneben auch mit den Neuen 
— schulmaistern das ufFerlegt Examen zu halten und jeden 
seiner geschicklichait nach helflfen ordnen"*). 

Diese Oberkirchenbehörde mit ihren Funktionen auf dem 
Gebiete des Schulwesens trägt im Wesentlichen den Charakter 

1) R.Ki.G. 1, S. 72. 

2) R.Ki.G. 1, S. 73. 

3) R.Ki.G. 1, S. 76, 77. 

4) R.Ki.G. l, S. 100 ff. 

5) R.Ki.G. 1, S. 102. 
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einer weltlichen Behörde und in der Tat war sie nicht eine 
kirchliche Behörde im technischen Sinne, sondern eine Staats- 
behörde. Dies ergibt sich schon daraus, dass in der ganzen 
Herzogszeit Staat und Kirche als Einheit bestanden^); „die 
evangelischen Kirchen nahmen trotz begrifflicher Trennung von 
Staat und Kirche den Charakter von Staatsanstalten an, die 
evangelische Kirche war Staats- und Landeskirche im aus- 
schliesslichen Sinn"*). — Aber trotz übergeordneter Staats- 
Kirchen-Behörde und trotz rechtlicher Abhängigkeit von Ge- 
meinden und Staat gewinnt die Volksschule infolge des unbe- 
schränkten Einflusses, den der Staat der evangelischen Kirche 
gewährte, den Anschein einer kirchlichen Anstalt. •— Das tritt 
besonders hervor in der Schulordnung von 1569. 

§ 6. 
Herzog Christoph und seine Schulordnung. 

Herzog Christoph fühlte sich berufen, mit starker Hand 
sein Volk dem Ziele einer allgemeinen Bildung auf kirchlich- 
religiöser Grundlage entgegenzuführen, den reformatorischen 
Gedanken der Volksschule in Stadt und Land immer mehr zur 
Wirklichkeit werden zu lassen. — Bei diesem Beginnen konnte 
er keinen besseren Mann zum Gehilfen wünschen als den schon 
durch seine Lehrtätigkeit und durch seine Haller Schulordnung 
von 1626 rühmlich bekannten Schulmann, den Reformator Jo- 
hannes Brenz. — Unter seinem massgebenden Einflüsse ent- 
stand die Kirchenordnung des Jahres 1559 und mit ihr ward 
die gestellte Aufgabe für die damalige Zeit so trefflich gelöst, 
dass Herzog Christoph sich den Ruhm eines Bahnbrechers er- 



1) Zu beachten ist auch die mangelnde Trennung von Eirchen- 
regiment und -Hoheit. Stets wird aber bei den Landesherm das Staats- 
interesse in erster Linie stehen und deshalb wird auch die einheitliche 
Behörde diesen vorzugsweise zu dienen haben. 

2) RiECKEB, Die ev. Kirche Württembergs in ihrem Verhältnis 
zum Staat. — S. 79. 
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warb und dass Württembergs Volksschule vorbildlich wurde für 
andere Staaten. 

Bezeichnend für das Verhältnis von Kirche und Schule 
ist schon äusserlich der Umstand, dass Christophs Schulord- 
nung nicht selbständig erschien, sondern als Teil der grossen 
Kirchenordnung, auf der das Kirchen- und Schulwesen für lange 
Zeit ruhen sollte. 

Uns interessiert hier derjenige Abschnitt, der betitelt ist: 
„Von Teutschen Schulen". Seine Einleitung belehrt uns also 
über Zweck und ZieP)* „Damit dann auch die Jugendt inn 
und bey unsern teutschen Schulen, mit der forcht Gottes, 
rechter Lehr und gutter Zucht, wol underricht und erzogen, 
und hierunder gleichheit seie. So wollen wir, das in solchen 
volgende Ordnung gehalten werde." — Wie hier so tritt das 
religiöse Moment auch in folgender grundlegenden Anordnung 
stark in den Vordergrund'): „Als wir auch etliche namha£fte 
und volkreiche Flecken in unserem Fürstenthumb, und gemein- 
lich hertschaffende Underthonen haben, so jrer arbeit halber 
nit alle zeit, wie nott, jre Kinder selbst underrichten und weisen 
kinden, darmit dann derselben arbeitenden Kinder in jrer Ju- 
gent nit versompt, fümämlich aber mit dem Gebett und Gate- 
chismo, und dameben Schreibens und lesens jren selbs und ge- 
meines Nutzes wegen, dessgleichen mit Psalmen singen dester 
bass underricht, und Christenlich auflferzogen, Wollen wir, wa 
bis anher in solchen Flecken Messnereien gewesen, das daselben 
teutsche Schulen mit den Messnereien zusamen angericht, und 
darauff zu versehung der teutschen Schulen und Messnereien, 
von unsern verordneten Kirchen Käthen geschickte und zuvor 
Examinierte Personen, so Schreibens und lesens wol bericht, 
auch die Jugent im Catechismo und Kirchen Gesang under- 
richten kinden, verordnet werden". 

So wurde eine bisherige Übung sanktioniert und damit 

1) R. Seh. G., s. 2. 

2) R. Seh. G., U. Bd., S. 27. 
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war die einflussreiche Anordnung getroffen, welche — bis ia 
unsere Zeit hereinreichend — Dorfschulmeister und niedem 
Kirchendiener als eine Persönlichkeit erscheinen liess. Die 
Gründe für diese Verbindung sind leicht ersichtlich : Abgesehen 
davon, dass sich das Institut des Lehrer-Mesners schon vielfach 
bewährt hatte, war es Christoph sehr willkommen, weil er in 
ihm eine gute Stütze erblickte für sein Streben nach frommen, 
kirchlich-religiösen Lehrern. — Der Hauptgrund aber lag wohl 
in der Kostenfrage. Woher sollten viele arme Gemeinden das 
Geld nehmen für die Besoldung eines Lehrers ? — Da die Re- 
gierung nicht die Mittel besass, um in so umfassender Weise 
für Gemeindebedürfnisse eintreten zu können, so mussten zu 
Lehrern solche Männer bestellt werden, welche von anderer 
Seite ein Einkommen bezogen und doch nicht vollauf beschäf- 
tigt waren. In dieser Lage befand sich der Mesner : er wurde 
von der Kirche besoldet und hatte — zumal seit der Reforma- 
tion — verhältnismässig wenig Arbeit. — Mit diesem Manne 
als Lehrer war in erster Linie den Gemeinden gedient, deren 
Ausgaben für Besoldung auf diese Weise geringfügig wurden, 
aber auch dem Staate schien die Regelung recht und billig, und 
die Kirche konnte niemand mehr als Lehrer wünschen, als 
einen ihrer Diener. 

Dass dieser Mesner-Lehrer in den meisten Fällen sein 
Haupteinkommen von der Kirche erhielt *), ist richtig und war 
auch gewollt, das sollte aber keinen Anlass dafür geben, dass 
Verteidiger der kirchlichen Rechte grosses Aufhebens machen 
wegen der einstigen Besoldung der Lehrer aus Mitteln der 
Kirche. Was hat denn die Kirche besonderes getan? Gar 



1) Er war zugleich auch Kantor. — Näheres bei Schmid a. a. 0. 134. 

2) Vgl. u. a. Eaisseb a. a. 0. 313, 314: die Lehrer waren principa- 
liter auf den Mesnerdienst angewiesen. Weitaus der grössere und zu- 
gleich mehr sichere Teil des Einkommens gehörte zum Mesnerdienste, 
weshalb man nicht mit Unrecht sagt : der Lehrer sei damals zum Mesner 
in die Kost gegangen. Das ist eben der Grund, warum tatsächlich Lehrer 
und Mesner in 1 Person vereinigt werden mussten. 
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nichts! Sie hat nur die Christenpflicht erfüllt, dass man dem 
Nächsten helfen soll ; der Mesner tat seine Pflicht als Kirchen- 
diener wie bisher und die Kirche bezahlte ihn für seinen Kir- 
chendienst. Die Kirche erlitt in keiner Hinsicht eine Einbusse, 
sie errang einen grossen Vorteil: die notwendige Folge der be- 
fohlenen Gestaltung war die Unterordnung des Lehrers als 
Mesner im Hauptamt unter seinen kirchlichen Vorgesetzten, den 
Pfarrer. 

So standen alle jene Schulen unmittelbar unter Aufsicht 
und Leitung der Kirche, die Lehrer erschienen meist als Diener 
der Pfarrer und das auch im täglichen Leben, nicht nur im 
Kirchendienst. In Beziehung auf diesen stellt die Schulord- 
nung den Lehrer-Mesner ausdrücklich jedem andern Mesner 
gleich; so sagt sie^): „Da auch der teutschen Schul die Mess- 
nerey anhienge. Wollen wir, das die Schulmaister zu gleich an- 
dern Messnem, mit dem Pfarherrn zu den Kranken, wann sie 
versehen sollen werden, gangen, den Kelch tragen, auch solchem 
actu beywonen". 

Dem entsprach, dass die Anstellung als Lehrer abhängig 
gemacht wurde von dem Bestehen einer Prüfung vor dem Kir- 
chenrat in Stuttgart. Auch die Gemeinden, welche bisher die 
Lehrerstellen nach ihrem Gutdünken besetzt hatten"), sollten 
künftig die Lehrer nicht eigenmächtig anstellen dürfen, sondern 
behielten nur ein Präsentationsrecht : „sie mögen sich wol umb 
einen andern Schulmeister bewerben, doch denselben zu der 
Schul mit nichten für sich selbs bestättigen, sondern zuvor un- 
sem verordneten Kirchenräthen presentiern" *). 



1) R. Seh. G., s. 6. 

2) R. Seh. G. S. 6 : „Als auch gemeinliehen , die Flecken ünsers 
Fürstenthumbs, die teutsche Schulen bey jnen zu verleihen gehabt, Wollen 
wir jnen solches noehmalen zulassen, und dise jr alte gereehtsame nit 
entziehen^. — Auch durch diese Worte, und weiterhin durch das so 
lange Zeit gewahrte Wahlrecht der Gemeinden finden wir unsere Auf- 
fassung der Schule als Gemeindeanstalt bestätigt. 

3) R. Seh. G., S. 6. 
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Erfolgte keine Präsentation für eine zu besetzende Stelle, 
so devolvirte das Wahlrecht an den Kirchenrat. Dieser sollte 
dann den ernannten Lehrer „den Gerichten zuschicken, die auch 
schuldig sein sollen, jne in den locum vacantem anzunemen, 
und die verordnet besoldung verfolgen zu lassen" *). 

Von den Anforderungen, denen der anzustellende Lehrer 
genügen musste, sind hier besonders zu erwähnen: „Er seie 
auch in Beligionssachen, nit jrrig, sektisch, oder abergläubisch, 
Sonder der reinen, waren Christenlichen, der Augspurgischen, 
und unserer Confession. Verstände den Catechismum, und wisse 
denselben der Jugendt verstendtlichen fürzugeben, und sie darinn 
einfältiglichen zu underweisen" *). 

Dieser christliche, kirchliche Lehrer sollte vorzüglich 
darauf bedacht sein, die ihm anvertrauten Kinder — „vermit- 
telst Göttlicher gnaden** — christlich zu erziehen und in das 
kirchliche Leben einzuführen; er sollte „den Katechismum, 
Kirchengesang, und das gebett, mit allen treuen und eyffer 
der Jugendt einbilden, mit jnen üben, und sie dessen under- 
richten""). — 

Auch die Bestimmung über die zu verwendenden Schul- 
bücher zeigt uns den kirchlich-religiösen Charakter der dama- 
ligen Volksschule *) : „Und dieweil die Kinder vor allen dingen, 
zu der forcht Gottes gezogen werden sollen. So wollen wir 
hiemit auch, das die Schulmeister keinem Kind gestatten, einig 
ergerliche, schandtliche, sectische Bücher, oder sonsten unnütze 
Fabel Schriflften, in jrem lernen zugebrauchen, sonder daran 
sein, wa sie getruckte Bücher gebrauchen wurden, damit sie 
in Christlichen Büchlin, als der Taflfel, darinn der Catechismus, 
Psalmenbüchlin , des Spruchbüchlin Salomonis, Jesus Sirachs, 
neuen Testaments, und dergleichen, lernen". — „Besonder aber 



1) R. Seh. G., S. 7. 

2) R. Seh. G., S. 6. 

3) R. Seh. G., S. 7, 8. 

4) R. Seh. G., S. 4. 
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ist unser meinung, das der Catechismus, wie derseib in unser 
Kirchenordnung begriffen, auflf das also eine gleiche form ge- 
halten, den Kindern eingebildet, und sie dahin gewönt werden, 
damit sie denselbigen ausswendig lernen, üben, und recht ver- 
stehen und begreiffen thuen, zu solchem sollen die Schulmeister 
in der Wochen einen gewissen Tag und Stund desselben Tags 
fümemen, und den Catechismum also mit jnen üben und exer- 
cieren, auch einfältiglich desselben underrichten, und jnen ver- 
stendlich explicieren. Auch die Kinder in der Schul, je par 
und par, Knaben gegen Knaben, Metlin gegen Metlin, gegen 
einander auffstellen, die fragen und antworten des Catechismi 
under jnen ergeen, und recitieren lassen, damit sie gewönt wer- 
den, denselben in der Kirchen, zu Zeit des Catechismi auch 
öffentlich vor der Gemein auffzusagen. — Dessgleichen die 
Knaben zu gewissen Tagen und Stunden, in der Wochen zum 
Kirchengesang gewönen, desselben underrichten, und mit jnen 
üben". 

Damit im Einklang standen die Vorschriften betreffend 
die „Zucht": die Schulmeister sollen, fleiss fürwenden, dass 
sich die Kinder Gottsförchtig . . und fromm halten und er- 
weisen; — Vor Mittag vor dem ausslassen — das Gebett mit 
jnen halten, und sonderlich die fürnemste Stuck des Christ- 
lichen Glaubens, das Vaterunser, den Glauben, und die zehen 
Gebote auffsagen und erzelen lassen; die Ordnung auch under 
den Kindern halten, damit sie samtlich zu der Zeit, wann der 
Catechismus in der Kirchen geleert, vor dem zusammen leutten, 
alle in der Schul erscheinen, und samentlich von dem Schul- 
meister zur Kirchen geführt werden. Auch darob halten, das 
sie darinn bleiben und dem fleissig zuhörn; darzu jedes mal 
darvor ettliche par bestimmen, wölche denselben in der Kirchen 
auffsagen ; wie er dann nach end der Predig sie darauss fragen 
und examinieren soll. Die Schulmeister sollen auch schuldig 
sein, nach dem Catechismo Sommers zeit in der Kirchen, Win- 
ters zeit in der Schulstuben, mit der andern Jugent in den 

3 
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Flecken, so nit seine Schulkinder seien, den Catechisraum und 
gemeine Gesang zuüben, und die darinn mit fleiss zu under- 
richten, wie sie des jeder zeit von den Pfarrherrn bescheiden, 
und jnen bevolhen würdt" ^). 

Bei solcher Regelung konnte über das Behördensystem 
kein Zweifel obwalten. — 

Waren die deutschen Schulen mit Lateinschulen verbun- 
den, so sollte*) die für diese „verfasste Inspektion" auch für 
die deutschen Schulen gelten. — Darnach wurde die Inspek- 
tion gebildet von „dem Pfarrherr und Amptman, und zwen 
oder drey frommen Gottesförchtigen, verstendigen, Erbaren, und 
wa maus gehaben mag, Mennern, die da gestudiert haben"*). 
Diese Inspektion sollte in folgender Weise tätig sein*): „der 
Pfarrer hatte jedes Jahr wenigstens 2 Schulpredigten zu halten ; 
in ihnen sollte er „eine ernstliche vermanung thun, das man 
die Kinder fleissig zur Schul schicken wöl" und damit verbin- 
den eine Schilderung der Notwendigkeit der Schulen und des 
grossen Nutzens der Schulbildung für Glück, ewige und zeit- 
liche Wohlfahrt der Kinder, endlich soll die Predigt berichten 
über die Mühseligkeit des Schulmeister-Amtes, damit die Ge- 
meinde den Lehrer in Ehren halte und ihm Schulgeld und Be- 
soldung getreulich und richtig reiche^). — 

Ausserdem musste der Pfarrer — ev. unter Beiziehung 
der übrigen Inspektoren wenigstens einmal jeden Monat die 
Schule besuchen, wobei er „fürnämlich darauff acht haben 
sollte, das neben der Leer, die forcht Gottes und erkanntnuss 
unsers Herrn Christi — bey der Jugent fleissig getrieben werde." 
Daneben hatte alle Vierteljahr die gesamte Inspektion die Schule 
zu visitieren und ein Examen zu halten, „damit die Knaben, 



1) R. Seh. G., S. 5, 6. 

2) R. Seh. G., S. 8 : „Von der Superattendentz der deutschen Schulen". 

3) R. Seh. G. II, S. 58. 

4) Vgl. R. Seh. G. II, S. 58—60. 

5) Auch sollen der Magistrat und die Inspektoren dafür Sorge 
tragen. R, Seh. G. II, S. 60. 
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ordentlicher weiss und zu rechter zeit, von einer Classe zu der 
andern, und höhern verordnet und geftirdert werden." — 

Streitigkeiten zwischen Bürgern und Schulmeister sollten 
vor den Magistrat oder die Inspektoren gebracht werden und 
endlich fällt diesen die Rolle des Friedensstifters zu bei Strei- 
tigkeiten zwischen Pfarrer und Lehrer^). 

Anmerkung. — In kleinen Gemeinden erschien es als zweck- 
mässig und praktisch) die genannte Verbindung von deutscher und latei- 
nischer Schule zu veranlassen. Hieraus erklärt sich die Bestimmung 
Herzog Christophs: „In den kleinen Städten, auch Dörffern, mögen die 
Lateinische und Teutsche Schulen wol beieinander sein: Will man be- 
sondere Teutsche anrichten, das mag man auff eignen Kopten thun, und 
von gemeiner Stadt Schul- und Holtzgeld geben, aber nichts vom Kir- 
chen-Kasten begehren^^ (1562). ^). Es kann somit aus dieser Bestimm- 
ung kein Vorwurf gegen Herzog Christoph abgeleitet werden, als ob 
dieser dem deutschen Schulwesen und damit der Bildupg des Volkes 
eine untergeordnete Bedeutung beigemessen hätte') um so weniger, je 
mehr man einen Einblick gewonnen hat in den ganzen Charakter und 
die Wirksamkeit jenes Mannes. — 

Noch mehr Rechte hatte der Pfarrer gegenüber den rein 
deutschen Schulen ; hier war er nicht durch ein Kollegium be- 
schränkt, sondern alleiniger „Superattendent." — Als solcher 
soll er „allwegen in 8 oder 14 tagen unversehens, doch zu ge- 
legner zeit sich in die Schul verfügen, sehen und acht nemen, 
wie sich der Schulmeister gegen den Schuliungen, mit Leer und 
Disciplin halte, auch selber etliche darunter in Catechismo, 
Buchstaben, Syllabieren, lesen, auch schreiben, examinieren, da- 
mit er erkündigen mög, ob der Schulmeister fleissig, und was 
er Frucht bey den Kindern schaffe. — Dessgleichen in der 
Kirchen bey dem Gesang, auch Catechismo auffmerckens haben, 

1) Schon aus der Zeit vor 1559 datirt also der Kampf der Lehrer 
gegen die Geistliche Aufsicht und war anscheinend nicht selten, denn 
die Grosse Eirchenordnung sagt a. a. 0. S. 59 : „Und nach dem offter- 
mals zwischen den Pfarhern und Schulpersonen, Privatsachen, oder der 
Schul halben, zwitracht und Uneinigkeit entsteet.^ . . . 

2) (Cynsos. Oecon. eccles. Wirtemb. v. 1687 — ) R. Seh. G. , S. 14. 

3) Kaisseb a. a. 0. S. 45 meint : „dass übrigens dem Herzog Chri- 
stoph trotzdem die Lateinschulen mehr am Herzen lagen als die Deut- 
schen, geht aus einem Erlass von 1562 herror." 

3* 



— 36 — 

ob der Schulmeister die Kinder fleissig darzu führe, und was 
er für feel und mängel befinde, jedesmal die selben understehn 
abzustellen, wa es dann nit verfahen wölt, solliches mit allen 
guten umbstenden, unsern Specialn, zu zeit ihrer Visitation an- 
zeigen, oder schrifftlichen zustellen, damit soUichs volgends unser 
Superintendentz nach, ferners gelangt, und gebürlichs, zeitlichs 
einsehens beschehen möge ; wie dann wir darvon in ander weg 
fernere Verordnung und bevelch thon" ^). — 

Der Schulmeister aber „soll seines Diensts wegen, seinen 
verordneten Superintendenten, Pfarrherr, Amptman und Gericht, 
als ein getrewer Diener gewärtig und gehorsam sein, — auch 
von der Schul nit verraisen oder gar abkommen, one erlaub- 
nuss des Gerichts und Superattendenten, — und in allweg der 
Ordination, und was er von unsert wegen, durch die Superin- 
tendenten und Pfarrher bescheiden, dem selben geleben und 
nachsetzen. — Darauff soll er dem Amptman (!) in beisein 
Pfarrhers und Gerichts bey band gegebner trew solliches alles 
zuhalten, und dem nachzukommen, an Aids statt promittieren und 
Pflicht thon, getrewlich und ungevarlich" ^). 

Den Pfarrern übergeordnet waren die Speziale oder Superin- 
tendenten. Diese hatten von Zeit zu Zeit gelegentlich der 
Kirchenvisitationen die Schulen zu visitieren, auch sollten sie 
den Magistrat befragen, ob der Pfarrer fleissig die Schule be- 
suche und wie sich der deutsche Schulmeister verhalte^). — 

Der Spezialen Berichte gingen an die Generalsuperinten- 
denten und wurden von ihnen an die Oberkirchen- und Schul- 
behörde gebracht. — Diese war der Kirchenrat*). 

Diese neue, den Visitationsrat ersetzende Behörde *) bestand 

1) RSch.G., S. 8, 9. 

2) R. Seh. G., S. 8. — (Diese Art der Verpflichtung spricht auch 
deutlich gegen die Behauptung, die Volksschule jener Zeit sei eine rein 
kirchliche Anstalt gewesen.) 

3) Vgl R.Ki.G., I, 247, 249. 

4) In seiner Verstärkung durch die Generalsuperintendenten Syno- 
dus genannt. (Seit Gen. Reskr. v. 6. Aug. 1597. R.Ki.G. I, S. 299.) 

5) Vgl. dazu WiNTTERLIN I, S. 41 ff. 
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— unter dem Landhofmeister und Propst zu Stuttgart — aus 
1 weltlichen Direktor, 3 Theologen und 4 politischen Räten ^). 

— Die Geschäfts Verteilung , welche hei Reyscheb a. a. 0. 
S. 274 f. ausführlich zu lesen ist, geben wir mit den Worten 
FRiEDBERas *) so wicdcr : „Die drei Theologen mit dem Direk- 
tor und zwei politischen Räten hatten über Lehre, Leben, 
Anstellung und Disciplin der Geistlichen und Lehrer als res 
mere ecclesiasticae zu entscheiden, bei res mixtae aber wenig- 
stens auf Wunsch des Direktors ihre Meinung abzugeben. Die 
res mere politicae, d. h. die Aufsicht — über sämtliche Schu- 
len etc. blieb dagegen den politischen Räten ausschliesslich 
vorbehalten" ^). 

An seine „verordneten Räte" erliess Chbistoph am Schlüsse 
seiner Schulordnung noch einen besonderen Befehl betreffend 
die sog. „Modistenschulen, in den vorzüglich künftige Schreiber 
herangebildet werden sollten". — Zu diesem Behufe hatte die 
Räte „drey fromme, Christeliche, Gotseifferige Teutsche Schul- 
meister, die von der Hand gutte Modisten und Schreiber, auch 
mit der Feder und auf der Linie rechnen „nach Stuttgart, 
Tübingen und Urach" zu schicken unter der Vergünstigung 
„dass jr jedem Jars ausser dem gemeinen Kirchenkasten ein 
steur, neben dem verordneten Schulgelt gereicht werde" *)^). 

Diese Bestimmung führt uns auf ein häufig erwähntes 
Band zwischen Kirche und Schule. Die Kirche hat auf die 



1) R.Ki.G., I, S. 273. 

2) Die geltenden Yerfassungsgesetze der ev. deutschen Landes- 
kirchen 1885. S. 401. 

3) Wie der frühere Visitationsrat war auch der Kirchenrat eine 
weltliche Behörde. Bei Kirchen- und Schulsachen wurden die 3 Theo- 
logen beigezogen, eine Staatsbehörde blieb der Kirchenrat aber trotzdem. 

4) K.Sch.G., S. 9. 

5) Hier schied also das Wahlrecht der Gemeinden aus, es war 
dies aber auch sonst ab und zu der Fall bei SteUen, wo der Herzog 
(wohl mit Rücksicht auf bedeutende Staatsbeiträge) oder die evangelisch 
gewordene Klosterobrigkeit oder eine adelige Herrschaft das Nominations- 
recht hatte. (Schmid a. a. 0. S. 129, 130). 
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Schule nicht allein einen massgebenden Einfluss ausgeübt, son- 
dern sie hat ihr auch materielle Unterstützung zu teil werden 
lassen aus dem Kirchen-Fabrikvermögen — den Heiligen — 
dem Kirchen-^) und Armenkasten. — Dadurch hat sich die 
Kirche um unser Schulwesen gewiss sehr verdient gemacht, 
wenngleich zu beachten ist, dass sie viele Gaben gerade im Hin- 
blick auf zu unterstützende Schulen empfing und dass sie ausser- 
dem mit solcher Beihilfe auch ihren eigenen Wünschen und In- 
teressen diente^). — Als Ergebnis unserer — mit Kücksicht 
auf die grundlegende Bedeutung etwas ausführliche — Behand- 
lung der Schulordnung des Herzogs Christoph erhalten wir: 

Die von Gemeinde und Staat unter dem Einflüsse des 
Protestantismus geschaffene Volksschule ist — wie Fürst und 
Staat selbst — von frommem, kirchlich-religiösem Geiste durch- 
drungen, als Lehrer wirken meist Kirchendiener, jedenfalls 
aber gläubige Christen, als Behörden fungieren Diener der 
Kirche, als geistlicher, geistiger und materieller Helfer er- 
scheint die Kirche, kurz: Die Schule gelangt immer mehr in 
die Hand der Kirche, man könnte fast sagen, sie wird von 
der Kirche zurückerobert unter Umgehung des protestantischen 
Grundsatzes der Weltlichkeit des Schulwesens. — Aber es han- 
delt sich dabei nur um einen vom Staat selbst gewünschten 
und damals gewiss heilsamen, massgebenden Einfluss der Kirche, 
eine kirchliche Anstalt wird die Schule deshalb nicht ;^) sie 



1) Herzog Chbistoph hatte 1552 aus herrenlosen katholischen 
Gütern, aus den Einkünften von Klöstern, Kirchen und geistlichen Stif- 
tungen den ^^allgemeinen Kirchenkasten '^ geschaffen — das Kirchengut. 

— Dieses sollte dienen der Kirche, der Schule und der Armut. — Im 
strengen Sinn kann also bei Leistungen aus dem Kirchengut zu Gunsten 
der Schule von Gaben der Kirche nur insoweit gesprochen werden, als 
Leistungen für die Schule auf Kosten derer für die Kirche erfolgt sind. 

— (Vgl. übrigens: ß.Sch.G., S, 2 Amn. 1: „ Die Fonds zur Erhaltung 
der Schulen und Unterhaltung der Schulmeister — waren auf das Kir- 
chengut fundiert"). 

2) Abgesehen von den mancherlei Momenten, die im Laufe der 
Darstellung als unsere Ansicht unterstützend hervorgetreten sind, (wir 



— 39 — 

bleibt, was sie von Anfang an war: Eine Anstalt von Staat 
und Gemeinde. 

§ 6. 

Die Entwicklung bis zum 18. Jahrhundert; insbe- 
sondere die Cynosura Oeconomiae ecclesiasticae 

Wirtembergicae. 

Die Schulordnung von 1559 bildete — mit einigen Abän- 
derungen V. 1582 — für eine lange Zeit die feste Grundlage, 
auf der sich das vielgerühmte Volksschulwesen Württembergs 
weiter aufbaute und ausgestaltete. — Die Beziehungen zwischen 
Schule und Kirche blieben im Wesentlichen die gleichen, nur 
kam da und dort infolge des überragenden Einflusses und der 
unermüdlichen Tätigkeit der Kirche die Ansicht zum Ausdruck, 
dass das Schulwesen eine kirchliche Angelegenheit sei. Auf 
der andern Seite finden wir, dass in dieser Periode den gestei- 
gerten Anforderungen der Zeit mehr Sorge getragen wurde, in- 
dem man auch den Unterricht in den weltlichen Fächern mehr 
zu seinem Rechte kommen Hess; an dem kirchlich-christlichen 
Charakter der Volksschule wurde aber dadurch nichts geändert, 
dieser wurde vielmehr mit Entschiedenheit hervorgehoben. Be- 
sonders betont wurde aber das religiöse Moment zum Heile 
des württembergischen Volkes gegenüber dem Geist und den 
Folgen, die der 30jährige Krieg mit sich brachte. Durch ihn 
hat das gesamte Schulwesen und überhaupt die geistige Bildung 
schweren Schaden genommen und viele seit der Reformation 
geschaffene Volksschulen sanken dahin. Dass aber trotzdem 
jene Schreckenszeit auf Württembergs Volksschule nicht ver- 



erinnem besonders an das Wahlrecht der Gemeinden, an die Mitwirkung 
von Staat und Gemeinde bei dem örtlichen Schulwesen), ist zu erwähnen, 
dass sich auch die politische Visitation auf die Schulen erstreckte 
(B.Ei.G. I, 257) und endlich sei betont, dass bei der Einheit von Staat 
und Kirche nicht der heutige scharfe Unterschied zwischen Staats- und 
Kirchendiener gemacht werden kann, wie ja auch dem Kirchenrat der 
Charakter einer Staatsbehörde beizumessen ist. 
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beerend einwirken konnte^) wie in andern Ländern, das ist 
vorzüglich den unablässigen Anstrengungen der evangeliscben 
Kircbe zu verdanken, dank denen aucb viele Geistlicbe an 
Stelle entlaufener oder verkommener Schulmeister der Schule 
vorstanden. — 

Diese und die früheren Verdienste der evangelischen Kir- 
che, besonders aber die althergebrachten und hartnäckig ver- 
teidigten Ansprüche der katholischen Kirche sollten im West- 
phälischen Frieden ihre Anerkennung finden, indem in Artikel 5 
§ 31 des Instr. pacis Osnabr. die Schulen als annexa exercitii 
religionis aufgezählt wurden. („Cuius modi annexa habentur 
institutio consistoriorum, ministeriorum tam scholasticorum quam 
ecclesiasticorum ins patronatus, alique iura similia.^^) 

Hierauf beruft sich nun die katholische Kirche bis auf 
den heutigen Tag und erklärt das Eingreifen des Staates in 
das Schulwesen als grobe Verletzung eines völkerrechtlich ga- 
rantierten Anspruchs der Kirche. — Wir glauben dass eine 
Ansicht, die diesen Paragraphen des Westphälischen Friedens 
als auch für das 20. Jahrhundert giltig in Anspruch nimmt, 
sich selbst das Urteil spricht. In der Tat kümmert sich auch 
der Staat nicht mehr um jene Vorschrift und ist schon bald nach 
dem Friedensschluss über sie zur Tagesordnung übergegangen. 
— Mit Recht sagt Fischee^): „Aber die Zeit ist bald über die 
Ansprüche der Kirche hinweggeschritten : Protestantische Fürsten 
betrachteten die Gründung niederer Schulen als Staatsangelegen- 
heit und die katholische Kirche kann ihre Ansprüche auch nicht 
auf diesen Paragraphen stützen, weil der ganze Westphälische 
Friedensschluss vom Papst mit dem Fluch belegt wurde." 

1) ScHMiD sagt a. a. 0. S. 109: „Das Schulwesen war jetzt so 
fest gegründet, dass es auch durch die Stürme des 30 jährigen Krieges, 
die ja in Württemherg ühel hausten, nicht mehr ausgerottet werden 
konnte, das württembergische Schulwesen baute sich nach dem Krieg 
verhältnismässig rasch wieder aus seinen Trümmern auf, wenn freilich 
der unheilvolle Krieg bewirkte, dass das Schulwesen ums Jahr 1700 
kaum weiter war, als um 1600". 

2) a. a. 0. S. 147. 
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Schon während des Krieges waltete in Württemberg eine 
rege Fürsorge für die Schule ; dies ergibt sich auch aus folgen- 
den Anordnungen, die uns zugleich einen Einblick gewähren 
in das damalige Verhältnis der Kirche zur Schule: Ein Syno- 
dalschluss betr. die Haltung der Kirchenkonvente von 1644 
bestimmte, in den Kirchenkonventen ^) sollten sie vornemlich 
Achtung geben, dass „die Jugendt zum Catechismo geschikht: 
und zum Gesang gestelt, summariter die wahre Gottesforcht 
bey Jungen und Alten gepflantzet, die Schneien auffgerichtet, 
die Waisen und unvermögliche Kinder sowohl als die vermög- 
liche zu den Schulen an- von den Müssigang ab- gehalten — 
auch der Kirchen- und Schuelgebäu und deren anhängige hey- 
ligen — wider in beständige Aufnahm gestellet werden"*). — 
In demselben Jahre erschien am 30. Dez. ein Gen. Reskript 
betr. die Befreiung der Kirchen- und Schuldiener von ausser- 
ordentlichen Umlagen'); Solche für Kirchen- und Schuldiener 
gemeinsam normierte Freiheiten und Vorrechte , auch die spä- 
teren Bestimmungen über deren Gerichtsstand*) zeigen uns, 
wie für Kirche und Schule einheitlich gesorgt wurde; „Die 
Pfarrer sollten umb Erhaltung mehrern Fleisses und guter 
Disciplin ihre Schulen Wöchentlich und so oft es müglich, 
fleissig visitiren (1633. 2, April)" ^), und „die Pfarrer, Schult- 
heissen und Gericht in DorflFschaflften sollten den Unfleiss in 
Halt- und Besuchung der Schulen alsbald abschaffen, und 
die Schulordnung alles Fleisses in Acht nemmen. (1631. 10. 
Sept.)^). — Besonders aber nach dem Frieden wurde kräftig 
Hand angelegt, um dem Schulwesen aufzuhelfen, vorzüglich durch 
Wiederaufbau zerstörter und durch Anlegung neuer Schulen. 
Es handelte sich im Grunde um eine zweite Schaffung des 



1) Sie wurden 1642 geschaffen und bestanden aus geistlichen und 
weltlichen Mitgliedern. 

2) R.Ki.G. I. 322, 323 ; RSch.G , S. 9. 

3) R.Sch.G., S. 10. 

4) Herzogl. Dekret v. 24. Okt. 1659 — KKi.G. I, S. 336. 

5) Cynosura — R.Sch.G., S. 14. 
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württembergischen Schulwesens und diese erfolgte wie das erste 
Mal: Durch Staat und Gemeinde mit der Unterstützung und 
unter dem Einfluss der Kirche. — Die Württembergische Kir- 
chengeschichte sagt hierüber : „Die Regierung suchte den deut- 
schen Schulen wieder aufzuhelfen" (S. 445) u. „Die hohe und 
schöne Aufgabe des Staats und der Kirche fttr die Bildung des 
Volks durch ein wohlgeordnetes Schulwesen zu sorgen, haben 
jene, hat zumal das seit der Reformation mit der Leitung des 
gesamten ünterrichtswesens betraute Kirchenregiment nach den 
zerstörenden Wirkungen des 30jährigen Kriegs tatkräftig zu 
lösen unternommen'*. (S. 525). — 

Besonders offenkundig und unwiderleglich aber geht die 
damalige Auffassung des Schulwesens als einer Staatsangelegen- 
heit daraus hervor, dass schon am 10. August 1649 angeordnet 
wurde, die Kinder sollten zur Schule „gezwungen" werden. Da- 
durch war die einschneidende Statuierung des Schulzwanges er- 
folgt. Ein solcher Zwang konnte nur vom Staate ausgehen und 
dieser staatliche Zwang entsprach auch der ganzen Entwicklung 
des protestantischen Schulwesens. („Wir haben gesehen, wie in 
der vorausgehenden Epoche der Staat, dem die „Reformation" 
die Schule überantwortet hatte, sich immer mehr zum aus- 
schliesslichen Herrn der Schule, sogar in katholischen Ländern 
aufwarf, und Erziehung, Unterricht und Schule als seine aus- 
schliessliche Domäne in Anspruch nahm"^). — 

Die genannte Bestimmung lautet*): „Ihr wollt eiferig 
daran seyn, dass die teutsche Schulen insgemein mit taugen- 
lichen Schulmeistern versehen, den Schulmeistern aber ihr ge- 
bührender Unterhalt verschafft, und den Eltern keineswegs frei- 
gestellt werde, dass sie ihre Kinder in die Schule schiken 
mögen, oder nicht, oder um geringer Hausgeschäfte willen da- 
heim behalten, sondern die Eltern zu dem was Gottes Ehr, der 
Kirchen und Polizey Wohlstand auch der Kinder Nutzen und 
zeitliches und ewiges Heil erhaischet, mit Strafen nöthigen." — 

1) Stöckl a. a. 0., S. 397. 

2) R.Sch.G., S. 10. 
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Eine reiche Auslese von Vorschriften des 16. und 17. Jahr- 
hunderts, welche die Beziehungen zwischen Kirche und Schule 
vor Augen führen, gewährt uns das Sammelwerk der Cynosura 
vom Jahre 1687. Aus ihr kommt besonders in Betracht das 
Kapitel XXI: „Von den Schulen und Schulmeistern", wo viele 
alte Verordnungen wiederholt und eingeschärft, auch längst 
geltende Regeln der Vergessenheit entrissen werden. 

Gleich zu Anfang des Kapitels lernen wir eine interessante 
Verordnung kennen über die Stellung von Gemeinde und Pfar- 
rer im Schulwesen: „Die Flecken mögen ihre Gerechtsame, 
Schulmeister anzunemmen, auff Fürstl. ( ! ) approbation behalten, 
sollen aber — bei den schriflFtlichen Nominationen und praesen- 
tationen ihre Pfarrer (als mit denen die Schulmeister im Kir- 
chenwesen am meisten zu thun haben) nit mehr, wie bisshero 
von vilen Gemeinden auss Vorwand, dass allein ihnen solch 
jus nominandi gehörig, eigensinnig geschehen, praeteriren, son- 
dern ihre Bedencken hierüber ebenmässig vernemmen, und die 
Supplicationes und inserirte Nominationes mit unterschreiben 
lassen. Anno 1652. 27. Juli"0- 

Es folgt hieraus, dass in vielen Gemeinden jener Zeit das 
Bewusstsein des bürgerlichen-, und in erster Linie des Gemeinde- 
charakters der Volksschule zu stark ausgeprägt war^), um 
eine — auch nur scheinbare — Teilung des Nominationsrechts 
mit dem Pfarrer dulden zu wollen. — Dieses Recht sollte den 
Gemeinden auch nicht verkürzt werden, sie sollten nur — aus 
Zweckmässigkeitsgründen und zum Wohle der Schule — die 
Bedenken des Ortsschulinspektors vernehmen, zumal da in jener 
Zeit für die Brauchbarkeit des neuen Lehrers meist wenig Ge- 



1) R.Sch.G., S. 13. 

2) Erklärlich ist diese „eigensinnige'^ Haltung der Gemeinden, 
die selbst gegen den Nutzen der Schule sich durchsetzen will, nur da- 
durch, dass sie ihr hergebrachtes Recht auf die Schule verteidigten und 
dass in ihnen die Anschauung der Vorfahren und Reformatoren weiter 
lebte. ~ (Auch hierdurch wird die Ansicht widerlegt, welche die Schule 
jener Zeit als kirchliche Anstalt betrachtet wissen will). 
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währ geboten war. Dass in der Tat der Pfarrer auf diese 
Weise auf die Nomination häufig einen grossen Einfluss gewann, 
darf wohl angenommen werden. — 

Den Gemeinden durften aber im Interesse der Schule 
keine zu weitgehenden Rechte eingeräumt werden. Solche 
Selbstherrlichkeit, die meist nicht mit der nötigen Objektivität 
verbunden war, artete leicht aus. — Wir ersehen dies aus 
folgendem Befehl: „Die Generales und Speziales sollen den 
Gemeinen keines Wegs gestatten, dass sie ihre Schulmeister 
von sich selbst eigensinnig abschaffen, sintemal diss der Ord- 
nung und gemeinen observantz entgegen und zuwider, und der- 
gleichen cassationes und Beurlaubung allein bey den Landes- 
fürsten stehen, sondern . . . 1652. 27. Jul. *). 

Pfarrern und Spezialen wird die Sorge für die Schule 
eindringlich ans Herz gelegt: „Kein Pfarrer soll gezwungen 
werden Schul zu halten, er thue es dann gern : mit den Diaco- 
nis, denen Schulen angehenckt, bleibt es bei ihrem Staat: 
Pfarrer aber solle die Schulen fleissig visitiren (Syn. 1670) 2) 
und die Schulpredigten geflissener verrichten. (Syn. 1666)*) 
In den Predigten an Orten ohne eigene Schule sollen die Pfar- 
rer die Eltern beweglich erinnern, „ihre Kinder in die nechst- 
gelegene Stadt oder Dörfer zur Schul zu schicken. Anno 1641 
26. Jul. Anno 1646*). 

In diesen Predigten und auch in den Kirchenkonventen 
soll den Eltern ernstlich zugesprochen werden, „ihre unschul- 
dige Kinder nit so unverantwortlich zu versäumen, sondern — 
wenigst alle Vormittag fleissig zur Schul zu schicken, damit 
sie in Gottesforcht und allen Christi. Tugenden unterwisen und 
auff erzogen werden mögen''. — Wenn sich eine regelmässige 
Sommerschule nicht durchführen lasse, so sollen Pfarrer, Schult- 
heiss und Gericht die Sache so ordnen, dass die Knaben im 



1) R.Sch.G., S. 17. 

2) Vgl. auch die Verordnung v. 2. AprU 1633 oben S. 111. 

3) R.Sch.G., S. 14. 

4) R.Sch.G., S. 13. 
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„Sommer, alle Sonn- und Feyertag, wenn man das erste oder 
ander Zeichen leutet, auch in der Woche, wann es etwan Re- 
gentag oder Unwetter gibt, in die Schule kommen, damit die 
Schulmeister sie dess Catechismi und gelerneter Psalmen, Spruch 
und Gebett halber in Übung behalten, und im Process in die 
Kirch führen mögen" 0- (1654 17. Maii. Syn. 1659). Ähnlich 
bestimmt das Gen. Syn. Reskript v. 8. Mai 1695 und das Gen. 
Reskript vom 8. März 1698; dass, wo wenig Sommerschulen 
gehalten werden, alle Sonnabend, und auch an Sonn- und Feiertag 
eine Stunde vor der Predigt, der Catechismus, Psalmen und 
Sprüche mit den Kindern repetiert werden sollen. — Für die 
Sommerschule soll endlich auch „denen armen Schuldienem 
von den Spezialibus und Amtleuten ein Leidentliches aus denen 
Heiligen zu ihrer vorigen Besoldung geschöpft werden, gestalten 
es theils Orten bereits eingerichtet". (Gen. Rescr. 1672. 20. 
Febr. Decr. 1670. 3. Jan.)»)»). 

Ferner wird befohlen, „dass der Jugend die im Land ge- 
druckte Namen und Catechismus-Büchlein vorgegeben werden, 
damit sie sonderlich den Catechismum nicht nur von hören 
sagen corrupt und unverständlich, sondern auss dem Büchlein 
selber recht gründlich erlernen mögen". (1648. 1661. 1649. 
10. Aug.)*). 

Endlich sollen „die Speciales die Pfarrer erinnern, dass 
Sie mit Zuziehung der Beamten die fahrlässigen Eltern nicht 
nur vermahnen, sondern auch mit auflfgesetzten Straffen nöthi- 
gen, ihre Kinder an ihrem zeitlichen Wohlergehen also ohnver- 
antwortlich, nicht zu negligiren" (1660. 20. Nov.)"^). 



1) R.Sch.G., S. 15. 

2) R.Sch.G., S. 15. 

3) Ferner wird bestimmt: „Wann die Eltern ihre Kinder zur 
Sommerschul so ohngern und fahrlässig schicken, sollen Speciales die 
Yögt belangen, durch Amtliches aufferlegen, Sie zur christlichen Gebühr 
anzuhalten'^ — Cynos. — R.Sch.G., S. 15. 

4) R.Sch.G., S. 15. 

5) R.Sch.G., S. 15. 
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Trotzdem die Kirche auch in dieser Zeit und ganz beson- 
ders nach dem Westphälischen Frieden eine segensreiche Schul- 
tätigkeit entfaltete und obwohl die Schulmeister mancherlei 
Vergünstigungen genossen*), waren sie doch nicht zufrieden 
und bäumten sich schon vor 1590 (!) auf gegen die Unterord- 
nung unter den Pfarrer. Es erging nämlich unter dem 4. Aug. 
1590 der Befehl: „Weil die Teutsche Schulmeister in den 
Dörffern nichts auff die Pfarrer geben, soll es Ihnen mit Ernst 
untersagt werden" *). — Ferner wurde in dieser Hinsicht ange- 
ordnet: „es soll auch das trotzige, zehrhaft, unfleissig und 
incorrigible Wesen [der deutschen Schulmeister] von Specialen 
bedrohlich verwiesen, und wo es nicht helfen will, der Visita- 
tion ohnerwartet berichtet werden (1670). — Schulmeister 
sollen ihren Pastoribus — mehreren Gehorsam und Respekt 
erweisen, als gemeiniglich pflegt zu geschehen — (Syn. 1673)" •). 

Ein Grund für diese Auflehnung der Schulmeister muss 
wohl darin gefunden werden, dass die Pfarrer zu sehr den Vor- 
gesetzten spielten und auch ausserdienstlich die Schulmeister 
befehligten. Es folgt dies aus einer in der Gynosura enthalte- 
nen Anordnung: „Pfarrer sollen ihre Schulmeister in ihren 
eigenen Diensten und Geschafften nicht allzuviel gebrauchen und 
nicht ihres Gefallens Schulden einzutreiben über Feld schicken, 
oder daheimden zum Holtz spalten, treschen, gärtlen und andern 
dergleichen Arbeiten anstellen, angesehen hierdurch die Kinder 
nit wenig verabsäumet werden" ^). (1654. 17. Maij). 

Die Unzufriedenheit der Schulmeister hing wohl auch da 
und dort mit der schlechten Besoldung zusammen. Hier soll- 
ten kirchliche Mittel helfen: „Wann die Schulmeister in den 
Dörffern vom Messner- Amt, Schul- und Holtzgeld nicht mögen 



1) So war besonders angeordnet: „Was Pfarrer für Privilegia 
haben, die haben auch die Schulmeister** (Syn. 1658 Cynos. R.Sch.G. S. 16. 

2) R.Sch.G., (Cynos.) S. 14. 

3) Cynos. — R.Sch.G., S. 14. 

4) Cynos. — R.Sch.G, S. 16. 
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erhalten werden, mögen die Gemeinden neben der Specialium 
Bericht, suppliciren, dass ihnen von der Flecken Heiligen Gü- 
tern oder armen Kästen ein addition geschehe".^) — 

Abgesehen von der Beseitigung anerkannter Missstände 
mussten solchen Bestrebungen gegenüber die Zügel straffer an- 
gezogen werden, dafür erhielten aber die Lehrer gegenüber 
ihren eigentlichen Dienstherrn, den Gemeinden, eine grössere 
Selbständigkeit, besonders durch einige Bestimmungen') über 
Anstellung und Absetzung. — Eisenlohb macht zu diesem Punkte 
folgende Ausführungen, die zugleich einen Schluss gestatten zu 
Gunsten der hier vertretenen Ansicht über den Charakter der 
damaligen Volksschule. Er sagt^): „Da die meisten Schulleh- 
rer durch ihre Stellung als Gemeindediener in zu grosser Ab- 
hängigkeit von den einzelnen Gemeinden sich befanden, und 
das Schulwesen immer mehr als Sache des Gesamt-Staates *) 
in seiner Wichtigkeit sich geltend machte, so ist nun die Be- 
strebung der Staatsgewalt merkwürdig, den Schullehrern, ohne 
den Charakter ihrer Dienste als Gemeindedienste alterieren zu 
wollen, eine mehr selbständige Stellung zu verschaffen". 

Jenes stärkere — durch die Ausbildung der Staatsver- 
waltung und die Erstarkung des Staatsgedankens bedingte — 
Hervortreten des Staates zeigt sich besonders deutlich in seinem 
Verhältnis zur Kirche und damit auch in der Gestaltung 
der Oberkirchen- und Schulbehörde. — Ihre Entwicklung im 
17. Jahrhundert gestaltete sich so'^): „Die Oberaufsicht über 
ihre Tätigkeit wurde seit dem Jahr 1665, da die Landhofmei- 



1) Cynos. — R.Sch.G., S. 16. 

2) Cynos. R.Sch.G., S. 16, 17: 13. Aug. 1614, 27. Juli 1652 (kein 
jährliches Anhalten um den Dienst bei den Gemeinden, keine willkür- 
liche Entlassung). 

3) Einleitung zu R.Sch.G., S. XLIX § 3. 

4) Wir werden sehen, dass im Laufe der Zeit Kirche und Ge- 
meinde immer mehr hinter dem erstarkenden Staate zurücktreten: die 
Volksschule wird zur Staats — Gemeinde-Anstalt. 

5) Eisenlohr, Einleitung in R.Ki.G. II, Seite 142, 143. 
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ster-Stelle, und seit dem J. 1668, da das Amt eines Propstes 
zu Stuttgart erlosch, dem Geheimen Rat übertragen, an welchen 
schon vorher ( ! ) alle wichtige Fälle gebracht werden mussten. 
Im Jahr 1698 aber wurden Consistorium und Kirchenrat ge- 
trennt, jedes zu einem für sich bestehenden Collegium gemacht 
und jedem ein besonderer Direktor (doch mit einzelnen Aus- 
nahmen) vorgesetzt". — Dem Consistorium war das höhere und 
niedei'e Schulwesen unterstellt; über Consistorium und Kirchen- 
rat aber stand die höchste Staatsbehörde, der geheime Rat, 
und so waren jene beiden Behörden vollkommen eingegliedert 
in die Staatsbehörden *) *). 

Nach der hier vertretenen Ansicht, gemäss der schon in 
der früheren Zeit die Oberschulbehörde im Grunde eine Staats- 
behörde war, ist diese Gestaltung der klare Ausdruck einer 
schon bestehenden Tatsache; wir können sonach von einer 
eigentlichen „Umwandlung" der Kirchenbehörde in eine Staats- 
behörde nicht sprechen. — Jedenfalls aber wird allseitig aner- 
kannt, dass mit dem Ende des 17. Jahrhunderts das Volks- 
schulwesen einer Staatsbehörde untersteht. — 

§7. 
Kirche und Volksschule unter der Einwirkung des 

Pietismus. 

Suchte der Pietismus, unter Bekämpfung des in totem 
Buchstaben- und Dogmendienste erstarrten Ortodoxismus , ein 
ernstes religiöses Leben in der Kirche zu erwecken u. so der 



1) Vergl. Rieker, Evangelische Kirche Württembergs S. 126; 
Rechtl. Stellung der evang. Kirche Deutschlands S. 323 ; Wintterlin a. a. 
0. I, S. 96 ff. 

2) Über die Stellung der Geistlichen sagt Eisbnlohb (Einl. R.KLG. 
II, S. 147) : ,, Diese werden — , obgleich sie durch ihre Stellung gegenüber 
den landesherrlichen Behörden, beinahe als landesherrliche kirchliche 
Vollziehungsbeamte und darum als Staatsbeamte erscheinen konnten, 
ausdrücklich als Gemeindediener und geistliche Communvorsteher aner- 
kannt, was schon aus ihrer Teilnahme an den bürgerlichen Benefizien 
hervorgeht." 
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lebenweckenden Kirche auf die Schule — unter Vertiefung und 
enger Verkettung der beiderseitigen Beziehungen — einen er- 
frischenden, lebenskräftigen Einfluss zu sichern, so bildete sich 
auf der andern Seite durch die Aufklärung eine starke Strö- 
mung gegen die massgebende Einwirkung der Kirche auf die 
Schule. Ein praktisches Ergebnis aber hatte diese Strömung 
nicht. Vielmehr kann im württ. Schulwesen des 18. Jahr- 
hunderts wohl eine Einwirkung des Pietismus, aber keine der 
Aufklärung wahrgenommen werden.^) 

Hieraus erklärt es sich , dass die Reskripte und Schul- 
ordnungen noch eindringlicher und häufiger als bisher die re- 
ligiös-kirchliche Grundlage der Volksschule betonen. 

Dem entsprach auch eine kräftige Entfaltung der kirch- 
lichen Kräfte auf dem Gebiete der Volksschule, so dass manche 
Klagen verstummten. — Die Gemeinden wurden besonders ge- 
wonnen durch die Fürsorge, welche die Kirche der armen Be- 
völkerung und ihrer Bildung angedeihen liess. So bestimmte 
das Gen. Syn. Reskript vom 1. Dezember 1711^) § 17: „In- 
dem sich geäussert, dass theils Orten die Eltern ihre Kinder, 
wegen vorschüzender grosser Armuthey, dass sie das Schul- 
Geld nicht bezahlen könnten, von der Schule zurückgehalten, 
wodurch die arme Kinder in der Ohnwissenheit aufwachsen, und 
in dem Christenthum ohnverantwortlich negligirt werden; wel- 
chem Ohnheil zu begegnen, Wir hiemit verordnen, dass in 
solchen Fällen, wo die Eltern, ihrer notorie bekandteu Armu- 
they halber, das Schulgeld nicht vermögen aufzubringen, das- 
selbe aus denen Heiligen urkundlich bezahlt werde." 

In der Schule selbst' aber empfingen die Kinder eine 
Ausbildung im Sinne des streng-kirchlichen Christentums, ja 
es wurde auch für deren Befestigung und Erweiterung gesorgt 
durch Einführung von Sonn- und Feiertagsschulen. Das Gen. 



1) Darum auch das bei Kaisseb I. S. 49 erwähnte abfällige Urteil 
Nicolai's. 

2) R.Sch.G., S. 19. 

4 

4 
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Syn. Reskript vom 13. Januar 1739^) sagt hieiüber: „Damit 
die Konfirmirten das in der Schule Erlernte nicht so leicht 
wieder vergessen, noch die übrige Zeit an Sonn- und Feiertagen 
sonsten liederlich oder gar siindlich zubringen, sollen sie, — 
alternatim Manns- und Weibspersonen — an Sonn- und Feier- 
tagen nach verrichtetem öffentlichem Gottesdienst zusammen- 
kommen und unter Anleitung des Schulmeisters oder Schulfrau 
ein Geistlich Lied singen, in der Bibel lesen, ihre Spruch und 
Psalmen repetiren, auch jedesmal ein Hauptstück aus dem Ca- 
techismo recitiren, — ihre Schriften aufweisen, einen Brief 
lesen — und sodann mit Gebet und Segen schliessen". — 
Ausserdem wurde auch pietistischen Lehrern durch Gen. Reskr., 
betr. die Privatversammlungen der Pietisten vom 10. Okt. 
1743*) gestattet, „ohne Abbruch der bereits gnädigst angeord- 
neten Sonntagsschulen, noch femer mit der ihnen anvertrauten 
Schul-Jugend die Predigten und Kinderlehren zu wiederholen, 
und dieselben, soviel sie vermögen, ihnen weiter in's Gemüthe 
zu prägen, oder auch mit ihnen in der Bibel, oder andern dem 
Begriff der Kinder gemässen geistlichen geprüflften Büchern zu 
lesen, Psalmen und Lieder zu lernen, zu betten und singen." 
Wir erkennen auch hieraus, dass in jener Zeit die möglichste 
Ausdehnung des „religiösen" Unterrichtes gern gesehen wurde, 
wie dieser ja überhaupt den weltlichen Fächern in der Schule 
nicht allzuviel Raum Hess. — - Dass die kirchlich-religiöse Er- 
ziehung der Kinder als erste und vornehmste Aufgabe der 
Volksschule erschien und dass dementsprechend Kirche und 
Schule durch enge Bande zusammengehalten wurden, zeigt uns 
deutlich das Gen. Syn. Reskript vom 9. Okt. 1744*), welches 



1) R.Sch.G., S. 23. (Postskript). — Auf die weitere Entwicklung 
der Sonntagsschule werden wir nicht eingehen. Ihr Verlauf ist der, dass 
der anfänglich dominierende religiöse Stoff immer mehr vor dem welt- 
lichen zurücktritt. 

2) R.Sch.G., S. 25. 

3) R.Sch.G., S. 25 ff. 
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u. a. das Pflanzen wahrer Gottesfurcht in die Herzen der Kin- 
der als vornehmste Pflicht des Schulmeisters nennt. — Dieses 
Reskript bezieht sich auch auf die Schulmeisterwahlen und 
sichert hier dem Pastor einen massgebenden Einfluss^), die 
Religion soll ein entscheidendes Wort für oder gegen den Kan- 
didaten zu reden haben ^. — Ja, die Rechte des Pastors und 
der übrigen Schulbehörden erfuhren eine derartige Erweiterung, 
dass dem Wahlrechte der Gemeinden schon die Axt an die 
Wurzel gelegt war. Das zeigt folgende Bestimmung: „Also soll 
es der Pastor bei der Wahl selbsten um so weniger hintan- 
setzen und nicht nachgeben, wann ein untüchtiger oder aus 
obigen Vorwürfen ^) unwürdiger zur Wahl aufgenommen werden 
will; sondern lieber die Sache vor Ausgang der Wahl an De- 
canum bringen und entweder dessen gütliche Interposition oder 
wo diese nicht zureichet, Fürstlichen Befehl abwarten, damit 
den schädlichen Folgen auf diese Weise zeitlich und desto 
nachdrücklicher vorgebogen werden könne" *) ; ausserdem konnte 
aber natürlich auch „die gehorsamste Bitte an die Hochfürst- 
liche Durchlaucht, dem Gewählten die Confirmation gnädigst 
angedeihen zu lassen^), abgeschlagen werden. — 

Den einmal angestellten Lehrern ein angemessenes Ein- 
kommen zu sichern, war der Staat allenthalben besorgt, beson- 
ders indem er häufig kirchliche Mittel der Schule dienstbar 
machte. Durch das Gen. Reskript vom 22. April 1752 ^) wur- 
den auch die 1751 „wegen verschiedener Missbräuche und 
Unordnungen" abgeschafften Leichenabdankungen für die Schul- 



1) Er soll auch bei der Wahlhandlung eine richtige Ordnung 
halten (R.Sch.G., S. 26) und bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme 
den Ausschlag (R.Sch.G., S. 29). 

2) Vgl. R.Sch.G., S. 27. 

3) Besonders dass durch Charakter oder Vorleben des Kandidaten 
„die unschuldige Seelen-Ärgerniss zu befahren haben^^ 

4) R.Sch.G., S. 25, 29. 

5) R.Sch.G., S. 29. 

6) R.Sch.G., S. 30. 

4 * 
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meister wieder gestattet, „zuraahlen das von jenen Leichen- 
abdankungen von Seite der Schullehrer genossene Utile einen 
bethrächtlichen Antheil ihres Unterhalts mit ausmacht"^). — 

Neben dieser Fürsorge für die Lehrer wurden diese ande- 
rerseits einer strengeren Aufsicht unterworfen, wofür ein Grund 
wohl auch in der schon erwähnten Unzufriedenheit der Schul- 
meister zu suchen ist. — So verordnet ein Gen. Reskript vom 
13. Jan. 1739 § 11 : „Wann Eure Warnungen und Erinnerungen 
nicht an ihnen verfangen würden, so habt ihr sie ohne ferneres 
Nachstehen denen weltlichen Beamten zur Incarceration in den 
Amtsstädten zu überlassen. — Wo sie sich aber auch hieran 
nicht kehreten, habt Ihr derselben nicht mehr zu schonen, 
sondern die Sache, auch ausser der Synodal-Zeit zu unserem 
Fürstl. Consistorium zu berichten, damit solche nichts taugende 
Leute von der Schule removiret werden" *). — Besonders aber 
„sollen die Pastores die Schulen fleissig besuchen, und durch 
ihre öftere Gegenwart sowohl die Eltern und Schulmeister als 
Kinder erwecken" (Gen. Syn. Reskript vom 16. Okt. 1759) ') 
und das Minimum dieser Schulbesuche der Geistlichen wird 
von dem Gen. Syn. Reskript des 29. Nov. 1771*) auf 1 Mal 
in der Woche festgesetzt. 

Der ohnehin grosse Einfluss von Kirche und Religion auf 
das Volksschulwesen erfuhr aber noch eine wesentliche Ver- 
stärkung durch die im Anschluss an eine Schulordnung von 
1729/30^) erlassene „Erneuerte Ordnung vor die Teutsche 
Schulen des Herzogthums Wirtemberg" vom Jahre 1782. — 

In dieser Schulordnung erscheint — wohl unter dem Ein- 
flüsse des Pietismus — - die Volksschule so völlig als religiöse, 
in kirchlichem Sinne gehaltene Erziehungsanstalt wie niemals 



1) KSch.G., S. 31. 

2) R.Sch.G., S. 24. 

3) R.Sch.G., S, 33. 

4) R.Sch.G., S. 33. 

5) Da diese im Wesentlichen in der Ordnung vom Jahre 1782 
enthalten ist, haben wir eine abgesonderte Behandlung umgangen. 
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wieder. Wir werden deshalb des Näheren auf sie eingehen und 
zwar in der Weise, dass wir meist ihr selbst das Wort erteilen. 
Als Grund für die Erlassung der erneuerten Schulordnung 
nennt Eberhard Ludwig: „So ist uns — zu Unserem äussersten 
Missfallen von Unserem letzthin versammelten Synodo Unter- 
thänigst hinterbracht worden, dass in zerschiedenen Teutschen 
Schulen Unsers Herzogthums und Landen sich grosser Mangel 
hervor thue, und die Jugend nicht aller Orten recht geführet, 
insonderheit aber das Christenthum nur als ein Nebenwerck 
tractirt oder in dessen Behandlung die rechte Zeit, Art und 
Ordnung nicht in acht genommen werde, mithin die liebe Ju- 
gend an manchen Orten nicht wenig zu Schaden komme" ^). — 
(Eine Folge sei, dass eine Christliche Obrigkeit mit allen ihren 
Gesetzen und Veranstaltungen wenig oder nichts auszurichten 
vermöge) 2). — Dem soll die Schulordnung steuern, besonders 
indem sie zeigt, „wie die Pflanzung des wahren Christenthums 
auf eine leichte und zulängliche Art und Weise in guten Gang 
und Schwang gebracht werden möchte" ^). — Zu diesem Behufe 
hatten geistliche und weltliche Beamte sich genau und pünktlich 
an die Schulordnung zu halten und beiden wurde ihre Tätig- 
keit vorgezeichnet und eingeschärft: die „Ministri Ecclesiae, 
(als denen selbst so hoch daran gelegen ist, dass ihnen ihre 
Zuhörer von denen Schulen an, geschicklich unter die Hände 
gearbeitet werden), sollen das Ihrige nach allen ihren Kräften 
getreulich und gewissenhaft beytragen*), damit anforderist die 
Schulmeistere unter ihrer Handleitung und Aufsicht je mehr 
und mehr nach — Unserer Schul-Instruction gewöhnet wer- 
den" ^). — Der Befehl an die weltlichen Beamten lautet : 

1) R.Sch.G., S. 36, 37. 

2) Wir sehen, dass auch Herzog Eberhard Ludwig erkannte, wie 
sehr dem Staate an einem guten Schulwesen gelegen sein muss. 

3) R.Sch.G., S. 37. 

4) Durch Schulpredigten, Visitationen, Schulbesuche (wenigstens 
Imal wöchentlich), Verbesserung von Exzess und Defekten ey. zusammen 
mit den weltlichen Ortsvorstehern oder mit ihrem Ober-Amte. 

5) R.Sch.G., S. 38. 
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„Nicht weniger und vor das andere habt Ihr, die Staabs-Beamte, 
sowohl Selbsten in der Amts-Stadt als auch durch die Euch 
untergebene Schultheissen und Gericht auf denen Dörflfern des 
Euch gnädigst anvertrauten Amts, das Schulwesen nach aller 
Möglichkeit um so viel mehr zu befördern, als jeder Obrigkeit 
daran gelegen ist, dass fromme und geschickte Burger und Inn- 
wohnere möglichst nachgezogen werden: dannenhero habt ihr 
samt denen Schultheissen und Gerichten, nicht nur denen guten 
und heilsamen Vorstellungen Unserer Supperattendenten und 
Pastorum zur Aufnahm der Schulen jederzeit gehör zu geben 
und deren Vorschlägen ohne erhebliche Ursachen Euch nicht 
zu widersetzen, sondern auch selbst das Eurige nach Pflichten 
bey der Sache zu thun^). 

Die Schulordnung selbst enthält zunächst Schulgesetze für 
die Kinder in den deutschen Schulen. Sie kommen hier für 
uns nur insofern in Betracht, als sie zeigen, dass die Erziehung 
zur Frömmigkeit das höchste Ziel des Unterrichts sein sollte: 
„die Schulkinder — gehen in die Schule, dass sie darinnen 
frömmer und geschickter erzogen werden — und Frömmer zu 
werden, solle ihr Haupt- Werck seyn" *). 

Der Erreichung dieses Zieles sollten dienen die Bestimm- 
ungen in der „Special-Instruction vor die Teutsche Schul-Be- 
dienten. " 

Hier erfahren wir: „Schulen seynd der VorhoflF des Heilig- 
thums; schicket sich demnach nicht, dass in die Schulen sich 
ein Lehrer wage, der nach Gottes und der Menschen Urteil 
für profan zu halten ist, so wenig als dergleichen Leute in das 
Heiligthum selbst, das ist, in die Kirche gehören. Darum solle 
sich keiner unterstehen, in die Schulen einzutretten, wann er 



1) Trennung der der Schule abbrüchigen politischen Nebenämter 
vom Schulmeister, 2malige Visitation im Jahr, Bestrafung der Schulmei- 
ster und fahrlässiger Eltern, Sicherung des Einkommens der Schulmei- 
ster, sowie ihrer Immunitäten und Freiheiten. (K.Sch.G., S. 38, 89.) 

2) vgl. R.Sch.G., S. 42-44. 
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nicht einer ehrlichen Geburt und guten Leumunds ist" 0- — 
Ist ein Solcher berufen und bestätigt, „so soll er sich bey 
seinem verordneten Superattendenten , Pfarrherrn und andern 
Vorstehern, als einen treuen Diener angeben — und sich vom 
Pfarrherrn unter Göttlichem Segen mit Zuziehung der übrigen 
Schul- Visitatorum zu seiner Schule einleiten lassen" *). — 

Dem Grundsatze, dass die Religion den gesamten Unter- 
richt durchdringen müsse entsprach die Schulordnung dadurch, 
dass sie den grösseren Teil der Unterrichtszeit für unmittelbar 
religiöse Dinge bestimmte wie Gebet, Bibellesen, Katechismus, 
Singen geistlicher Lieder und Psalmen, während der in der 
übrigen Zeit zu erteilende Unterricht in den weltlichen Fächern 
— abgesehen von Rechnen — ebenfalls dem Christentum die- 
nen sollte, besonders indem bei Lesen und Schreiben christliche 
Bücher — Spruchbüchlein, Psalter und neues Testament — als 
Lehrmittel dienten. — Ausserdem aber ward angeordnet, „dass 
die Schuldiener ihre anvertraute Kinder auch ordentlich zur 
Kirche führen, sie in der Kirche bey möglichster Andacht und 
Aufmerksamkeit erhalten, und nach der Kirche sie wiederum 
befragen, oder wo sie es zu thun sich nicht im Stande finden, 
ihren Pfarrer darum ersuchen, was sie aus der gehörten Pre- 
digt behalten haben, damit sie fein bey zeiten lernen, das Wort 
des Herrn bewahren, das ihre Seelen selig machen kan" •). 

Die Schulordnung schliesst endlich mit einem auch heute 
noch zum Teil beherzigenswerten Kapitel „von Erhaltung guter 
Zucht." — Dieses will dem Lehrer zeigen, wie er es anfangen 
soll, um die Kinder durch ein von Gottesfurcht getragenes 
Leben und Wirken zu frommen Christen zu erziehen, und es 
gipfelt in dem Satze: „Er muss eben überhaupt auf Gott sehen, 
der ihn zu diesem Werck gebrauchet, und dem er dereinst 
muss darüber eine schwehre Rechenschaft geben"*). 

1) R.Sch.G., S. 44, 45. 

2) R.Sch.G., S. 45. 

3) Vgl. R.Sch.G., S. 49 ff. 

4) Vgl. R.Sch.G., S. 63 ff. 
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Die in der behandelten Schulordnung niedergelegten Grund- 
sätze über die Beziehungen der Kirche zur Schule werden auch 
in der kommenden Zeit aufrechterhalten, ergänzt und weiter 
ausgeführt, so besonders in dem Gen. Syn. Reskript vom 28. No- 
vember 1787. — Dieses wendet sich an alle im Volksschul- 
wesen tätigen Personen; zunächst an die Geistlichen: den De- 
kanen wird eingeschärft, dass „dem Staat an der Aufrechter- 
haltung und immer weiters schreitenden Vervollkommnung der 
Teutschen Christlichen Schulen unendlich viel gelegen ist, weil 
in ihnen die Jugend zu guten Christen, eben dadurch aber auch 
zu guten Bürgern und Unterthanen gebildet werden" *). — Des- 
halb sollen sich die Dekane der hohen Wichtigkeit ihrer Ober- 
aufsicht stets bewusst sein, sie sollen sich sowohl bei den 
jährlich abzuhaltenden Kirchen Visitationen, als auch sonst zwi- 
schen der Zeit bei allen Gelegenheiten, „die sich ihnen un- 
fehlbar mehrmalen darbieten", die deutschen Schulen zu einem 
vorzüglichen Gegenstand ihrer Verrichtungen, Nachforschungen 
und Nachfragen machen; dabei haben sie besonders die welt- 
lichen Vorgesetzten darauf aufmerksam zu machen, welch' grosse 
Vorteile — dem ganzen Staat aus wohl eingerichteten und 
wohl benutzten Schulen entspringen und wie sie daher auch 
ihres Orts um so mehr verpflichtet seien, alles, was in ihren 
Kräften stehe, zur Beförderung und Unterstützung der Schulen 
anzuwenden^). — 

„Den') Pastoribus und übrigen Ministris Ecclesiae — 
wird gemessenst aufgegeben, dass, da die unausgesetzte treue 
Aufsicht über die Schulen einen vorzüglichen wesentlichen Theil 
ihrer schweren Amtspflichten ausmacht, sie es nicht blos bey 
dem anbefohlenen wöchentlichen Einmaligen Schulbesuch be- 
wenden lassen, sondern die Schulen mehrers besuchen" und 
zwar sollen sie sich bei diesen Schulbesuchen keineswegs auf 



1) R.Scli.G., S. 72. 

2) R.Sch.G., S. 73. 

3) R.Sch.G., S. 73, 74. 
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das religiöse Gebiet beschränken, sondern auf alle Fächer und 
auf die Lehrmethode Acht haben, auch selbst lehrend tätig sein ^). 

Ausserdem sollen die Diener der Kirche für die Schule 
dadurch wirken, dass sie „Predigt und Catechisationen zur Lehr 
und zum Unterricht besonders auch vor die Junge brauchbar 
und fasslich einrichten", für die Sonntagsschule dadurch, dass 
sie in derselben lehren, sie besuchen und wohl beaufsichtigen 2). 

Auch auf die Weiterbildung der Lehrer *) haben die Geist- 
lichen ihr Augenmerk zu richten, indem sie jenen mit nütz- 
lichem Rat wegen der Wahl zu lesender Bücher an die Hand 
gehen *). 

Dieser Stellung der Geistlichen in der Schule entspricht 
der Befehl an die Schulmeister, den von Dekanen und Pastoren 
erhaltenen Erinnerungen und Weisungen willige und gehorsame 
Folge zu leisten, besonders auch in den weltlichen Unterrichts- 
fächern *). ( — Diesen wurde überhaupt allmählich ein grösserer 
Wert beigelegt; davon legen auch verschiedene Bestimmungen 
in den zahlreichen Reskripten der neunziger Jahre Zeugnis ab. — ) 

Neben den Geistlichen vergisst unser Reskript aber nicht 
die Weltlichen. Auch auf diese kommt es mehrmals zu spre- 
chen, indem es hervorhebt, „dass man sich auch zu samtlichen 
Weltlichen sowohl Unter- als Ober-Beamten, und übrigen Com- 
mun- und Orts- Vorstehern sowohl auf den. Dörfern, als in den 
Städten, zuverläsig versiebet, dass sie auch ihres Orts zu Er- 
haltung und Beförderung der Schulanstalten alles mögliche mit 
beitragen werden" ^). 

n I MI « 

1) Hierdurch wird also nachdrücklich die Stellang der Pfarrer als 
technischer Schulinspektoren betont. — Ebenso in dem Gen. Syn. Re- 
skript vom 1. Dez. 1790. R.Sch.G., S. 81. 

2) R.Sch.G., S. 74. 

3) Diesem Zwecke sollten auch die Schulmeister-Konferenzen unter 
Direktion eines Pfarrers dienen. Gen. Syn. Reskript vom 1. Febr. 1798. 
— R.Sch.G., S. 103, 104. 

4) R.Sch.G., S. 77. 

5) R.Sch.G., S. 76. 

6) R.Sch.G., S. 73, auch S. 77, 78. 
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Wie wichtig und notwendig aber eine treue und gewissen- 
hafte Erfüllung der das Volksschulwesen betreffenden Amts- 
pflichten der weltlichen Beamten und besonders der Geistlichen 
sei gegenüber dem sich äussernden Geiste der Geringschätzung 
von Gesetzen, Religion und kirchlichen Pflichten, das betont 
nachdrücklich ein Gen. Syn. Reskript vom 3. Dezember 1795 ^). 
Diesem Geiste gegenüber, der auch in den Kreisen der Schul- 
lehrer sich einnistete, sind aber anscheinend die Kirchendiener 
doch etwas zu scharf aufgetreten, denn es wird ihnen anbe- 
fohlen*), „dass sie die nothwendige Subordination der Schul- 
lehrer über die Gebühr nicht ausdehnen, ihnen, die ja eben 
sowohl, wie sie, in ihrem Gebiete an der Bildung des Menschen, 
und besonders der Jugend arbeiten, mit aller Schonung und 
Achtung begegnen, vor der Schuljugend selbst ihnen nie eine 
Weisung geben, und am wenigsten sie, besonders in den Schul- 
stunden, zu unschicklichen Privatgeschäften gebrauchen". — 
Dagegen sollten die gewissenhaften Schulbesuche der Geistlichen 
wegen ihres so grossen Einflusses auf das Wohl der Jugend 
ohne dringende Not nicht unterbleiben, während andererseits 
die Schuljugend durch die Lehrer bei Zeiten vorzüglich zur 
Gottesfurcht und richtigen Besuchung der öffentlichen Gottes- 
dienste anzuhalten war*). 

Dieses Zusammenwirken von Geistlichen und Lehrern 
musste für Kirche und Schule segensreich sein und es wäre 
wohl noch segensreicher gewesen, wenn man damals in Würt- 
temberg nicht doch etwas zu stark die kirchlichen Einflüsse 
unterstützt hätte. So konnte Friedrich IL mit einer gewissen 
Berechtigung in dem Gen. Syn. Reskript vom 16. Januar 1799 
sagen, „dass, wo treue und gewissenhafte Befolgung seiner biss- 
herigen — Vorschriften die Amtsführung der Kirchen- und Schul- 



1) R.Sch.G., S. 89 ff. 

2) R.Sch.G., S. 93. — Vgl. auch das Gen. Reskript vom 28. Nov. 
1787. RSch.G., S. 74. 

3) R.Sch.G., S. 95. 
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diener auszeichneten, die gesegnetsten Folgen bey Kirchen und 
Schulen oft auffallend sichtbar waren" ^). 

Dass solche Folgen nicht durch Eintrichtern grosser theo- 
retischer Kenntnisse, sondern vorzüglich durch religiös-sittliche 
Charakterbildung erreicht werden, hat man damals klar erkannt : 
„Eben so wenig wünschen wir, dass die deutschen Schulkinder 
mit — unbrauchbaren — Kenntnissen vollgepfropft werden, wir 
wollen bloss, dass sie — durch den öffentlichen Schulunterricht 
zu vernünftigen Menschen, guten Christen und sittlichen Bür- 
gern des Staats gebildet werden" *). -— Dieses Ziel soll vor- 
züglich erreicht werden durch eine vernünftige, charakterbil- 
dende Religions- und Sittenlehre. — In dieser Hinsicht stellt 
unser Reskript wohlerwogene und gerade in der heutigen Zeit 
beachtenswerte Grundsätze auf *), die auf folgender Ansicht be- 
ruhen: „Die Religions-Lehre ist bisher nicht allgemein ihrem 
grossen Zwecke gemäss behandelt worden. Durch sie sollte 
Gottesfurcht und Tugend in die Herzen der Schüler gepflanzt 
werden, und man hat sie gewöhnlich zur Sache des Gedächt- 
nisses gemacht und herabgewürdigt. So gewiss es nun ist, dass 
das nie eine bleibende religiöse Gesinnung bewirken kann, was 
man in der Religion nicht versteht, wobei man nichts, oder 
etwas nur dunkel denkt, so ist es auch noth wendig, dass der 
Lehrer bey dem Religions-Unterrichte seine Bemühung dahin 
richte, nicht nur den Verstand des Schülers von der Wahrheit 
der christlichen Religion zu überzeugen, sondern auch sein Herz 
für die Lehren derselben empfänglich zu machen." Der Ein- 
fluss des Pietismus tritt auch hier wohl deutlich hervor. 

So liegt das 18. Jahrhundert vor uns als eine Zeit, die 
in zahlreichen Verordnungen und Reskripten uns häufig Gelegen- 
heit bietet, Einblicke zu tun in die Beziehungen der Kirche zur 
Schule und zu sehen, wie staatliche Machtvollkommenheit Kirche 



1) R.Sch.G., S. 105. 

2) R.Sch.G., S. 105. 

3) KSch.G., S. 106 f. 
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und Schule regiert, wie der Herrscher Staat — das Schulwesen 
als seine ursprüngliche Sache betrachtend — auch in der Volks- 
schule Gemeinde und Kirche zurückweichen heisst. Er schliesst 
sie nicht aus, aber er zieht ihrem Einflüsse die Grenzen nach 
seinem Willen. — Dieser Wille des Staates verlangt, dass die 
Staatskirche durch ihren Einfluss ihm helfe, das Volk empor- 
zuführen zu dem hohen Ziele einer allgemeinen Bildung auf 
kirchlich-religiöser Grundlage. Aber trotz der starken Betonung 
des Keligiösen wurde an der Verfassung nicht gerüttelt, nur 
der in der Schule herrschende Geist erfuhr eine Änderung, die 
Schule selbst aber wurde auch damals grundsätzlich aufgefasst 
als Anstalt des Staates. 

§ 8. 
Das 19. Jahrhundert bis zum Jahre 1836. 

I. 

Die politischen Ereignisse zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
hatten für Württembergs Kirche und Schule eine sehr wichtige 
Folge: die Erwerbung katholischer Lande. — Bisher war die 
württembergische Volksschule eine protestantisch-konfessionelle 
Zwangsschule gewesen unter massgebendem Einflüsse der evan- 
gelischen Kirche als Staats- und Landeskirche ; schon Herzog 
Christoph hatte in seiner Kirchenordnung bestimmt ^) : „Unsere 
Räth sollen mit ernst daran sein, auch darob halten, damit in 
unsers Fürstenthumbs Oberkeit und Gebieten, auch Schirms- 
verwandten Flecken und Orten — kein Schulmeister — unserer 
Confession, Kirchen, und diser Ordnung endtgegen — gedult 
noch gestattet werde" ; und ein herzogliches Dekret vom 20. Fe- 
bruar 1740*) hatte bestimmt, dass den Katholiken in Ludwigs- 
burg die beschehene Anrichtung einer eigenen Schule ernstlich 



1) R.Ki.G., I, S. 223. 

2) R.Sch.G., S. 25. 



— 61 — 

untersagt werde'). — Eine solche Gestaltung des Schulwesens 
i^ar nunmehr unmöglich, wie den Kirchen, so musste der Staat 
auch dem konfessionellen Yolksschulwesen als unparteiischer 
Dritter gegenüberstehen. 

Die Leitung des evangelischen Schulwesens in Neu- Würt- 
temberg wurde zunächst einem evangelischen Oberkonsistorium 
in Unterordnung unter die Qberlandesregierung zu Ellwangen 
und mit dem Sitz in Heilbronn übertragen. (Manifest vom 
1. Januar 1803; Instruktion vom 25. Juni 1804.) Das katholi- 
sche Schulwesen in den neuen Landen stand unmittelbar unter 
der Oberlandesregierung zu Ellwangen (vgl. Winttbrlin, Ge- 
schichte der Behördenorganisation in Württemberg, I. Bd., S. 187 
und S. 334 f.). — Aber schon das Jahr 1806 brachte eine ein- 
heitliche Organisation *) : Oberschulbehörde für das evangelische 
Schulwesen wurde das „Oberkonsistorium", für das katholische 
der „Geistliche Rat", beide mit dem Sitz in Stuttgart und unter- 
geordnet unter „das Geistliche Departement", auf welches die 
Befugnisse des geheimen Bats in Schulsachen übergegangen 
waren (Gen. Reskript vom 7. Januar 1806*); Organisations- 
manifest vom 18. März 1806)*). — Der diesbezügliche § 8 des 
Manifestes bestimmt: „zu dem Geschäftskreise des Geistlichen 
Departements gehört — (das Kuratorium der Universität), Schu- 
len (und überhaupt gelehrte und Bildungsanstalten)" *). — Von 
den beiden — der Staatsbehörde unterstellten — Oberschul- 
behörden war der katholische Geistliche Rat von vornherein 
und ausschliesslich eine Staatsbehörde, dazu bestimmt, die in 



1) Über das Schulwesen in einigen yon Herzog Karl erworbenen 
kathol. Dörfern vgl. Kaissbb S. 68. 

2) Vgl. zum folgenden : Wiktteblin I, S. 306 ff. 

3) Rbyschrb — Staatsgrundgesetze (R.St.6.) lU, S. 245. 

4) R.St.G., m, S. 247 f. 

6) Zu erwähnen ist, dass dem geistl. Departement auch eine be- 
sondere „Studien-Ober-Direktion'' unterstellt wurde „für die Aufsicht 
über sämtliche Lehr- Anstalten, besonders in Beziehung auf die wissen- 
schaftlichen Fächer.« (Manifest § 64.) — Vgl. Edikt vom 18. Nov. 1817. 
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der Staatsgewalt begriffenen Rechte der katholischen Kirche 
gegenüber zu wahren. — Weniger durchsichtig ist der Charakter 
des Oberkonsistoriums. Da für jene Zeit nicht angenommen 
werden kann, dass man wie heute zwischen der Eigenschaft des 
Konsistoriums als Kirchenbehörde und als Schulbehörde scharf 
unterschieden habe^), so gehen wir zunächst kurz auf dessen 
Stellung als Kirchenbehörde ein: durch das Entstehen konfes- 
sionell-gemischter Staaten kam die Notwendigkeit einer Tren- 
nung zwischen Kirchenregiment und Kirchenhoheit, und dem 
Staatskirchentum war das Todesurteil gesprochen, weil es sich 
gründete auf die einheitliche Konfession des Volkes. Trotzdem 
erhielt sich das Staatskirchentum in Württemberg bis auf wei- 
teres, ja die Herrschaft des Staates besonders auch über die 
Kirche tritt noch stärker hervor als früher, und dabei ist zu 
beachten, dass nicht wie einst „die evangelisch-kirchlichen In- 
teressen für den Staat selbst die höchsten waren", vielmehr 
„waren jetzt in dem Staate die politischen Interessen vorherr- 
schend, alle theokratischen Bestandteile ausgeschlossen, und 
derselbe zu einem blossen Rechtsstaate geworden" *). — So ist 
richtig, was die Württembergische Kirchengeschichte sagt*): 
„das Oberkonsistorium wurde eine dem Ministerium unterge- 
ordnete Staatsbehörde. — Friedrich I. sorgte für die Kirche in 
seiner Weise als für einen Zweig seines Staatswesens, äussere, 
der staatlichen nachgebildete Ordnung war alles" ; und für die 
Zeit 1820-1848 lautet ihr Urteil*): „der kirchliche Organis- 
mus muss sich von oben bis unten dem staatlichen als blosses 
Anhängsel anschmiegen und unterordnen. Das Konsistorium, 
dem nun wieder die eigentliche Verwaltung des Kirchenregi- 

1) Schon vorweg sei betont, dass die Vereinigung von oberster 
Schulbehörde und oberster Kirchenbehörde keineswegs eine Auslieferung 
der Schule an die Kirche bedeutete, sondern umgekehrt eine Verstaat- 
lichung der evangelischen Kirche. 

2) EisENLOHR, Einleitung zu K.Ki.G. 11, § 81, S. 177. 

3) S. 545. 

4) S. 550. 
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ments oblag, war doch vorwiegend Staatsbehörde, mehr nach 
staatlichen als kirchlichen Rücksichten zusammengesetzt. Auch 
in kirchlichen Dingen stand es nicht unmittelbar unter dem 
König als summus episcopus, sondern unter dem Kultminister ^) 
und nichts kann diese Stellung besser bezeichnen, als dass von 
1816 — 1848 gar kein eigenes Kultministerium bestand, es war 
mit dem Ministerium des Innern vereinigt." — 

So glauben wir den staatlichen Charakter des Konsisto- 
riums nachgewiesen zu haben; noch mehr muss dieser aber 
für die „Oberschulbehörde" in Anspruch genommen werden, 
dafür spricht die ganze geschichtliche Entwicklung, die Ana- 
logie zwischen Konsistorium und katholischem geistlichem Rate 
als „Schulbehörden" und endlich die schon verschiedentlich 
hervorgehobene Auffassung in jener (und früherer) Zeit, dass 
das Schulwesen eine Angelegenheit des Staates sei*). 

II. 
Das katholische Volksschulwesen. 

Die katholischen Schulen, welche an Württemberg kamen, 
trugen ebensowenig den Charakter von Kirchenschulen, als die 
Schulen Altwürttembergs •). — Ihre Beschaffenheit und Ein- 
richtung war von verschiedener Güte, jedenfalls aber gering- 
wertiger als die der evangelischen Schulen Alt- Württembergs. 



1) Besser: unter dem Ministerium. 

2) Eine Verordnung vom 27. Dez. 1803 sagt in dieser Hinsicht: 
„Den Schulunterricht betrachten Wir nicht sowohl als religiöse, sondern 
als Erziehungsanstalt für den Menschen und Bürger. In dieser Hinsicht 
ist es gerecht, dass der Staat die Kinder gegen die ihre Pflicht hintan- 
setzende Eltern in seinen Schutz nehme und nicht gestatte, dass sie in 
Rohheit und Unwissenheit aufwachsen mögen." (R.Ki.G., H, S. 19, 20.) 

3) Vgl. darüber: Schmid, die Entstehung des Volksschulwesens in 
den kathol. Gebieten des heut. Württemberg, Württ. Schulwoch.-Blatt 55, 
177—180, 186—189, 194—196; Schöllkopp, das Schulwesen im ehemal. 
Deutschordensgebiet, Württ. Vierteljahrshefte für Landesgeschichte 1905, 
S. 293 ff., Hepp, Schulpatronat S. — , auch unten S. 291 ; ferner Kaissbb 
n. Bd., SoHMiD a. a. 0. S. 111). 
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So sagt der einstige Direktor des katholischen Kirchenrats : „In 
welchem Zustand Schulen von andern Staaten an Württemberg 
tibergingen, davon stille" '). — König Friedrich nahm sich des 
katholischen Schulwesens mit aller Fürsorge an und auch die 
Kirche erschien als Mitarbeiterin auf dem Plane *). — Zunächst 
musste der geistliche Rat darauf bedacht sein, sich über Stand 
und Einrichtung der katholischen Schulen einen Überblick zu 
verschaffen. Dem sollte dienen der Erlass vom 10. September 
1807 betreffend den Einzug von Berichten'), und auf deren 
Grundlage erging dann unter dem 10. September 1808 die Kö- 
nigliche Verordnung, betreffend die Einführung einer allgemeinen 
Schulordnung in den katholischen Elementarschulen des König- 
reichs, „um der grossen Verschiedenheit und den Mängeln ab- 
zuhelfen, welche bisher in den katholischen Elementarschulen 
der Königl. Staaten — geherrscht haben"*). — 

Diese Verordnung lässt im Vergleich zur früheren würt- 
tembergischen Gesetzgebung das kirchliche und religiöse Ele- 
ment sichtlich in den Hintergrund treten, wenngleich die Mög- 
lichkeit kirchlichen Einflusses in weitgehender Weise gesichert 
ist. — So wird besonders „der Religionsunterricht nicht vom 
Schullehrer, sondern vom Pfarrer selbst oder seinem Vikar 
(unter seiner Aufsicht, und in den Orten, wo Kapläne und 
Corperatoren sind, auch von diesen) gegeben"^). Die Lehrer 



1) Cammerer, die katholische Kirche bei dem Eintritt des Jahres 
1818, S. 46. (Vgl. übrigens auch S. 42, wo wir erfahren, dass es mit 
den übrigen kath. Lehranstalten auch nicht besser besteUt war.) 

2) Vgl. die bischöfl. Constanzische Verordnung vom 3. Jan. 1803 
und ein bischöfl. Constanz. Ordinariats-Zirkular vom 10. August 1808. 
(R.Sch.G., S. 119, 134.) 

3) R.Sch.G., S. 128 ff. 

4) R.Sch.G., S. 135. 

5) R.Sch.G., S. 144. — Von der übermässigen Ausdehnung des 
Religions-Unterrichts war man übrigens zurückgekommen, indem auf ihn 
für jede Klasse nur 2 Stunden wöchentlich verwendet wurden. — Vgl. 
auch die bischöfl. Constanz. Verordnung v. 28. Dez. 1808. — (R.Sch.G., 
S. 178 f.) 
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haben nur die Pflicht, die Kinder auf den Unterricht des Geist- 
lichen, kurz vorzubereiten, während demselben Stille, Ordnung 
und Aufmerksamkeit unter den Schülern zu erhalten, auch ge- 
legentlich den gegebenen Unterricht mit ihnen zu wiederholen" *). 
— Mit Rücksicht auf die Kinder nicht-katholischer Konfession 
wird bestimmt : „diese Kinder sollen in der Stunde, welche dem 
Religionsunterricht für die Katholiken gewidmet ist, nach Hause 
entlassen werden, um dort, oder wo es immer die Eltern für 
gut halten, ihren eigenen Religionsunterricht zu empfangen. — 
Es wird ferner allen Schullehrern und Pfarrern strenge unter- 
sagt, bei dem öfl'entlichen Unterrichte, oder bei Leseübungen 
aus verschiedenen Büchern, wo Kinder anderer Confessionen 
zugegen, oder auch nicht zugegen sind, etwas Anzügliches, Be- 
leidigendes, oder wie immer gegen die christliche Duldsamkeit 
Anstössiges, in Beziehung auf jene Konfessionen, es mag die 
Personen ihrer Lehrer, ihren Kult, oder was immer für kirch- 
liche Gegenstände betreffen, einfliessen zu lassen, vielmehr sollen 
sie es sich angelegen seyn lassen, ihren untergebenen Schülern 
Achtung und Liebe gegen alle Menschen ohne Unterschied der 
Confession oder der Religion einzuflössen, und in diesen Stücken 
ihnen durch ein musterhaftes Betragen selbst zum Beispiel zu 
werden" *). 

Bei dem Religionsunterricht, wie in allen andern Fächern, 
soll die „Gemeinnüzigkeit" die Richtschnur bilden, die Kinder 
sollen mit dem notwendigen Wissen und „mit einem geübten 
Verstände ihre bürgerlichen Geschäfte beginnen und einen ebenso 
gründlichen und vollständigen, als praktischen Religionsunter- 
richt aus dem Schulbesuche gewinnen"*). Zwecks Erreichung 
dieses Zieles hat der Schul-Inspektor eine Stunden-Einteilung 
aufzustellen und vor der Fertigung dei-selben mit dem Pfarrer 



1) R.Sch.G., S. 145. 

2) R.Sch.G., S. 145. — Vgl. auch die Köu. Verordnung v. 12. Sept. 
1818 (R.Sch.G., S. 355). 

3) R.Sch.G., S. 145, 146. 

5 
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und Schullehrer Rücksprache zu nehmen *) ; ausserdem hat der 
Pfarrer bei den zwei jährlichen Prüfungen zum Teil selbst zu 
prüfen, jedenfalls aber muss er gegenwärtig sein und bei der 
Prüfung nach der Winterschule auch der Schulinspektor 2). — 
Die Behördenorganisation war in 3 Stufen gegliedert. — 
Wie schon erwähnt war staatliche Oberschulbehörde der geist- 
liche Rat ^) *). — Die örtliche Aufsicht wurde Schulkommissionen 
anvertraut. Sie bestanden — in Dorfschulen: aus „dem Be- 
amten, wenn einer im Dorf wohnt, dem Pfarrer und dem ersten 
Ortsvorsteher; in Orten, wo kein Beamter ist, wird noch der 
zweite Orts Vorsteher dazu gezogen, in Amtsstädten: aus dem 
Oberbeamten des Orts, dem aufgestellten Schulinspektor jenes 
Bezirks, dem Pfarrer und zwei Mitgliedern des Magistrats". 
Jede solche Kommission hat die Pflicht, „gemeinschaftlich für 
jedes Schulbedürfniss zu sorgen und nach jeder Schulprüfung 
eine Conferenz über die Resultate, die sich durchaus ergeben, 
zu halten, und hierüber an den betreffenden Schul-Inspektor 
zu berichten^); doch bringe es der individuelle Geschäftskreis 
der Schulkommissions-Mitglieder mit sich, dass der Pfarrer 
sich mehr und öfters mit dem literarischen und moralischen 
Teile der Schule beschäftige, und durch seinen öftern Schul- 
besuch unter der Woche den Fleiss des Lehrers und der Schü- 
ler leite und belebe; die (beiden) andern Mitglieder aber für 
die übrigen Bedürfnisse der Schule, und für die Wegräumung 
der dem Schulwesen entgegenwirkenden äussern Hindernisse, 
nach eigener Einsicht, oder auf die Anzeige des Schullehrers 
oder Pfarrers besorgt seien ^)''). — In dieser Regelung der 

1) R.Sch.G., S. 148. 

2) R.Sch.G., S. 156. 

3) Seit 10. Okt. 1816: „Kath. Kirchenrat" genannt. (R.Sch.G., S.335.) 
Bezüglich seiner Kompetenz vgl. den Erlass vom 24. Sept./5. Okt. 1817 
(R.Sch.G., S. 341). 

4) Vgl. zum folgenden : Wintteblin I, S. 309 if. 

5) Vgl. ferner R.Sch.G., S. 162, b«. 

6) R.Sch.G., S. 161, 162. 

7) Auch die Kirchenkonvente wurden wie dem evangelischen so 
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örtlichen Aufsicht, in der Beschränkung des Pfarrers durch 
eine Kommission, liegt ein Unterschied von dem evangelischen 
Volksschulwesen, in welchem lediglich dem Pfarrer die Stellung 
des Ortsschulinspektors zugewiesen war. (Vgl. auch die Schul- 
ordnung V. 1810 § 37). Eine sehr grosse praktische Bedeu- 
tung hat ja der Unterschied nicht, zumal bei der erwähnten 
Arbeitsteilung in den Schulkommissionen; immerhin ist aber 
wahrscheinlich, dass der Staat durch solche Beschränkung der 
katholischen Pfarrer einen allzugrossen Einfluss der katholischen 
Kirche auf die Schulen verhindern wollte. 

Über diesen Schulkommissionen und unmittelbar unter 
dem geistlichen Bäte stehen Schul-Inspektoren. — Im Gegen- 
satz zu der Begelung des evangelischen Schulwesens war das 
katholische Schulinspektorat nicht mit dem Dekanatamte als 
solchem verbunden^) (vgl. auch die Schulordnung von 1810 
§ 40), sondern die Schulinspektoren wurden — regelmässig aus 
den Reihen der Geistlichen — besonders vom Staate zu ihrem 
Amt berufen, m. a. W. : die katholischen Schulinspektoren wa- 
ren Staatsbeamte*). 

Diesen lag hauptsächlich ob, alle Schulen ihres Bezirks, 



auch dem katholischen Schulwesen dienstbar gemacht. — Vgl. Eon. Ver- 
ordnung yom 15. Jan. 1817 (R.Sch.G., S. 336), I. Edikt vom 31. Dez. 1818 
(R.Sch.G., S. 358). 

1) Nach den beiden Erlassen v. 28. März 1809 (R.Sch.G., S. 186, 
187), „konkurrieren die Dekane und Dekanats-Gomissarien, als Solche, 
bei dem Schulwesen nicht mehr, sie haben aber doch ihre Dekanats-Yi- 
sitationen, nach Maassgab der dißfallsigen Instruktion noch auf die 
Schulen auszudehnen. (Vgl. Reskript v. 18. Okt. 1808 — KSch.G., S. 175 
— und Verfügung v. 13. Sept. 1817 — R.Sch.G., S. 340.) 

2) Eine solche Berufung erfolgte bei dem Pfarrer als Mitglied der 
Ortsschulkommission nicht. Trotzdem sind wir zu der Annahme berech- 
tigt, dass er als Staatsbeamter, in der Schule tätig war. Dafür spricht 
die schon dargelegte damalige Auffassung des Schulwesens als Staats- 
angelegenheit, ferner die Unterordnung unter 2 Staatsbehörden und end- 
lich ist zu beachten, dass der Pfarrer in der Ortsschulkommission sitzt 
auf Grund eines Staatsgesetzes, denn als solches — mit staatlichen Ver- 
ordnungen vermengt — ist die Schulordnung von 1808 aufzufassen. 

5* 



\ 
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der — abgesehen von weitläufigen Oberämtern — mit dem 
Oberamtsbezirk zusammenfiel, , Jährlich ein Mal und bei beson- 
deren Anlässen, nach dem Auftrag des Königl. Kathol. Geist- 
lichen Rathes, diese oder jene Schule öfters zu besuchen" (vgl. 
den Erlass v. 18. Dez. 1821 — R.Sch.G., S. 382), über die 
Befolgung der Schulverordnungen strenge zu wachen, besonders 
auch über die Schulkommission in den Dörfern, deren Berichte 
zu prüfen und erwägen waren, wogegen die Berichte der Schul- 
kommissionen in den Amtsstädten unmittelbar an den geist- 
lichen Rat gehen sollten^); ausserdem hatte der Schulinspek- 
tor das gesamte Volksschulwesen seines Bezirks zu überwachen 
und zu fördern, und das Erforderliche an seine vorgesetzte 
Staatsbehörde zu berichten') (über die weitere Tätigkeit des 
Schulinspektors Vgl. R.Sch.G., S. 162, 163). 

Über die Amtsführung, die Fähigkeiten und den Eifer 
des Schulinspektors hatte sich der Bezirks-Dekan bei Gelegen- 
heit der Dekanatsvisitationen zu äussern'). — Bei dem offen- 
kundig staatlichen Charakter des katholischen Schulwesens be- 
hielt aber, wie ersichtlich, auch das kirchlich-religiöse Moment 
eine hinreichende Bedeutung, die noch dadurch vermehrt wurde, 
dass die Mehrzahl der katholischen Lehrer als Messner oder 
Organisten im Nebenamt den niedem Kirchendienst versah*). — 

Die katholische Kirche selbst legte Hand an und unter- 
stützte die Regierung in der Durchführung der Schulreform^). 

Dank solcher Fürsorge, besonders seitens des Staates, kam 
Leben, kam ein Geist tatenfrohen Vorwärtsstrebens in die 
katholischen Volksschulen. — Vorerst waren allerdings die 



1) R.Sch.G., S. 162 b. 

2) Vgl. auch den Erlass v. 13. Febr. 1823 — R.Sch.G., S. 409. 

3) Erlass y. 19. Juni 1824 — R.Sch.G., S. 433. 

4) Vgl. Dekret v. 2. April 1812 — R.Sch.G., S. 283 — , Erlass v. 
23. Mai 1812 — R.Sch.G., S. 285 — , Verfügung vom 11. April 1820 — 
R.Sch.G., S. 368. 

5) Vgl. u. a. die Bischöfl. Constanz. Verordnung vom 28. Dez. 1808 
— (Beilage). — R.Sch.G., S. 178 ff. 
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sichtbaren Erfolge nicht gross : was konnte die beste Schulord- 
nung helfen gegenüber einem schlechtgebildeten Lehrerstande 
und einer noch weniger gebildeten Bevölkerung, die noch in 
solchem Zustand sich befand, dass sie sich häufig sträubte, den 
Kindern eine Schulbildung zu gewähren ? Aber bald zeigt sich 
uns ein anderes Bild; die Regierung scheute keine Mühe im 
Dienste der Hebung katholischer Schulen ^) und unter Führung 
des Staates gelang es mehr und mehr, auch für das Volk 
Neu- Württembergs des geistigen Horizontes Linie in weitere 
Femen zu rücken. 

m. 

Das evangellsehe Volkssehulwesen. 

Nach der — zunächst notwendig gewesenen Reform des 
katholischen Schulwesens sollte auch für das evangelische eine 
zusammenfassende Ordnung gegeben werden. Dies geschah 
durch die „ General- Verordnung, betr. das deutsche Elementar- 
schulwesen in den ev. Orten des Königreichs" vom 26. /31. Dez. 
1810 2). — 

Diese schuf folgende, den Einfluss der Kirche sichernde, 
Organisation : 

An der Spitze des Volksschulwesens stand wie bisher als 
staatliche Oberschulbehörde das Konsistorium. 

„Die nächste Aufsicht über die Schule jeden Orts lag, 
wo nicht ein Schul-Inspektor angestellt war, dem Ortsgeistlichen 
ob. „Sie werden aufs ernstlichste erinnert, diesem wichtigen 
Teil ihres Amtes unter Erwägung der grossen Verantwortung, 
welche ihnen die Vernachlässigung desselben zuziehen muss, 
so wie des grossen und bleibenden Nutzens, den sie durch Be- 
förderung des Schulwesens stiften, ihre gewissenhafteste Tätig- 



1) Cammereb a. a. 0. S. 46: „Je ungünstiger, je schwieriger die 
letzten 10 Jahre (1808 — 1818) in mehrfacher Hinsicht waren, desto dank- 
barer verdient es anerkannt zu werden, was während derselben in Würt- 
temberg für die kathol. Elementarschulen geschah". 

2) R.Sch.G., S. 229 ff. 
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keit zu widmen" *). Deshalb sollen sie „auch ausser den Schul- 
besuchen sich die Leitung, Aufmunterung, Belehrung und Fort- 
bildung ihrer Schul-Lehrer, so wie bei den Kirchen-Conventen 
die Beförderung alles dessen, was zum Besten des Schulwesens 
dient, aufs eifrigste angelegen sein lassen"*). — 

Zu solcher Tätigkeit in der Schule sollten sich die Geist- 
lichen die nötigen Kenntnisse verschaffen durch eine tüchtige 
pädagogische Vorbildung und Weiterbildung 2) , um so mehr, 
als sie — gleich den katholischen — den Religionsunterricht 
zu erteilen hatten^)*). 

Zwischen den Ortsschulinspektoren und der Ortsschulbe- 
hörde standen die Dekane als Bezirksschulinspektoren (Gen. 
Verordnung § 40). Ihnen wird die „genaueste und sorgfältig- 
ste Oberaufsicht über sämtliche Schulen ihrer Amtsstadt und 
Diöcese aufs neue bey strenger Verantwortung eingeschärft", 
besonders sollen sie „bei der jährlichen Visitation der Schule 
jedes Orts die genaueste Aufmerksamkeit widmen"^). 

Diese Behörden wurden dann in ihrer Tätigkeit für die 
Schule noch unterstützt durch Kirchenkonvent ^) und gemein- 
schaftliches Oberamt ''). — 

Es erhebt sich nun die Frage: waren jene Schulbehörden 
Behörden der Kirche oder des Staates? — Dass die Oberschul- 
behörde staatlich war, haben wir bereits dargelegt. Abgesehen 
von einem Schlüsse hieraus auf die dieser untergebenen Behörden 
— wird deren staatlicher Charakter durch verschiedene Um- 



1) KSch.G., S. 246. 

2) R.Sch.G., S. 247. 

3) KSch.G., S. 246. 

4) Über die Pflichten des Ortsschulinspektors vgl. auch :, Gen. Syn. 
Reskr. v. 17. Dez. 1822 — R.Sch.G., S. 394 — , Instr. v. 20. Febr. 1827 
— R.Sch.G., S. 521, 522; Gen. Syn. Reskr. v. 9. Dez. 1828 — R.Sch.G., 
S. 544. 

5) R.Sch.G., S. 247. 

6) Vgl. besonders den Erlass v. 10./29. Okt. 1824, § 18 — R.Sch.G., 
S. 656. 

7) R.Sch.G., S. 230. 
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stände gekennzeichnet. Wir verweisen nur auf die Geschichte 
und die sich anschliessende Entwicklung, welche beide das 
Schulwesen als Feld staatlicher Tätigkeit vor Augen führen. — 
Besonders deutlich tritt dies auch darin hervor, dass reine 
Staatsorgane auf dem Gebiete der Schule zu wirken haben. 
So bestimmt das II. Edikt vom 31. Dez. 1818 ^ § 2: „Zum 
Wirkungskreis des Oberamtes gehört — die Fürsorge für die 
bestehenden Bildungs-, Erziehungs- und Unterrichts- Anstalten" ; 
auch die Kreisregierungen haben für die Schulen tätig zu sein ^), 
und endlich hat das mit dem Ministerium des Innern vereinigte 
Ministerium des Kirchen- und Schulwesens „die Oberaufsicht 
auf alle, und die Leitung von allen auf die sittliche und intel- 
lektuelle Bildung Bezug habenden Anstalten, namentlich auch 
auf die Volksschulen" ^). — Zu alledem sei noch der notwen- 
dige Vergleich mit den katholischen Schulbehörden herange- 
zogen. Natürlich beurteilt der Staat katholische Behörden und 
Schulen nach denselben Gesichtspunkten wie evangelische und 
bei den ersteren tritt doch — besonders in dem Schulinspek- 
tor — das staatliche Moment klar in die Erscheinung. Wer 
wollte behaupten, man habe damals einen staatlichen katho- 
lischen Schulinspektor, aber einen kirchlichen evangelischen ge- 
habt? — Zum Überfluss sei endlich noch hervorgehoben, dass 
die Schulordnung von 1810 gleich der von 1808 vom „Staate" 
erlassen wurde und der Staat hat in ihr angeordnet, dass 
Pfarrer und Dekane ein Schulamt zu bekleiden haben. 

Trotz dieser Vorherrschaft des Staates wurde aber die 
Kirche keineswegs aus der Schule verdrängt. Im Gegenteil! 
der Staat selbst wünschte den kirchlich-religiösen Geist in der 
Volksschule sicher zu stellen durch den heilsamen Einfluss der 
Kirche, und dieser war leicht auszuüben durch Pfarrer und 



1) R.Sch.G., J. 358. 

2) Vgl. V. Edikt V. 18. Nov. 1817 — R.Sch.G., S. 341; Instr. vom 
21. Dez. 1819 — R.Sch.G., S. 367. 

3) V. Edikt V. 18. Nov. 1817 — R.Sch.G., S. 341. 
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Dekane, und auch durch die Lehrer, welche im Nebenamte der 
Kirche dienten. — Dem entsprach die Bestimmung der Schul- 
ordnung über Religions- und Sittenlehre, welche'), „als der 
allerwichtigste Theil des Jugendunterrichts , mit der grössten 
Sorgfalt, Überlegung, Gewissenhaftigkeit und Eifer behandelt, 
und von den Geistlichen — als eine ihrer heiligsten Obliegen- 
heiten betrachtet werden^^ sollte; und damit stimmte auch der 
Zweck überein, welchen die Schulordnung dem Volksschul- 
unterricht beilegte, nämlich „die Kinder zu religiösen und mo- 
ralisch-guten, zu vernünftig denkenden, handelnden und empfin- 
denden, für alle Verhältnisse der Welt brauchbaren, aber auch 
für die höhere Bestimmung, welche das letzte und würdigste 
Ziel des menschlichen Daseyns ist, fähigen Menschen zu bilden'' *). 

IV. 
Die Verfassung von 1819. 

Die Rechte der Kirche auf die Volksschule als grundsätz- 
lich kirchliche Anstalt werden, — besonders oder fast aus- 
schliesslich von katholischer Seite — aus verschiedenen Gründen 
in erster Linie auf die Verfassungsurkunde von 1819 gestützt •). 
In Wahrheit erweist sich aber die Stütze als haltlos, sobald 
wir bei Geschichte und Auslegungsmaterial uns befragen. — 
Das soll geschehen, indem wir auf die in Betracht kommenden 
Punkte des Näheren eingehen: 

Der § 70 der Verfassung lautet: „Jeder der drei im 
Königreiche bestehenden christlichen Confessionen wird — 



1) RSch.G., S. 242 b. 

2) R.Sch.G., S. 241, § 33. 

3) Vgl. besonders die Verhandlungen betr. das Schulgesetz von 
1836. — Da weder dort noch sonst wo bis heute dem Gezeter — »Ver- 
fassungsverletzung" — mit hinreichenden Gründen entgegengetreten wurde, 
so soll im Folgenden eine ausführliche Darlegung die nötige Aufklärung 
schaffen. — Dabei werden wir neben den Protokollen zu Grunde legen: 
Fbickkb, die Verfassungs-Ürkunde für das Königreich Württemberg v. 
25. Sept. 1819 mit dem offiziellen Auslegungsmaterial 1865. 
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der volle Genuss ihrer Kirchen-, Schul- und Armenfonds zu- 
gesichert." 

Aus dieser Zusicherung wird nun gefolgert , es sei in der 
Verfassung klar und deutlich ausgesprochen, dass das Schul- 
wesen wie früher, so auch künftig als kirchliche Angelegenheit 
aufzufassen sei, für welche die Kirche zu sorgen habe^). — 
Das schlagende, in den Verhandlungen nicht erwähnte Argu- 
ment hiegegen ist folgendes: Es handelt sich in § 70 um 
Schul- und Armenfonds, die für eine der drei „Konfessionen" 
bestimmt sind, nicht aber um Fonds, die einer der drei „Kir- 
chen" gehören. Gerade dass die Schulfonds neben den Kir- 
chenfonds genannt werden, ist bezeichnend. Tatsächlich hatten 
die Fonds auch bisher in der Hand des Staates fast stets den- 
selben Zwecken gedient denen sie künftig mit abgesonderter, 
aber dem Staate unterstellter Verwaltung nutzbar sein sollten; 
die Behauptung, dass damit der kirchliche Charakter der Schule 
verfassungsmässig festgelegt sei, hängt völlig in der Luft: sie 
widerspricht der geschichtlichen Entwicklung und findet keiner- 
lei Halt in dem Auslegungsmaterial, ja sie widerspricht sogar 
dem Sinne der Verfassung, denn das ist gewiss, dass die Stän- 
deversammlung über eine so hochbedeutsame und grundlegende 
Frage nicht ohne Debatte hinweggegangen wäre, zu alledem 
stand sie tatsächlich erst später zur Debatte, besonders bei Er- 
örterung des § 84 und dabei wurde von keiner Seite auch nur 
im entferntesten daran gedacht, dass die Entscheidung schon 
gefallen sei mit dem § 70*). — Dieser unserer Beweisführung 
sei noch beigefügt, was der Vertreter der Regierung im Jahre 
1836 zu dem behandelten Punkte ausführt^): „Man will aus 
— dem § 70 der Verfassungsurkunde beweisen, dass die Schul- 



1) Vgl. u. a. Verhandlungen der Abgeordneten (Abg.V.) 1836, III. 
41. Sitzung, S. 44. 

2) Vgl. unten S. 172. 

3) Verhandlungen der Abgeordneten (Abgeordneten- V.) 1836, III, 
41. Sitzung, S. 46. 
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Sachen der Kirche gehören. — Das ist aber ein vergeblicher 
Beweis. Der § 70 — beweist allerdings, dass einer Confession 
ihre Stiftungen überhaupt nicht entzogen werden dürfen, sie 
mögen nun für Zwecke der Religion, der Schulen, oder der 
Unterstützung der Armut bestehen. Niemand wird aber behaup- 
ten wollen, dass die Fürsorge für die Armen der Kirche ge- 
höre, und der Staat der Fürsorge der Kirche in dieser Hin- 
sicht bedürfe. Mit gleichem Recht, wie von den Schulen, könnte 
man übrigens dieses von den Armen behaupten, denn die 
Kirchen-, Schul- und Armensachen stehen nebeneinander". 

Einen Anspruch der Kirche auf die Schule wird katho- 
lischerseits auch des Weiteren abgeleitet aus § 71 (— 78) der 
Verfassung. § 71 lautet: „Die Anordnung in Betreff der Innern 
kirchlichen Angelegenheiten bleiben der verfassungsmässigen 
Autonomie jeder Kirche überlassen". — Die Unterstellung der 
Schule und im Besonderen des Religionsunterrichts unter die- 
sen § ist ebenso einfach als willkürlich und der Verfassung 
widersprechend. — Dass die Ständeversammlung keineswegs 
daran dachte, unter „innere kirchliche Angelegenheiten" Schul- 
sachen zu subsumieren, steht für den Kenner des Geistes und 
Ganges der damaligen Beratungen fest; deshalb stellt die ka- 
tholische Kirche auch lediglich ihre Behauptung auf, von der 
Entstehungsgeschichte des § 71 will sie nichts wissen, um so 
weniger, als in dem gesammten Auslegungsmaterial in Bezieh- 
ung auf diesen Paragraphen von Schule und Unterricht mit 
keiner Silbe die Rede ist, — Dass endlich der § 71 auch für 
die evangelische Kirche gilt und dass die katholische Auslegung 
der Entwicklung des evangelischen und des katholischen Schul- 
wesens in's Gesicht schlägt, sei hier nur erwähnt. 

Nun aber führt die Kirche erst ihr schwerstes Geschütz 
ins Feld: den § 84. Dieser lautet: Für Erhaltung und Ver- 
vollkommnung der höheren und niederen Unterrichtsanstalten 
jeder Art und namentlich der Landes-Universität wird auch 
künftig auf das zweckmässigste gesorgt" ; enthalten aber ist der 
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Paragraph in dem VI. Kapitel der Verfassungsurkunde und die- 
ses trägt die Überschrift: „Von dem Verhältnisse der Kirchen 
zum Staate". — 

Daraus soll folgen: das Schulwesen ist nach der Verfas- 
sung Sache der Kirche. 

Wir fragen: Wie kam der § 84 in das VI. Kapitel und 
wie kam er überhaupt in die Verfassung? 

In dem Ständischen Verfassungsentwurf von 1816 waren 
Kirchen und Schulen in demselben Kapitel, aber grundsätzlich 
getrennt behandelt. Die Einteilung lautet 0^ XXI. Kapitel. 
Von Kirchen und Schulen. — Erster Abschnitt: Von kirch- 
lichen Verhältnissen. — Zweiter Abschnitt. Von den Unter- 
richtsanstalten. 

Noch viel deutlicher aber ist diese Scheidung in dem 
Königl. Verfassungsentwurf von 1817. In ihm ist die Regelung 
der kirchlichen Verhältnisse und Rechte gegeben als Kapitel 
VI. „Von der Regierungsgewalt", Abtheilung 6 (zwischen „Po- 
lizei-Sachen" und „Militärverfassung"), „Von den rechtlichen 
Verhältnissen der Kirchen-Gemeinden"'), das Schulwesen aber 
erscheint in Kapitel VII. „Von den Unterrichts- Anstalten" •). 
— Hierauf wurde von der gemeinschaftlichen Kommission die 
Verfassungsproposition ausgearbeitet; dabei erhielt das VI. 
Kap. die Überschrift „von dem Verhältnisse der Kirchen zum 
Staate" und die genannte besondere Abteilung „von den Unter- 
richtsanstalten" wurde als überflüssig gestrichen. — Schon aus 
dieser Vorgeschichte lässt sich wohl mit Klarheit erkennen, 
dass Regierung und Kommission keineswegs daran dachten, die 
Schulen zu kirchlichen Anstalten zu machen. — 

Bei der Beratung des III. Kapitels „von den allgemeinen 



1) Wir zitieren der Einfachheit halber nach Fricker: (Die Ver- 
fassungsurkunde für das Königreich Württemberg v. 25. Sept. 1819 mit 
dem offiziellen Auslegungs-Material 1865. — ) S. 76, 79. 

2) Fricker a. a. 0. S. 108. 

3) Fricker a. a. 0. S. 115, 116. 
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Rechtsverhältnissen der Staatsbürger" waren Versuche gemacht 
worden, das Schulwesen besonders zu nennen. So schlug Kanz- 
ler V. AüTENEiETH vor, mit besonderer Rücksicht auf die Uni- 
versität, dem § 24 den Zusatz zu geben : „Der Staat sichert je- 
dem Bürger Anleitung zu Verstandes- und religiöser Bildung" *). 

Dieser Antrag wurde zwar von Einigen unterstützt *), bei 
der Abstimmung aber von der grossen Mehrheit abgelehnt. 
Für die Ablehnung waren verschiedene Gründe massgebend, 
einmal der, dass in einer Verfassungsurkunde nicht alle Insti- 
tute aufgezählt werden können und femer der, dass Schulen 
und Universität in Württemberg schon seit langem bestanden, 
auch ohne in der Verfassung genannt zu sein und dass die 
stete Fürsorge des Staates auf diesem Gebiet die Statuierung 
einer staatlichen Pflicht als völlig überflüssig erscheinen liess. 
Aus diesen Gründen fiel der Antrag, gewiss aber nicht deshalb, 
weil den Staat die Schule nichts angehe, im Gegenteil! deshalb, 
weil die Behandlung des Schulwesens als Aufgabe des Staats 
im Hinblick auf den bestehenden Zustand und jahrhunderte- 
lange Übung für selbstverständlich gehalten werden musste. 

Trotz dieser Ablehnung stellte Prälat v. Abel den An- 
tragt), dass am Schlüsse des IIL Kapitels ein besonderer § 
folgenden Wortlauts eingeschoben werde: „Der Staat wird für 
die intelektuelle und moralische Bildung der Bürger . . . durch 
Errichtung, Erhaltung und Beförderung zweckmässiger Anstal- 
ten Sorge tragen". — Auch dieser Antrag fiel aus den oben 
genannten Gründen; zu diesen kam bei Einigen noch die Er- 
wägung, dass das Bildungswesen, wenn es schon einmal in der 
Verfassung genannt werden solle, am besten im VI. Kapitel 
erwähnt werde, wo schon sowieso von Schulen die Rede sei. 

Tatsächlich wurden auch bei der Beratung des VI. Kapi- 
tels aufs Neue entsprechende Anträge gestellt. — 

1) Fricker a. a. 0. S. 237. 

2) Vergl. Fricker a. a. 0., S. 237, 238. 

3) Fricker a. a. 0. S. 253. 

4) Fricker a. a. 0. S. 363. 
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So schlug von Aütenrieth als Zusatz § zum VI. Kapitel 
(§ 84) vor: „Die Landesuniversität und ihre notwendigen An- 
stalten sind unter den Schutz der Verfassung gestellt" *). 

Diesem Vorschlage stimmte die ganze Versammlung bei. 

Auf dieses hin schlug Prälat v. Schmid vor, dem ange- 
nommenen Zusatzparagraphen 84 noch beizufügen: „Für die 
Erhaltung und Vervollkommnung der höheren und niederen 
Lehr- und ünterrichtsanstalten jeder Art [und jeder Konfession] 
wird auf das zweckmässigste gesorgt". Auch dieser Antrag 
wurde von der ganzen Versammlung mit allgemeinem Beifall 
aufgenommen, indem noch die Worte „auch künftig" einge- 
schoben wurden, „um der Missdeutung zu begegnen, als ob 
bisher die Regenten Württembergs ihre Verpflichtung, für Bil- 
dungs- und Erziehungsanstalten Sorge zu tragen, nicht geachtet 
oder verabsäumt hätten". 

Die Antwort des Königs auf den besagten Beschluss lau- 
tete ^) : „Dem Wunsche der Ständeversammlung in Ansehung der 
nach § 79 einzurückenden Paragraphen (§ 84) will Ich in so 
weit entsprochen haben, dass nach gedachtem Paragraphen noch 
folgender eingeschaltet werden kann: „Für Erhaltung und 
Vervollkommnung der höheren und niederen Unterrichtsanstal- 
ten jeder Art, und namentlich der Landesuniversität, wird 
auch künftig auf das zweckmässigste gesorgt". 

In dieser Fassung wurde dann bei der Schluss-Abstim- 
mung der neue Paragraph einmütig angenommen^). 

Was folgt nun aus dieser Entstehungsgeschichte? — Wir 
fragen: Warum fällt der Schulantrag das zweite Mal? — Of- 
fenbar hielt die Mehrzahl der Abgeordneten an ihrer auch vom 
Vice-Präsidenten wiederholt betonten Ansicht fest, dass der ge- 
wünschte Paragraph zwar inhaltlich richtig, aber überflüssig 
sei. — Für einen andern Teil waren verschiedene Gründe be- 



1) Frickeb a. a. 0. S. 363. 

2) Fricker a. a. 0. S. 484. 

3) Fbickfb a. a. 0. S. 497. 
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stimmend, um den Antrag zum VI. Kapitel zu verweisen. — 
Als solche Gründe erkennen wir: Im VI. Kapitel war schon 
von Schulfonds und Lehranstalten die Rede, hier war also al- 
lein der geeignete Platz, das Unterrichtswesen überhaupt zur 
Sprache zu bringen ; femer hängen Kirche und religiöse Bildung, 
religiöse und intellektuelle Bildung aufs engste zusammen und 
müssen sich gegenseitig dienen ; endlich mögen sich manche die 
im Kommissionsbericht niedergelegte Ansicht^) zu der ihrigen 
gemacht und so die Zusammenstellung von Kirchen und Schu- 
len befürwortet haben, wenn auch ohne Bedeutung für den 
Charakter der letzteren. — Jener Bericht sagt u. a.: „Nicht 
ohne Bedeutung pflegt man Kirchen und Schulen zusammen 
zu nennen. Religion, die Erkenntnis Gottes und göttlicher Ge- 
setze, und Aneignungen der letztern nicht nur in das Wissen, 
sondern in den Willen, ist das Resultat wahrer Aufklärung 
und ihr Ziel. An den Schranken der Vernunft empfängt uns 
die Religion , und ergänzt durch notwendige Begriffe das, was 
wir hier suchen und jenseits finden. Das Gefühl dieser Wahr- 
heit erbaute seit der Kindheit des Menschen-Geschlechtes Tem- 
pel und Altäre und gründete Schulen und Lehrstühle, und 
frommer Sinn weihte bald mit klarer Einsicht, bald nach 
dunklem Gefühle, dem hohen Zwecke die pekuniären Mittel. 
— Wer auch diese Wahrheit (dass Religion und Aufklärung 
die Grundpfeiler des Staates seien) nicht in dem vollen Glänze 
erkannt hätte, womit sie die Bestimmung des Menschen be- 
strahlt, dem musste doch so viel klar sein, dass der religiöse 
Bürger der ruhigere, und dass der aufgeklärtere der nütz- 
lichere sei, weil das höchste Interesse des Staates mit dem 
höchsten Interesse der Menschheit auf Einen Punkt zusammen- 
treffen muss". —^) 

1) Frioker a. a. 0. S. 185. 

2) Überdies verlangte der Antrag die staatliche Fürsorge wie für 
die Büdung, so auch „für hülflose Arme und Kranke". Auch dieser 
Umstand mag dazu beigetragen haben, den Paragraphen in Zusammenhang 
mit Kirche und kirchlicher Mildtätigkeit zu setzen. 
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Gewiss war aber nicht ausschlaggebend die Scheidung, 
welche der Bischof in kluger Taktik zu machen versuchte. 
Diese wurde auch nicht weiter vertreten, sondern auf Grund 
der Ausführungen von Abel und Vanotti ging man darüber 
hinweg, abgesehen davon, dass ein Abgeordneter Veranlassung 
nahm, noch ausdrücklich seine Abstimmung gegen die Äusser- 
ung des Bischofs zu begründen. — Wer die Gesinnung der 
damaligen Ständeversammlung auch aus der übrigen Beratung 
kennt, wer in die frühere und damalige Stellung der Regierung 
einen Einblick gewonnen hat, der weiss auch, dass diese nicht 
ohne weitere Erinnerung und jene nicht „mit allgemeinem Bei- 
fall" Ja gesagt hätte zu einem Paragraphen, der die Schule 
an die Kirche ausliefern sollte. 

Air das würde einen genügenden Beweis dafür erbringen, 
dass durch die Aufnahme des § 84 in das VI. Kapitel eine 
Verkirchlichung der Volksschule nicht gewollt war. — Der 
schlagende Beweis aber gegen jene Argumentation aus der Über- 
schrift lautet so: Nachdem die Kommission die Abteilung „von 
den Unterrichts- Anstalten" als überflüssig gestrichen hatte, griff 
der Kanzler v. Auteneieth die Frage wieder auf in erster Li- 
nie im Interesse der Uni versität , welcher sogar eine besondere 
Beilage zu dem Königl. Entwurf von 1817 gewidmet war*); 
und seinen erneuten Antrag zu Kapitel VI formulierte der 
Kanzler lediglich im Hinblick auf die Universität. — Solchem 
wiederholten Drängen gaben nun auch diejenigen Abgeordneten 
nach, welche die Bestimmung für überflüssig erachteten, wohl 
in der Erwägung, dass sie jedenfalls niemandem schade. — 
Erst als so der Universitätsparagraph einmütig angenommen 
war, wurde der zweite Satz betreffend die übrigen Lehranstal- 
ten als Anhängsel beantragt und im Anschluss an den ersten 
Satz „von der ganzen Versammlung mit allgemeinem Beifall" 
angenommen. Erst auf dem Umwege über die Universität kam 



1) Fricker a. a. 0. S. 152. 
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also die Volksschule in die Verfassung und seither stehen dort 
beide nebeneinander in einem Satze. — Nun sagen wir: Wer 
will behaupten, dass die Universität Tübingen vor oder nach 
1819 eine kirchliche Anstalt gewesen sei? Wer will behaup- 
ten, dass die Abgeordneten von 1819 auch nuc im Entfernte- 
sten daran gedacht haben, die Universität der Kirche zuzueig- 
nen, ja dass solchem Unsinn die ganze Versammlung beige- 
stimmt hätte? Wer will behaupten, dass die Regierung diese 
ungeheuerliche Änderung ohne Weiteres geduldet hätte, ja dass 
der Kanzler selbst sie gewollt hätte mit seinem Antrag auf Ein- 
stellung der Universität in das VI. Kapitel? 

Nun kam die Universität vor der Volksschule in die Ver- 
fassung und jetzt stehen beide nebeneinander, ergo: Ergibt 
sich aus der Überschrift des VI. Kapitels der kirchliche Cha- 
rakter der Volksschule, so muss auch die Universität eine 
kirchliche Anstalt sein. — Sapienti sat. — 

V. 
Die Reform der Sehulordnungen« 

Auf Grund der beiden Verordnungen von 1808 und 1810 
schritt dass evangelische und katholische Volksschulwesen rüstig 
vorwärts unter Führung des Staates und gefördert von den 
Kirchen. — Beide Schulwesen gingen zwar äusserlich getrennt 
von einander ihren Weg; in Wahrheit war aber die Trennung 
keine so scharfe, wie es scheinen konnte: Schon die Verord- 
nungen selbst stimmten in wesentlichen Punkten überein, die 
Erlasse der Oberschulbehörden trugen meist denselben Bedürf- 
nissen Rechnung und strebten den gleichen Zielen zu, und die 
Staatsbehörde über jenen gab in den wichtigen, allgemeinen 
Dingen übereinstimmende Befehle. — Dass dieser Zustand des 
Nebeneinander nicht dauernd sein konnte, sondern auf eine 
Reform im Sinne einer Vereinheitlichung hindrängte, liegt auf 
der Hand; das erkannten auch die Reformvorschläge') an. 

1) Wir nennen nur die Bitte der württ. Lehrer an die Kgl. Re- 
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Gedrängt durch stets wiederholte Wünsche und Vorschläge 
und in der Erkenntnis der Notwendigkeit eines klaren und zeit- 
gemässen Schulgesetzes, beschloss die Regierung die Fertigung 
eines Entwurfes. Aus ihm ward - nach ausführlicher Bera- 
tung besonders über „Kirche und Schule" — das Volksschul- 
gesetz vom 29. Sept. 1836. 



IL Abschnitt. 

Kirche nnd Volksschule seit 1836. 

1. Kapitel. 

Das Yolkssehulgesetz yon 1836 in Beziehung auf die 
Kirehe, seine Entstehungsgeschiehte, und die abändern- 
den Gesetze bis zur neuesten Zeit. 

Vorbemerkung. Da das Gesetz von 1836 in dem Verhältnis der 
Kirche zur Schule den Markstein bildet, so wird im Folgenden eine aus- 
führliche Darlegung der Entstehungsgeschichte und des Auslegungsma- 
terials gegeben werden. Dadurch wird auch erreicht, dass ein näheres 
Eingehen auf die Gesetze seit 1836 überflüssig ist, weil bei den Ver- 
handlungen etc. über diese immer wieder dieselben Gegensätze der An- 
sichten und Gründe sich zeigen, wie wir sie in dem Material zu dem 
Gesetz von 1836 treflFen. — Ausserdem habe ich es für gut gefunden, 
da und dort in Fussnoten auf Verfügungen und Erlasse — besonders 
für das evangelische Schulwesen — zu verweisen. Ein Eingehen auf 
diese liegt ausserhalb des Rahmens dieser Abhandlung, da dank den 
Schulgesetzen, eine Beleuchtung der Beziehungen zwischen Kirche und 
Schule nicht erst mit Hilfe einer Menge von Verordnungen und Reskripten 
gewonnen werden muss, wie dies für die frühere Zeit der Fall war. — 
Wohl aber sollte durch die Erwähnung dem Suchenden ermöglicht wer- 
den, ein vollständiges Bild — von der Durchführung der Gesetzesvor- 
schriften in der Praxis zu erhalten und sich so ein klares Urteil über 
die Bedeutung der Beziehungen zwischen Kirche und Schule zu bilden. 



gierung und Ständeversammlung betr. die Notwendigkeit einer Verbesse- 
rung des deutschen Elementarschulwesens . . 1833, weil schon in ihr 
das in den verschiedenen späteren Eingaben verstärkt hervortretende 
Streben der Lehrer nach Trennung von Schule und Kirche sich zeigt. 

6 
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§9. 
„Geist, Zweck und Richtung des Gesetzes". 

Gleich bei Gelegenheit der — vor der eigentlichen Bera- 
tung des Gesetzes — erfolgten Aussprache über die allgemeinen 
Gesichtspunkte, sehen wir Staat und Kirche im Streit wegen 
ihres Verhältnisses zur Volksschule. — Der Standpunkt der 
Regierung war folgender*): An den wesentlichen Grundlagen des 
Volksschulwesens soll nichts geändert werden; es handelt sich 
vielmehr nur um Verbesserung, Ergänzung und Ausbildung des 
Bestehenden, um Entfernung der nach der bisherigen Gesetzge- 
bung vorhandenen Verschiedenheiten in der Einrichtung der 
evangelischen und katholischen Schulen. Die Vereinheitlichung 
dieser zwiefachen Gesetzgebung *) wird keine wesentliche Ände- 
rung in dem Verhältnis zwischen Kirche und Schule hervor- 
rufen, es soll aber klar die hergebrachte (evangelische) Auffas- 
sung zu Tage treten, dass die Volksschulen ihrer wesentlichen 
Bestimmung nach Anstalten der bürgerlichen und nicht der 
kirchlichen Gesellschaft sind, wenn gleich religiöse Bildung stets 
ihre Grundlage bleiben wird*). 

Die entgegengesetzte , von Verteidigern vermeintlicher 
Rechte der Kirche, vertretene Ansicht lautet : „Das neue Schul- 
gesetz ist eine Art von Expropriationsgesetz, sofern der Kirche 
zugemutet wird, das Eigentum der Volksschulen, an dem sie 
herkömlicher und rechtlicher Weise Anteil hatte, dem Staat 
ganz abzutreten"*). Das Gesetz ist beherrscht von der „Ten- 
denz", den historischen und rechtlichen Besitz der Kirche in 
Hinsicht auf die Volksschulen abzuändern, besonders ist der 



1) Vergl. Abg.-Verh. 1835, III, S. 93- 95. 

2) Dieser Zwiefachheit lag aber keineswegs die Auffassung der 
Schule als Anstalt der Kirche oder ergänzender Teil der kirchl. Einrich- 
tungen zu Grunde. 

3) Die Ansicht der Regierung vertritt auch derEommissionsbericht: 
Abg.-Verh. 1835, IV, S. 757, 738. 

4) Vergl. Abg.-Verh. 1836, III, 28. Sitzung, S. 2, 3, 7. 
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Geistliche nicht mehr wie bisher als Kirchendiener im Schul- 
wesen tätig, sondern im Auftrag des Staates. Eine „staatliche" 
Schulgesetzgebung bestand bis jetzt noch nie in dem evange- 
lischen Württemberg, sondern „die Schulgesetze sind immer rein 
von der Kirchenbehörde ausgegangen". 

Dass diese Ausführungen, insbesondere die „historische 
Erinnerung" den Tatsachen nicht entsprechen, erhellt aus dieser 
Abhandlung und wurde auch ausdrücklich von Seiten der Re- 
gierung hervorgehoben, die ihren Standpunkt dahin präzisierte *): 
„Es handelt sich hier darum, ein Staatsgesetz und nicht ein 
Kirchengesetz zu verabschieden. Von demselben Standpunkt 
aus ist die bisherige Gesetzgebung anzusehen. Besonders kann 
die Schulordnung vom Jahre 1810 nicht als Kirchengesetz be- 
trachtet werden, sie wurde vielmehr von dem Consistorium als 
Staatskirchenbehörde in Antrag gebracht, durch das Ministerium 
des Kirchen- und Schulwesens und das Staatsministerium bera- 
ten und von dem Staatsoberhaupt sanktioniert. — An und für 
sich handelt es sich bei den Volksschulen um die Erziehung 
des Menschen zum Bürger und allerdings ist Religion und 
Christentum insbesondere hiebei die Grundlage, in welcher Hin- 
sicht Staat und Kirche zusammentreffen. Würde der Staat 
hierin seine Pflicht vernachlässigen, so würde allerdings die 
Kirche die Sache in Anregung zu bringen haben; wenn aber 
der Staat seine Pflicht tut, ist nicht einzusehen, wie die Kirche 
mit Einwendungen kommen und gewissermassen ein condomi- 
nium der Volksschulen in Anspruch nehmen will". — 

Diese Stellungnahme der Regierung wurde von der grossen 
Majorität der Landtagsmitglieder gut geheissen, sie war richtig 
vom Standpunkt aller derer aus, welche in zutreffender Wür- 
digung der geschichtlichen Entwicklung erkannten, dass schon 
längst Staatsoberhaupt und Staat in der Pflege des Schulwesens 
eine ihrer Hauptaufgaben erblickt hatten. Dass diese Erkennt- 



2) a. a. 0. S. 6, 7, 8. 

6 
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nis schon damals in den weitesten Kreisen vorhanden war, se- 
hen wir ausser in den Landtagsverhandlungen auch aus würt- 
tembergischen Schriften, die vor 1836 erschienen und die Volks- 
schulen als bürgerliche Anstalten aufFassten. Von solchen sei 
neben der zitierten Bitte der Volksschullehrer, die u. a. eine 
Umwandlung der „Gemeindeanstalt" in eine Staatsanstalt nach- 
sucht, die Schrift des katholischen Geistlichen Dr von Düesch 
erwähnt: „Das Verhältnis der Schule zu Kirche und Staat" 
1833. Wenn auch diese in der Hauptsache von der hier ver- 
tretenen Ansicht abweicht^ so sagt sie doch zu der erörterten 
Frage *), der „Staat" sorge dafür, dass Schulen bestehen, taug- 
liche Lehrer gebildet und angestellt werden, dass ein guter 
zweckmässiger Unterricht gegeben und die Schule, wie je- 
des andere Institut beaufsichtigt werde; ferner habe der Staat 
die Obliegenheit, für eine angemessene Besoldung der Lehrer 
zu sorgen; aus dem bestehenden Verhältnis der Schule zum 
Staate folge für diesen auch das Recht und die Pflicht, die Auf- 
sicht über die Schule zu führen; die Einrichtung, dass diese 
durch Geistliche ausgeführt werde, sei deswegen die beste, weil 
sich Staat und Kirche dadurch in Betreff des Schulwesens ge- 
einigt haben; der Schulinspektor sei ja Kirchendiener und Staats- 
diener zugleich. — 

Es war sonach lediglich eine Modifizierung im Sinne einer 
klaren, gesetzlichen Festlegung, wenn die Schultätigkeit der 
Geistlichen künftig auf ausdrückliche Anordnung des Staates 
erfolgen sollte*). 



1) Magazin für Pädagogik, kathol. Zeitschrift für Yolkserziehung 
und Volksunterricht, 1894 S. 10, 11. 

2) Dafür spricht besonders auch die Verordnung vom 23. Aug. 
1825 (Reg.Bl. 1825, Nr. 33, S. 457) betreffend den Wirkungskreis und 
Geschäftsgang der gemeinsch. Oberämter. In ihr „behielt sich der Staat 
für seine Administrationsbehörden einen grossen Teil der Schulangelegen- 
heiten vor, und überliess den derzeitigen Schulaufsehern, welche so bloss 
eine Abteilung des Oberamts bilden, nur die besondere Aufsicht über 
den Gang des Unterrichts und den Stand der Disziplin, so wie überhaupt 
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Gegen diese Auffassung mussten natürlich diejenigen mit 
aller Macht kämpfen, welche in der Volksschule das Arbeits- 
feld und Rechtsgebiet der Kirche erblickten, ihnen musste es 
als Frage von grundlegender Bedeutung erscheinen, ob nach dem 
Gesetze der Geistliche als Kirchendiener oder als Staatsbeamter 
seine Tätigkeit in der Volksschule entfalten werde. — Ein tie- 
feres Eindringen in die geschichtliche Entwicklung des Verhält- 
nisses von Staat, Kirche und Schule hätte übrigens eine schroflfe 
Gegenüberstellung des früheren Kirchendieners zum Staatsbeam- 
ten verhindern müssen: war denn während der Periode des 
Staatskirchentums der Geistliche im Grunde etwas Anderes 
als ein Staatsbeamter? 

Dem aufgerollten Widerstreit zwischen Staat und Kirche 
suchte endlich Prälat von Köstlin in einsichtsvoller und zu- 
treffender Weise zu begegnen, indem er ausführte*): „Volks- 
schulen sind Bedürfnis für die Kirche sowohl als für den Staat, 
und — (nach Darlegung, dass Staat und Kirche eine geistige 
und religiös-sittliche Bildung der Jugend verlangen müssen) — 
es ist somit ein gemeinschaftliches Interesse der Kirche und des 
Staates*), dass für die Volksjugend Anstalten bestehen, in denen 
sie geistig und religiös-sittlich gebildet werde. Würde der Staat 
keine solchen Bildungsanstalten wollen, so müsste die Kirche 
darauf bedacht sein, solche Anstalten zu gründen. Sind aber 
Volksschulen vorhanden, besonders auch mit der Abzweckung 
auf sittlich-religiöse Bildung im Sinn der Kirche^), behandelt 
der Staat diese Anstalten als eine Sache von grosser Wichtig- 
keit für ihn und lässt er sich das Gedeihen derselben angele- 



die Befolgung des besonderen Unterrichtsplanes und der Schulordnung^^ 
(In der zit. Lehrerpetition S. 10). 

1) Abg.-Verh. 1836, III, 28. Sitzung, S. 30, 31. 

2) Vergl. die Äusserung des Vertreters der Regierung, dass gewiss 
Niemand in der Kammer und am wenigsten die Regierung die Absicht 
habe, die positive Religion aus der Schule hinauszuvotieren. (Abg.-Yerh. 
1836, III, 28. Sitzung, S. 45). 

3) a. a. 0. S. 27. 



— Se- 
gen sein, so ist es Sache der Kirche, dieses dankbar anzuer- 
kennen und ihrerseits sich ebenfalls für das Beste der verhan- 
denen Volksschulen tätig zu beweisen. — Ich glaube, dass wir 
uns in dieser Lage befinden". 

Anmerkung. Obgleich es sich für uns hier nur um die Frage 
handelt, ob die Volksschule bürgerl. oder kirchliche Anstalt sei, so sei 
doch der Vollständigkeit halber erwähnt, dass die Volksschule keine 
„reine'' Staatsanstalt ist. — Gegenüber dem von anderer Seite gewünsch- 
ten Grundsatze: „Sämtliche Schulen sind Anstalten des Staats" führte 
der Begierungsvertreter aus, die Regierung werde den bisherigen Grund- 
satz, der in der Natur der Sache, in der Gesetzgebung und in der Ver- 
fassung begründet sei, nicht aufgeben ^) ; übrigens seien Gemeindesachen 
und Staatssachen an und für sich keine Gegensätze, sondern Alles, was 
öffentliche Gemeindezwecke betreffe, berühre auch Staatszwecke, eben 
weil es Gemeindezwecke betreffe*). 

Im Einzelnen ygl. über die Frage : Abg.-Verh. 1836, III, 33. Sitzung, 
S. 3, 4, 20, 21, 34 ; ferner S. 19, 29 ff., 32, 38, 33 ; 39. Sitzung S. 55, 57 ; 
40. Sitzung S. 6, 7, 8, 11, 14, 16 ; Verhandlung der Standesherrn 1836, 
ni, Prot. XXXIV bes. S. 861. — 

Um zu zeigen, dass nur ganz vereinzelt die Schule als kirchliche 
Anstalt aufgefasst wurde, sei auch noch kurz auf die Verhandlungen 
über Art. 18 — 20 des Gesetzes verwiesen. Aus ihnen geht klar hervor, 
dass es sich — im Gegensatz zu dem wiederholt entbrannten „theore- 
tischen'' Prinzipienstreit — in praxi und besonders in der Geldfrage 
lediglich *) darum handelte, ob das Volksschulwesen in erster Linie eine 
Sache des Staats oder der einzelnen politischen Gemeinden sei. 

§ 10. 
Zweck der Voljksschulen. (Art. 1). 

Als Zweck der Volksschulen wird nach ausführlichen Ver- 
handlungen in Übereinstimmung mit dem Regierungsentwurf 
bestimmt: „Zweck der Volksschulen ist religiös-sittliche Bildung 
und Unterweisung der Jugend in den für das bürgerliche Leben 
nötigen allgemeinen Kenntnissen und Fertigkeiten". — 

Durch diese Fassung sind wohl die Interessen des Staates, 
aber auch die der Kirche in hinreichender Weise gesichert. Die 



1) Abg.-Verh. 1836, III, 28. Sitzung, S. 30, 31. 

2) Eine Ausnahme bildet die — Abg.-Verh. 1836, m, 33. Sitz- 
ung, S. 31 — vertretene Ansicht. 
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zum Teil interessante Debatte — besonders über die Worte 
„für das bürgerliche Leben" und „religiös-sittlich" *) lässt häu- 
fig die kämpfenden Parteien — Staat und Kirche — hervor- 
treten, ebenso manche Begründung bei der Abstimmung: „Es 
sei der Beweis geliefert, dass es sich trotz aller Gegenver- 
sicherungen von einer Emancipation der Schule von der Kirche 
handle (a. a. 0. S. 47); ich glaube übrigens nicht, dass die 
Kirche beseitigt ist, sondern wenn die Kirche ihre Wünsche in 
Betreff des Religionsunterrichts der Staatsbehörde vorlegt, so 
werden dieselben Berücksichtigung finden (S. 48); die Schulen 
sind volkstümliche Kirchenanstalten, allein jetzt würde man 
aussprechen, dass sie reine Staatsanstalten seien (S. 49) ; durch 
die Fassung des Artikels sind Staat und Kirche zufrieden ge- 
stellt (S. 49); ich finde in dem Artikel 1 eine Unterordnung 
der Schulen — nicht unter die Kirche, sondern unter den 
Staat (S. 50)." 

Zu einer prinzipiellen Entscheidung zwischen Staat und 
Kirche kam es aber bei der Beratung des Artikels 1 nicht, denn 
obgleich mehrere Abgeordnete und Standesherren ihre Stimme 
von diesem Gesichtspunkt aus abgaben, so sah doch die grosse 
Mehrzahl davon ab. Dass aber tatsächlich die Zahl derjenigen 
Vertreter, welche das Schulwesen für eine Sache der Kirche 
hielten, sehr gering war, das trat schon hier hervor und wird 
sich später noch deutlicher zeigen. — Jedenfalls aber herrschte 
Einmütigkeit darüber, dass die Volksschule berufen sei, der 
Jugend eine Bildung auf religiöser Grundlage zu Teil werden 
zu lassen, damit konnten sich die Verfechter kirchlicher Inter- 
essen zufrieden geben und taten es auch zum grösseren Teile, 



1) Vgl. eine Reihe von Vorschlägen : Abg.-V. 1836, III, 28. Sitzung 
„für das menschliche und bürgerliche Leben" (S. 36) ; „christlich reli- 
giöse (und sittliche) Bildung" (S. 37) ; die Volksschulen sind öffentliche 
Anstalten, in denen die Kinder des Landes zu würdigen Mitgliedern des 
Staats und der Kirche herangebildet werden sollen (S. 39) ; „für das Leben" 
(S. 41) ; „für das Leben im Staat" (S. 42) ; „im Staat, im Hause und in 
der Kirche" (S. 42); „geselliges Leben" (S. 42). 
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um so mehr als jene religiös-sittliche Aufgabe für den ganzen 
Unterricht mitbestimmend sein sollte. — Das ist bis heute so 
geblieben ; neben dem in Kraft stehenden Artikel 1 ersehen wir 
dies besonders auch aus dem Normallehrplan 1870 — 1892, der 
u. a. bestimmt (S. 33): „Das Gebet, womit sich am Anfang 
oder am Schluss der Unterrichtsstunden auch Choralgesang ver- 
bindet, hat dazu mitzuhelfen und Zeugnis davon zu geben, dass 
der gesamte Unterricht und die Disziplin in der Schule von 
der Gottesfurcht, welche der Weisheit Anfang ist, getragen 
werden". 

§ 11- 
Gegenstände des Unterrichts. (Art. 2). 

Dem religiös-sittlichen Zwecke der Volksschule entspricht, 
dass Artikel 2 als wesentliche Gegenstände des Unterrichts in 
erster Linie Religions- und Sittenlehre nennt. — Aber wiede- 
rum hiess es bei Erörterung des Religionsunterrichts : Hie Staat 
— Hie Kirche! — Nach dem Entwürfe lautete der 2. Absatz 
des Artikels*): „Der Religionsunterricht ist in allen Volks- 
schulen so weit nicht in besonderen Fällen die Oberschulbehörde 
etwas Anderes anordnet, von den Ortsgeistlichen zu erteilen". 
Diese Fassung erregte Bedenken und wurde dahin verstanden, 
dass der Lehrer von der Teilnahme am Religionsunterricht aus- 
geschlossen sei. Die Kommission schlug deshalb den Zusatz 
vor: „ohne dass dabei der Schullehrer von dem Vorbereitungs- 
unterrichte in der Religion bei den Kindern seiner Confession 
ausgeschlossen wird" ^). 

Dem gegenüber führte der Vertreter der Regierung wie- 
derholt aus, es sei keineswegs die Absicht bei dem Entwurf, 
dass der Schulmeister von aller und jeder Teilnahme an dem 
Religionsunterricht ausgeschlossen sein solle. In der Volks- 
schule durchdringe die Religion beinahe die sämtlichen Unter- 



1) Abg.V. 1835, III, S. 63, 64. 

2) Komm.-Bericht — Abg.V. 1835, IV, S. 740. 
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richts-Gegenstände und es könne somit nie anders sein, als dass 
der Schullehrer einen wesentlichen Einfluss auf die religiöse 
Ausbildung habe. — Zudem stimme der Entwurf inhaltlich mit 
Art. 33 ^ der evangelischen Schulordnung vom Jahre 1810 und 
mit Art. 11 der katholischen Schulordnung von 1808 überein. 
Der Entwurf der Regierung wolle nur, gleichwie die bisherigen 
Verordnungen, dass überall, wo in den Volksschulen die Reli- 
gionslehre ein besonderes Pensum bilde, solche von dem Orts- 
geistlichen behandelt werde. In jeder andern Beziehung hätte 
aber der Schullehrer weit mehr Einfluss auf religiöse Ausbil- 
dung und Erziehung der Kinder, als der Geistliche selbst^). 
Trotzdem bestand eine Reihe von Abgeordneten auf der 
Beifügung eines die Mitwirkung des Schullehrers festlegenden 
Zusatzes. Es mag angezeigt sein, zu näherer Beleuchtung der 
Frage einige Ansichten aufzuführen: (Abg. V. 1836, III, 29. 
Sitzung — ) „Sobald der Religionsunterricht dem Schullehrer 
entzogen würde, so würde dies nicht blos für die Erziehung 
der Jugend an sich allein, sondern für das ganze künftige Volk 
und den Staat die nachteiligsten Folgen herbeiführen" (S. 27); 
„ich würde nie einen Antrag unterstützen, der den Schullehrern 
nicht auch Anteil am Religionsunterricht bei seinen ihm an- 
vertrauten Schülern nehmen liesse" (S. 62); „dass der Schul- 
lehrer überhaupt an dem Religionsunterricht in den Schulen 
Teil nehme, ist teils für den Schullehrer, teils für den Reli- 
gionsunterricht von hohem Werte" (S. 63) ^). — Andererseits 
wurde betont, dass die Erteilung des Religionsunterrichts der 
natürliche Beruf eines jeden Geistlichen sei. Dabei verstehe 
sich von selbst, dass die Regierung in Beziehung auf die Teil- 
nahme der Schullehrer kein Hindernis in den Weg legen werde 
(S. 31), ferner (S. 32): das Recht, den Religionsunterricht zu 
erteilen, sei ein vom Geistlichen unveräusserliches Recht, er 
sei Lehrer der Religion in seiner Gemeinde von Amtswegen, 



1) Abg.V. 1836, III, 29. Sitzung, S. 23, 24, 25. 

2) Vgl. auch die Vorschläge : S. 27, 36, 60. 
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also auch von Amtswegen Lehrer der heranwachsenden Ge- 
meinde. 

Auch die Ausnahmebestimmung — soweit nicht in be- 
sonderen Fällen die Oberschulbehörde etwas Anderes anordnet, 
— fand lebhaften Widerspruch. Der Protest mässigte sich zwar 
nach der auslegenden Erklärung des Dep.-Chefs *) , dass es sich 
von dem Fall handle, wo die Geistlichen so überlegt seien, dass 
sie das Pensum eines Beligionsunterrichts in den Ortsschulen 
gar nicht tibernehmen können, und man deshalb veranlasst sei, 
irgend einen andern Geistlichen, der für andere Zwecke sich 
im Ort aufhalte, gegen eine besondere Belohnung damit zu 
beauftragen, — dabei sei sehr natürlich, dass es nur unter 
Rücksprache mit der Kirchenbehörde geschehen könne, wenn 
der Geistliche nicht für den Zweck des Religionsunterrichts in 
den Volksschulen verwendet werden sollte ; — wohl aber traten 
sich Staat und Kirche aufs Neue gegenüber, als beantragt 
wurde, wenn nicht den ganzen Zwischensatz (S. 31), so doch 
wenigstens das Wort „Oberschulbehörde" zu streichen, und 
dafür zu setzen: „So weit nicht in besonderen Fällen eine an- 

* 

dere Anordnung statt findet." Eine solche Anordnung habe nur 
allein von der eigentlichen Kirchenbehörde auszugehen oder 
doch wenigstens von der Staatskirchenbehörde gemeinschaftlich 
mit der Kirchenbehörde. In Beziehung auf den Religionsun- 
terricht habe die jeweilige Kirchenbehörde den Haupteinfluss 
und seien die Ortsgeistlichen keine der Staatskirchenbehörde, 
sondern der geistlichen Kirchenbehörde, nämlich dem Bischof 
und der Synode, untergeordnete Diener. Die Staatsbehörde 
habe nur — bei untergeordneter Anteilnahme — darüber zu 
wachen, dass von der geistlichen Behörde nichts angeordnet 
oder gelehrt werde, woraus ein Nachteil für den Staat entstehen 
könnte*). — 

Hierauf legte der Dep.-Chef in klarer Weise den Stand- 



1) Abg.-Y. 1836, ni, 29. Sitzung, S. 36, 40. 

2) Abg.-V. 1836, III, 29. Sitzung, S. 37, 38. 
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punkt des Gesetzes dar, dass auch der Religionsunterricht eine 
Sache des Staates sei und in dessen Auftrag erteilt werde*): 
„Ich bin weit entfernt, der Kirche ihren Anteil an der Sache 
streitig zu machen. Die Kirche hat allerdings die Verpflich- 
tung, und nicht blos das Recht, sich zu versichern, wie und 
ob zweckmässig gelehrt werde, und dieser Verpflichtung nach- 
zukommen, ist ihr von dem Staat in keiner Weise ein Hindernis 
in den Weg gelegt worden. Darum kann aber die Kirche den 
Staat nicht hindern, den Religionsunterricht in den Volksschulen 
zu seiner Sache zu machen, sondern sie kann nur das Recht 
der Einsicht daraus ableiten. Wenn in diesem Gesetz gesagt wird, 
der Geistliche habe den Religionsunterricht zu geben, so spricht 
dies ein Staatsgesetz aus, und nun sagt der Herr Abgeordnete, 
das heisse nichts anderes, als bei der katholischen Kirche gebe 
der Bischof den Befehl dazu. Er wird aber nicht sagen, dass 
wir hier ein bischöfliches Gesetz verabschieden. — Über das 
Recht des Staates in dieser Sache sollte man keinen Zweifel 
haben. Hier vereinigt der Staat die Stelle der Familienväter 
in sich. So gut der Vater nicht gehindert ist, und die Kirche 
ihn nicht hindern kann, seinem Sohn selbst Religionsunterricht 
zu geben, so gut kann der Staat, wenn er öffentliche Anstalten 
gründet, für den Religionsunterricht sorgen, und die Kirche 
kann sich nur dessen versichern. Es kann ihr zu keiner Zeit 
verwehrt werden, Einsicht zu nehmen und sich zu überzeugen, 
dass die wahre Religion der betreffenden Konfession gelehrt 
werde. Es kann ferner der Kirche nur das Recht zustehen, 
Wünsche und Ausstellungen, die sie in dieser Hinsicht vorzu- 
bringen hat , bei der betreffenden Staatsbehörde vorzubringen, 
und es wird darauf, wie bisher, stets gebührende Rücksicht 
genommen werden. Es ist bis jetzt darüber nie zu einem Miss- 
verständnis zwischen Kirche und Staatsbehörde gekommen." — 
Damit gab sich aber die kirchliche bezw. kirchlich-ka- 



2) Abg.-V. 1836, m, 29. Sitzung, S. 38, 42. 
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tholische Partei nicht zufrieden. Wir erfahren wiederholt, dass 
der Religionsunterricht zur Seelsorge gehöre, welche die Staats- 
behörde nichts angehe (S. 41), die Staatsgewalt habe nur Ein- 
sicht und Aufsicht, aber keine eigenen Anordnungen zu treffen, 
denn dieses stehe nach der Verfassung der Kirche zu (S. 43) ; 
nach den klaren Buchstaben der Verfassungsurkunde habe die 
Kirche hier selbst tätig zu sein und dem Staat stehe bloss ein 
Inspektionsrecht und die Befugnis zu, Wünsche und Vorstel- 
lungen zu machen (S. 62). — Allein diese Ansichten verfingen 
bei der Mehrzahl nicht (vgl. bes. S. 51, 52, 57), und so er- 
hielt der Artikel 2" endlich folgende Fassung : „Der Religions- 
unterricht ist in allen Volksschulen, soweit nicht in besonderen 
Fällen die Oberschulbehörde etwas anderes anordnet, unter an- 
gemessener Beteiligung der Schullehrer von den Ortsgeistlichen 
zu erteilen." 

Schon mit der Annahme dieses Artikels war (im Grunde) 
der Charakter der Volksschule als einer bürgerlichen Anstalt 
festgelegt ; war doch damit das Recht der staatlichen Oberschul- 
behörde anerkannt und der Religionsunterricht für eine Sache 
des Staates erklärt. Daneben hatte man aber auch das Recht 
der Kirche anerkannt, in die Volksschule nach ihrer religiösen 
Seite hin Einsicht zu nehmen *). 

Anmerkung. Auf die nun im Gesetze folgenden, das Eonfes- 
sionsverhältnis betreffenden Artikel 8, 13, 14, 15, 47', 48 gehen wir nicht 
ein, weil diese für die hier zu erörternde Frage nur insofern wichtig 
sind, als die „konfessionelle** Volksschule anerkannt ist. Für eine pari- 
tätische Schule, wie sie zu dieser Zeit in Nassau bestand, regte sich 
keine Stimme. 



1) Diese Einsichtnahme erfolgt heute durch die Dekane und z. T. 
auch durch die Generalsuperintendenten vgl. darüber: Minist.-Verf. v. 
11. Nov. 1865 (Amtsblatt des württ. ev. Konsistoriums . . . [A.BL], Bd. UI, 
S. 1066), Erl. V. 5. Dez. 1865 (A.Bl. Bd. III, S. 1071), Erl. v. 23. Juni 1870 
(A.B1. IV, S. 1746), Erl. v. 28. Nov. 1879 (Bd. VII, S. 2945). — Im Ein- 
zelnen kommen für die Würdigung des Art. 2 besonders in Betracht : 
der NormaUehrplan, Minist.-Verf. v. 3. Mai 1866 (A.Bl. Bd. III, S. 1163 ff.), 
Erlass v. 5. Juli 1870 (A.Bl. Bd. IV, S. 1755), v. 4. Nov. 1901 (A.B1. Bd. XII, 
S. 305), betr. die Fortbildungsschule: Erl. v. 15. Nov. 1869 (A.B1. Bd. IV, 
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§ 12. 
Der Kirchendienst des Volksschullehrers. 

Wie wir früher sahen, war die Verbindung von Schulamt 
und niederem Kirchendienst durch die geschichtliche Entwick- 
lung bedingt und durch Gründe der Zweckmässigkeit unter- 
stützt. Allein verhältnismässig bald wurde da und dort, zumal 
von Seiten vieler Lehrer, an dieser Verbindung gerüttelt. So 
kam die prinzipielle Frage auch bei der Beratung des Schul- 
gesetzes zur Sprache und zwar bei Erörterung des Artikels 33 
(jetzt 34) „betreffend Einrechnung der Nebenbezüge in die Ge- 
halte der Schulstellen und Berechnung dieser Gehalte". 

Nach dem Begleitungs vortrage ^ »soll in die Schulgehalte 
wie bisher, das Diensteinkommen der mit der Schulstelle blei- 
bend verbundenen niederen Kirchendienste eingerechnet, doch 
dabei der Oberschulbehörde vorbehalten werden, da, wo ins- 
besondere die Versehung der Mesnereigeschäfte durch den Schul- 
lehrer einen nachteiligen Einfluss auf die Schule äussert, die 
Aufstellung eines Mesnereigehilfen, jedoch unbeschadet des ge- 
setzlich geringsten Gehalts des Schulmeisters anzuordnen." 

Aus der Debatte 2) ersehen wir, dass auch damals noch 
der niedere Kirchendienst dem Lehrer häufig mehr eintrug als 
sein Schulamt. Hierin lag das hauptsächliche Hindernis, dass 
eine angestrebte Trennung von Schul- und Kirchendienst erfolglos 
blieb, und dazu kam, dass von der Mehrzahl der Abgeordneten 
und Standesherrn, und besonders von der Regierung der nie- 
dere Kirchendienst als wohl „vereinbar mit der Würde des 
Schulmeisters" gehalten wurde. Der Vertreter der Regierung 



S. 1681 ff.), V. 16. Juli 1895 (A.Bl. Bd. X, S. 4859), v. 5. April 1895 (A.Bl. 
Bd. X, S. 4817) ; betr. Befreiung der Dissidentenkinder : Erl. v. 8. Nov. 
1904 (A.B1. Bd. XIII, S. 210). 

1) Abg.V. 1835, III, S. 111. 

2) Vgl. Abg.V. III, 38. Sitzung, S. 51—57 ; Verh. der Standesh. III, 
Prot. XXXIII, S. 827—829. 
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sagte in dieser Hinsicht^): „Ich weiss wohl, dass man es in 
neuerer Zeit, wo man den Schulmeister zuletzt über den Pfarrer 
erheben will, nicht mit der Würde desselben vereinbar findet, 
ein solches Nebenamt als der Untergeordnete des Geistlichen 
zu behalten. Es scheint aber nicht im Interesse des Schulwe- 
sens zu liegen, solchen Gesinnungen Nahrung zu geben, sondern 
ich glaube, dass der Schulmeister seine Stellung in der Ge- 
meinde mehr begreifen lernt, wenn er dieses Nebenamt beibehal- 
ten wird. Nur insofern, als solche Nebengeschäfte mit dem 
Schulamt in Kollision kommen, muss abgeholfen werden, und 
dieses beabsichtigt der Gesetzes-Entwurf, indem er von Mes- 
nergehilfen spricht". — In der Kammer der Standesherm wurde 
u. a. ausgeführt 2) : „Die Schullehrer seien oft geneigt, die 
Mesnereien abzugeben, wohl aber die damit verbundenen Beloh- 
nungen zu behalten, worin sie öfters von Geistlichen unterstützt 
werden. Dadurch entstehen dann neue Kosten. Er wünsche 
daher sehr, dass die Oberschulbehörden streng darüber wachen 
mögen, dass die Mesnereien ohne Not nicht von den Schulleh- 
rerstellen getrennt werden"*). 

So wurde die Verbindung von Kirche und Schule in die- 
sem Punkte ungelockert festgehalten, der Schulmeister ass nach 
wie vor „das Gnadenbrot des Mesners oder Organisten". 

Der Artikel 34, welcher dieses Verhältnis sanktionirte, 
lautet: „In die Gehalte der Volksschullehrer sind nicht nur 
alle wegen amtlicher Verrichtungen für die Schule eingeräum- 
ten ständigen oder unständigen Bezüge, sondern auch diejenigen, 
die in einem mit dem Schuldienst für immer als Nebenamt ver- 
einigten niederen Kirchendienst ihren Grund haben, über Ab- 
zug des etwa darauf haftenden Amtsaufwands einzurechnen. 

1) Abg.-V. III, 38. Sitzung, S. 53, 54. 

2) Verh. der Standesh. III, Prot. XXXIII, S. 828. 

3) Vgl. dagegen Abg.-V. m, 38. Sitzung, S. 55 : „Er halte die Mes- 
nerei für eine wahre Bedientenstelle und wirklich würden manche Schul- 
lehrer von ihren Geistlichen als Bediente behandelt. Er sehe hierin ein 
Haupthindernis der Erhebung der Volksschullehrer.** 
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Zu dem in Abzug kommenden Amtsaufwand gehört ins- 
besondere die Belohnung des Mesnerei-Gehilfen, dessen Haltung 
einem Schulmeister, der zugleich Mesner ist, entweder bereits 
auferlegt ist, oder künftig von der Oberschulbehörde auferlegt 
werden möchte". 

In diese Bestimmung griff das Gesetz vom 25. Mai 1866 
ergänzend und abändernd ein: Durch seinen Artikel 7^) gab 
dieses dem ersten Absätze unseres Art. 34 folgenden Zusatz: 
„Die Bezüge für besondere*) kirchliche Verrichtungen, welche 
in einem mit dem Schuldienst vereinigten niederen Kirchendienst 
ihren Grund haben (Emolumente, Accidenzien, Stolgebühren) 
sind in den Gehalt der Schulstellen nicht einzurechnen"; — 
und durch seinen Art. 8 wurde der zweite Absatz des Art. 34 
dahin abgeändert*): „Ist mit der Schulstelle ein Mesnerdienst 
vereinigt, so muss der Lehrer in der Regel einen Mesnereige- 
hilfen halten, dessen Belohnung zu dem bei Festsetzung des 
Gehalts in Abzug kommenden Amtsaufwand zu rechnen ist, so- 
weit solche nicht etwa schon durch den Mehrbetrag gedeckt er- 
scheint, um welchen der Gehalt der Schulstelle das gesetzliche 
Minimum übersteigt. 

Nur ausnahmsweise kann auf Wunsch der Gemeinde und 
des Lehrers dem letzteren die Haltung eines Mesnereigehilfen 
von der Oberschulbehörde erlassen werden, in welchem Falle die 
entsprechende Belohnung ihm zu reichen ist". — 

Allein auch nach dieser Bestimmung kam die Mesner- 
Frage nicht zur Ruhe*). Tatsächlich war ja auch der Artikel 
8 des Gesetzes von 1865 eben ein Ausweg; er war nur eine 
Etappe in der Entwicklung und Hess diese schon ahnen, denn 
im Grunde war doch anerkannt, dass in der Regel die Verei- 



1) Ygl. auch die auf den Eirchendienst Bezug nehmenden Be- 
stimmungen in den Artikeln 34iii, 35, 37, 41 des Schulgesetzes y. 1836. 

2) Keg.-Bl. S. 106. 

3) z. B. bei Hochzeiten, Taufen, Beerdigungen. 

4) Vgl. z. B. auch : Abg.V. 1877, II, S. 839 ff., S. 995 ff. 



— 96 — 

nigung von Schul- und Mesnerdienst in einer Person nicht zweck- 
mässig sei. — Diese Erkenntnis brachte das Gesetz vom 31. 
Juli 1899 „betreffend — die Trennung des Mesnerdienstes vom 
Schulamte" — klar zum Ausdruck. Es bestimmt in seinem 
Art. 11 *): „Die Volksschullehrer dürfen den Mesnerdienst künf- 
tig nicht mehr übernehmen. Derselbe kann nur ausnahmsweise, 
wo die örtlichen Verhältnisse dies begründen, an einen Volks- 
schullehrer mit dessen Zustimmung und mit Genehmigung der 
Oberschulbehörde übertragen werden. Beiderseits bleibt Kün- 
digung des Dienstes vorbehalten. Die mit dem Mesnerdienst 
verbundenen Bezüge dürfen nicht in den Gehalt der Schulstelle 
eingerechnet werden" *). 

Die durch eine solche Trennung notwendig gewordene Aus- 
scheidung der zum Mesnerdienste gehörigen Besoldungsteile aus 
dem Schuleinkommen regelt das Gesetz von 1899 in den Ar- 
tikeln 13—16*). Sie lauten: Art. 13. „Mit der Trennung des 
Mesnerdienstes vom Schulamte gehen die bisher in der Verwal- 
tung der Gemeindepflege, der bürgerlichen Stiftungspflege oder 
der gemischten Stiftungspflege stehenden, nachweisbar zur Mes- 
nerei gehörigen oder in deren Nutzniessung befindlichen Vermö- 
gensteile, Liegenschaften, Stiftungen, Ablösungs- und andere Ka- 
pitalien nebst ihren Erträgnissen an die Kirchengemeinde über, 
und die bisher hieraus für das Einkommen der Schulstellen gelei- 
steten Bezüge, sowie die bisherigen Leistungen der Kirchenpflege 
zum Schuleinkommen , soweit sie in dem Mesnerdienst ihren 
Grund haben, fallen weg. Die hienach der Kirchengemeinde 
gehörigen, bisher als Schullehrerwohnungen und Schullokale die- 
nenden Gebäude werden der bürgerlichen Gemeinde, wenn sie 
der Kirchengemeinde als Mesnerwohnungen entbehrlich sind, zu 
mietweiser Benützung oder gegen angemessene Entschädigung 
zum Eigentum überlassen. Der Mietpreis wird, falls keine Ei- 



1) Reg.-Bl. S. 595. 

2) Vgl. auch die Übergangsbestimmung in Art. 12. 

3) Reg.-Bl. S. 595—597. 
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nigung hierüber zwischen den Vertretern der Kirchen- und der 
bürgerlichen Gemeinde zu Stande kommt, im Ausscheidungs- 
verfahren gemäss Art. 15 bestimmt. Falls kein Kaufvertrag 
zu Stande kommt, hat die bürgerliche Gemeinde eine dreijäh- 
rige Kündigungsfrist zu beanspruchen. Die Kündigung des Miet- 
verhältnisses kann beiderseits nur unter Einhaltung einer drei- 
jährigen Frist erfolgen. 

Auch die Leistungen dritter für die Mesnerei kommen 
mit dem Zeitpunkt der Trennungen der Mesnerei vom Schul- 
amte der Kirchengemeinde zu, insbesondere sind die Entschä- 
digungen für Läutgarben, Mesnerlaibe und ähnliche Bezüge, so- 
weit sie infolge des Art. 37 des Volksschulgesetzes v. 29. Sept. 
1836 (Reg.-Blatt S. 591) auf die Gemeindepflege übernommen 
worden sind und nicht aus den Erträgnissen eines Ablösungs- 
kapitals bestritten werden, von dieser an die Kirchenpflege zu 
reichen". 

Art. 14: „Reichen die in dem Schuleinkommen einer Ge- 
meinde nachweisbaren Mesnerbesoldungsteile für die Belohnung 
der von dem kirchlichen Mesner zugleich oder ausschliesslich 
für die bürgerliche Gemeinde zu besorgenden Mesnerfunktionen 
nicht aus, so ist der Kirchengemeinde eine entsprechende Ver- 
gütung seitens der bürgerlichen Gemeinde zu leisten. 

Dagegen kommt die bisher von der bürgerlichen Gemeinde 
dem Mesnergehilfen bezahlte besondere Belohnung in Wegfall". 

Art. 15: „Das Ausscheidungs- und Abfind ungs verfahren 
wird durch das gemeinschaftliche Oberamt geleitet. 

Die Ausscheidung und Abfindung unterliegt der Geneh- 
migung der Kreisregierung, sowie der betreflfeirden Oberkirchen- 
behörde. Entsteht zwischen diesen Behörden eine Meinungsver- 
schiedenheit über die Genehmigung oder Nichtgenehmigung, so 
entscheidet das Ministerium des Innern. 

Die näheren Vorschriften über das Verfahren werden im 
Verordnungsweg erlassen" ^). 

1) Mini8t.-Verf. v. 20. Jan. 1900 §§ 7—9. (A.Bl. XII, 33—38.) 

7 
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Art. 16: „Die Ausscheidung der zur Mesnerei gehörigen 
Vermögensteile, sowie die Abfindung der Kirchengemeinde für 
ihre Ansprüche an die bürgerliche Gemeinde hinsichtlich der 
bisher mit dem Mesnereieinkommen verbundenen Besoldungs- 
teile kann auch abweichend von den Bestimmungen der Art. 
13 und 14 im Weg der freien, von den Gemeinde- beziehungs- 
weise Gemeindestiftungskollegien und dem Kirchengemeinderat 
beziehungsweise Kirchenstiftungsrat zu schliessenden Vereinba- 
rung erfolgen. Hinsichtlich der Genehmigung einer solchen Ver- 
einbarung findet Art. 15 Abs. 2 entsprechende Anwendung". 

Hatte so das Gesetz von 1899 ^) die Trennung von Schul- 
und Mesnerdienst als eine Regel mit Ausnahmen gebracht, so 
wurde — den Verhältnissen der Zeit, der Zweckmässigkeit und 
der Lehrerstellung entsprechend — diese Trennung endgiltig 
angeordnet durch das Gesetz v. 17. Juli 1905, „betreffend die 
Abänderung einiger Bestimmungen der Gesetze über das Volks- 
schulwesen". Dieses bestimmt in Artikel 6*): „An die Stelle 
des Art. 12 des Gesetzes vom 31. Juli 1899 tritt folgende Be- 
stimmung : 

Bei denjenigen Schulstellen, mit welchen zur Zeit der Mes- 
nerdienst noch verbunden ist, hat die Trennung der beiden 
Dienste auf den 1. Oktober 1905 zu erfolgen. 

Ein Aufschub der Trennung über diesen Zeitpunkt hinaus 
kann nur aus besonderen Gründen auf Antrag des Lehrers von 
der Oberschulbehörde mit Zustimmung der Oberkirchenbehörde 
gewährt werden". 

Diese Trennung des Schuldienstes vom Mesnerdienste er- 
streckt sich aber keineswegs auf den ganzen Kirchendienst das 
Lehrers, vielmehr bestimmt das Gesetz vom 31. Juli 1899 in 
Art. 17^): „zur Versehung des Organisten- Kantoren- Chordi- 



1) Vgl zu den Artikeln 11 — 17 die Minist. -Verfügung v. 20. Jan. 
1900 (A.Bl. XII, S. 29—39). 

2) Reg.-Bi. S. 116. 

3) Reg.-Bl. S. 597. 
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rigenten- und Vorsäiigerdienstes bleiben die Volksschullehrer 
auch fernerhin gegen eine von der betreffenden Oberkirchenbe- 
hörde im Einvernehmen mit der Oberschulbehörde festzusetzende 
Vergütung verpflichtet. Die mit diesen Funktionen verbunde- 
nen Bezüge dürfen jedoch nicht in den Gehalt der Schulstellen 
eingerechnet werden. 

Hinsichtlich der Ausscheidung der zu den genannten Dien- 
sten gehörigen Besoldungsteile aus dem Schuleinkommen, welche 
im einzelnen Fall gleichzeitig mit der Ausscheidung der Mes- 
nereibesoldungsteile zu erfolgen hat, finden die Art. 13, 16 und 
16 entsprechende Anwendung" ^). 

Soweit sonach ein Volksschullehrer Kirchendienste leistet, 
steht er natürlich auch unter kirchlichen Organen und unter- 
liegt der kirchlichen Visitation. Dementsprechend bestimmt der 
Erlass v. 5. Dez. 1865 Ziff. 3 b (A.Bl. Bd. III, S. 1071): „Der 
kirchliche Visitator wird davon Kenntnis nehmen, in welcher 
Weise der Lehrer seinen Obliegenheiten als Organist, Kantor 
— und Mesner — nachkomme (und welchen Einfluss er in 
sittlich-religiöser Beziehung auf die Gemeinde ausübe"). 

Endlich sei in diesem Zusammenhang aufgeführt, der Kons.- 
Erlass v. 11. Mai 1900*) betreffend die Kirchenaufsicht der 
Volksschullehrer. Dieser hält — „mit Rücksicht auf das Ge- 
setz vom 31. Juli 1899 und angesichts vielfacher Schwierigkei- 
ten" — „Die Verpflichtung der Volksschullehrer zur Aufsicht- 
führung über die Schuljugend nur noch für die Wochengottes- 
dienste fest, während die Fürsorge für die Beaufsichtigung der 
Schuljugend in den Gottesdiensten an Sonn-, Fest- und Feier- 
tagen dem Kirchengemeinderat überlassen ist". 



1) Im Einzelnen vgl. noch die Minist.-Verf. v. 20. Jan. 1900 §§ 20, 
21, 22 (A.Bl. Bd. XII, S. 38, 39); Kons.-Erl. v. 29. Juli 1902 (A.Bl. XII, 
S. 431) ; unter den verschiedenen Erlassen ist besonders der vom 9. März 
1900 zu beachten (A.Bl. XII, S. 39 f.). 

2) A.B1. XII, S. 48. 

7* 
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§ 13. 
Die Schulaufsicht. 

Bei keiner andern Materie war die Frage des Verhältnis- 
ses der Kirche zur Schule so wichtig, brennend und vielbespro- 
chen als bei der nach der Aufsicht über die Schule. — Der 
Entwurf der Regierung behandelt sie in seiner VI. Abteilung 
Art. 72 — 78 *) und wird uns nachher im Einzelnen beschäftigen, 
zunächst sei hier mit Rücksicht auf die grundlegende Bedeutung 
der Frage die Darlegung in dem Begleitungsvortrage wieder- 
gegeben, die uns zugleich Einleitung und Überblick bietet. Sie 
lautet also 2): ^Die Bestimmungen, welche der Gesetzesentwurf 
unter dieser Abteilung enthält, sind grösstenteils der bisherigen 
Gesetzgebung gemäss. Wie bisher, soll auch künftig eine Orts- 
aufsicht, eine Bezirksaufsicht und eine Centralaufsicht über die 
Volksschulen bestehen. — Die Ortsaufsicht (Art. 72) soll auch 
künftig dem Pfarrer der betreffenden Konfession teils allein, 
teils in Gemeinschaft mit den übrigen Mitgliedern des Kirchen- 
konvents zustehen. — Die Fälle, in welchen der Pfarrer als 
Orts- Schul- Aufseher allein, und in welchen der ganze Kirchen- 
konvent zu handeln hat, werden im Wege der Verordnung be- 
stimmt werden. — Die Beaufsichtigung der besonderen israeli- 
tischen Volksschulen ist durch die Ministerial- Verfügung vom 
30. Juli 1829 (Reg.-Bl. S. 314) geordnet, und es nehmen an 
derselben neben dem christlichen Pfarrer und dem weltlichen 
Ortsvorsteher die israelitischen Kirchenvorsteher, und an Orten 
eines Rabbinat-Sitzes insbesondere auch der Rabbine Anteil. Es 
ist kein Grund vorhanden, zur Zeit hieran etwas abzuändern, 
daher der Gesetzes-Entwurf (Art. 74) die Beibehaltung dieser 
Einrichtung bis auf weitere Verordnung ausspricht. — Die Bei- 
ziehung des Schulmeisters zu den Sitzungen des Kirchenkonvents 
in Schulsachen (Art. 75) dürfte im Interesse der Schule begrün- 



1) Abg.V. 1835, III, S. 90—92. 

2) Abg.V. 1835, III, S. 125—128. 
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det sein, und teils zu besserer Aufklärung der Kirchenkonvente 
über bestehende oder neu vorgeschlagene Anordnungen, teils zur 
Erhaltung eines guten Einvernehmens zwischen dem Schulmei- 
ster und dem Kirchenkonvent beitragen und auf die amtliche 
Stellung des Schullehrers überhaupt einen günstigen Einfluss 
äussern. 

In der Einrichtung der Bezirksaufsicht fand bisher eine 
Verschiedenheit zwischen beiden Konfessionen statt. Während 
die katholische Schulordnung vom Jahre 1808 die Bezirksschul- 
aufsicht eigenen Schul-Inspektoren übertrug, hat äie evangelische 
Schulordnung vom Jahr 1810 dieselbe gleichsam als einen der 
kirchlichen Bezirksaufsicht inhärierenden Teil den Dekanen über- 
lassen. Bei der Wahl zwischen beiden Einrichtungen verdient 
nach der Erfahrung die erste den Vorzug. Es ist auch für sich 
klar, dass, wenn die Schulaufsicht organisch nur einen Zweig 
der Geschäfte des Dekanats bildet, bei Besetzung der Dekans- 
Stellen mehr auf die Eigenschaften, die für die kirchliche Auf- 
sicht erforderlich sind, als auf diejenigen für die Schulaufsicht 
gesehen wird, dass daher Kenntnisse und Erfahrungen im Schul- 
wesen, Bekanntschaft mit den Fortschritten der Pädagogik u. 
s. w. dabei nicht entscheidend sind, und dass auch der Dekan 
schon wegen seiner übrigen Geschäfte dem Schulwesen nicht 
diejenige Zeit widmen kann, wie der für sich bestehende Schul- 
inspektor. 

Indessen ist kein Grund vorhanden, den Dekan als solchen 
von der Stelle des Schulaufsehers auszuschliessen. Es genügt 
dem Zwecke, wenn nur beiderlei Stellen getrennt von einander 
bestehen. Auch dürfte es dem Interesse des Schulwesens zu- 
sagen, die Bezirksschulaufseherstellen, in soforn dieselben beson- 
dere Eigenschaften und Kenntnisse und insbesondere Regsamkeit 
und Kraft erfordern, nicht als ein auf Lebenszeit verliehenes, 
sondern nur als ein widerrufliches Amt zu behandeln. 

Ein Gehalt würde mit der Stelle eines BezirkssQhulauf- 
sehers so wenig als bisher verbunden sein. Dagegen sollen die- 
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selben für ihren Amtsaufwand, wie bisher die katholischen Schul- 
inspektoren, ein jährliches Aversum aus der Staatskasse und 
ihre Visitations-Reisekosten von den Gemeinden zu beziehen 
haben, und der Staatskasse würde hienach ein neuer Aufwand, 
etwa von 10 fl. für jeden Schulinspektor zuwachsen. — Hiemit 
dürften die Bestimmungen der Art. 76 und 77 erläutert sein. — 

Im Übrigen werden die Fälle, in welchen der Bezirkspo- 
lizeibeamte, und in welchen der Bezirks-Schulaufseher allein zu 
handeln, und in welchen beide das gemeinschaftliche Bezirks- 
amt in SchulsacTien zu bilden haben, im Verordnungswege be- 
stimmt werden. 

Wenn endlich im Art. 78, welcher von der Oberschulbe- 
hörde handelt, die bisherige Abteilung derselben nach den bei- 
den christlichen Glaubensbekenntnissen, und eben damit die 
Teilung der Oberaufsicht zwischen zwei Behörden beibehalten 
wird, so ist dabei in Erwägung gezogen worden, dass Einheit 
der Grundsätze auch bei dieser Teilung erhalten werden könne, 
und dass es nicht rätlich sein möchte, das Band zwischen der 
Volksschule und der Kirche lockerer zu knüpfen, als es bisher 
der Fall war. 

Gewiss wird immer weniger bezweifelt werden, dass die 
Volksschule eine Anstalt des Staates und nicht der Kirche sei, 
und dass sie diesen Charakter behalten müsse; aber es wird 
auch bei keiner andern ölffentlichen Einrichtung, als wie bei der 
Volksschule, immer anschaulicher hervortreten, dass zwischen 
Staat und Kirche die innigste Verwandtschaft bestehe." 

I. Ortsschulbehörde. 
1. Art. 72. 

In ihm bestimmt der Regierungsentwurf: „Die Volksschu- 
len stehen in jedem Orte unter der Aufsicht des Pfarrers der- 
jenigen Konfession, welcher der Schulmeister angehört (Art. 47 
jetzt Art. 48) und der übrigen Mitglieder des Kirchenkonvents. 

Wo mehrere Geistliche einer Konfession angestellt sind. 
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wird einer derselben von der Oberschulbehörde besonders mit 
der örtlichen Schulaufsicht beauftragt" *). 

Während der Absatz 1 — als nach der bisherigen Erfah- 
rung bewährt und durch den konfessionellen Charakter der 
Volksschulen gerechtfertigt — aus der Debatte ausschied, er- 
regte der 2. Absatz lebhaften Widerspruch uud von Neuem 
entbrannte der Kampf zwischen Staat und Kirche. — Sofort 
als erster Redner stellte der Bischof den Antrag, beizufügen 2): 
„Unter Mitwirkung der Kirchenbehörde" , denn es werde klar 
sein, dass das Erkenntnis hiebei der Kirchenbehörde zustehe, 
und dass ohne Rücksprache und Mitwirkung derselben die Voll- 
ziehung dieser Bestimmung nicht stattfinden könne ; ferner wäre 
es denkbar, dass die Oberschulbehörde ganz andere Ansichten 
hätte, als die Oberkirchenbehörde. 

Hieran schlössen sich weitere Stimmen gegen den Entwurf; 
besonders wurden ins Feld geführt der westphälische Friede und 
die Verfassung von 1819, ferner der Umstand, dass zwar der 
evangelische Religionsteil durch die Identität der Oberschulbe- 
hörde und Oberkirchenbehörde gedeckt sei, nicht aber der 
katholische *). 

Die Debatte gelangte schliesslich zu dem Punkte, dass von 
katholischer Seite für die Kirche das „primitive Recht" über 
die Schule beansprucht und der Staat auf das „Einsichtsrecht" 
beschränkt wurde, während umgekehrt der Vertreter der Regie- 
rung der Kirche nur das „Recht der Einsichtnahme in die staat- 
liche Schule" zugestand mit der Begründung, die entgegenge- 
setzte Ansicht führe auf den längst widerlegten Satz zurück, 
dass in Beziehung auf die — Schulen ein condominium zwischen 
Staat und Kirche bestehe, während es sich doch um rein bür- 
gerliche Anstalten handle. 



1) Abg.V. 1835, III, S. 90. 

2) Abg.V., III, 41. Sitzung, S. 38, 39, 40. 

3) Im Einzelnen sei bez. dieser Ansichten, ihrer Gründe und der 
Gegengründe auf die früheren Ausführungen verwiesen. 
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Anmerkung. Wir zitieren im Folgenden noch einigt Ausfüh- 
rungen, welche uns in die beiden Lager — Staat und Kirche — weitere 
Einblicke gewähren: „Ich bin der Muttter gut und auch der Tochter, 
der Kirche und der Schule, und glaube nicht, dass es schadet wenn eine 
Mitwirkung der Kirche bei Bestellung des Religionsunterrichts stattfindet, 
indem der Religionsunterricht ein Parochialrecht ist, nach kanonischen 
Satzungen also die Kirche mitwirken soli^^ (S. 55, 56); „Ich bin über- 
zeugt, dass der Kirche das Mitwirkungsrecht bei Beaufsichtigung und Lei- 
tung der Schulen am wenigsten bei dem Religionsunterricht entzogen 
werden kann". (S. 56) ; „Der Zweck der Kirchen und Schulen ist iden- 
tisch, und der § 71 der Yerf.Urk. steht fest, so dass das Prinzip nicht 
vernichtet werden kann'* (S. 57) ; „Ich halte die Schulen für eine Anstalt 
des Staates und der Kirche" (S. 68); „Die ganze 6. Abteilung des Ge- 
setzes-Entwurfs , die von der Aufsicht über die Volksschulen handelt, 
schliesst die Kirche von der Aufsicht, und selbst von der Mitaufsicht aus. 
Ich halte dies für verfassungswidrig** (S. 59) ; — „Ich getraue mir nach- 
zuweisen, dass die Kirche in einer geraumen Zeit eine harte Stiefmutter 
gegen die Schule war, dass sie Nichts für sie getan hat, sondern sie zu 
ihrer Dienstmagd gemacht hat. Was aber der Staat für die Schulen in 
Württemberg getan hat, wissen wir" (S. 48); „Der katholische Kirchen- 
rat ist es, der das Schulwesen aus der Wüste herausgeführt hat und 
dieser Behörde sind alle Katholiken Dank schuldig. Wenn es vorwärts, 
und nicht rückwärts gehen soll, so dürfen der Oberschulbehörde keine 
Hindernisse in den Weg gelegt werden" (S. 49, 50); „Gegen eine Ver- 
nehmung der Oberkirchenbehörde habe ich nichts, allein eine Mitwirkung 
derselben würde zu weit führen, und nichts als Streitigkeiten veranlassen. 
Sie ist auch gar nicht notwendig, da jedenfalls nur einem Geistlichen 
der Religionsunterricht anvertraut werden wird" (S. 56) ; „Ich bin gegen 
den Einfluss aller Kirchen auf die Volksschulen, die ich aber ja nicht 
mit der Religion zu verwechseln bitte" (S. 57) ; „Es hat seiner Zeit Nie- 
mand darauf angetragen, dass die Schulen aus dem Kirchengut dotiert 
werden sollen. — Was die Religion betrifft, so ist schon für die Mitwir- 
kung der Kirche gesorgt" (S. 54); „Wenn das kanonische Recht mit 
unserm Staatsrecht in Widerspruch steht, kann das erstere nicht entschei- 
den. Auch die katholischen Schulen sind Anstalten des Staates" (S. 58) ; 
„Wenn ich vergleiche, was die Kirchenbehörde und Staatsbehörde in den 
letzten 30 Jahren für die katholischen Schulen getan haben, so finde ich 
überall keine Veranlassung, ein Mitwirkungsrecht der Kirche in dem Ge- 
setz zu verlangen. Aus der Verfassung kann meiner Ansicht nach die- 
ses Recht nicht abstrahiert werden, denn dort handelt es sich überall 
nur von den inneren Angelegenheiten der Kirche, die auch hier ihr vor- 
behalten bleiben. Die Aufsicht über eine Staats- und Gemeinde-Anstalt 
muss der Staatsbehörde zustehen. Dem Staat und den Gemeinden muss 
daran liegen, dass der Religionsunterricht in den Schulen erteilt werde 
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und dafür hat der Staat bis jetzt besser gesorgt als die Kirche. Bloss 
über das Materielle des Beligionsunterrichts steht der Kirche das Auf- 
sichtsrecht zu, und dieses kann sie üben, wenn sie will. — Bis jetzt hat 
sie auch hier nicht viel getan". (S. 58, 59.) 

Aus den langwierigen Verhandlungen ^) geht der Staat als 
Sieger hervor: Artikel 72 wird Gesetz in der ursprünglichen 
Fassung des Regierungsentwurfes. 

Anmerkung. Der zur Mitwirkung berufene Kirchenkonyent be- 
stand gemäss dem Verwaltungsedikt von 1822 § 132 aus den Ortsgeist- 
lichen, dem ersten Ortsvorsteher, dem Stiftungspfleger und zwei bis drei 
vom Stiftungsrat (Ortsgeistliche und Gemeinderat § 121 des Verw.Ed.) 
aus seiner Mitte gewählten Beisitzern. — (betr. Teilgemeinden vergl. das 
Gesetz vom 17. Sept. 1853 (Reg.Bl. S. 393) Art. 8 — „betr. die Verhält- 
nisse der zusammengesetzten Gemeinden^^ 

Für diese Ortsschulbehörde traf das schon erwähnte Ge- 
setz V. 25. Mai 1865 in Art. 15 bis 18*) eine Reihe neuer 
Bestimmungen. 

Diese sind: 

Art. 15: „Die in Artikel 72 Abs. 1 des Volksschulgesetzes 
vom 29. Sept. 1836 vorgesehene Ortsschulbehörde wird durch 
einen oder durch mehrere Schulmeister (vergl. Art. 16) und 



1) Vergl. Verh. der Standesh. , UI, Prot. XXXV, S. 882—887 (be- 
achte besonders die von den Standesherrn beschlossene, von den Abg. 
aber abgelehnte Beschränkung der Kirchenkonvente auf ökonomische An- 
gelegenheiten. Dadurch sollte der Pfarrer eine selbständigere Stellung 
erhalten, und es sollten Zerwürfnisse zwischen Pfarrer und Eirchenkon- 
vent verhindert werden) ; Abg.-V. VI, 81. Sitzung , S. 85 — 91 ; Verh. der 
Standesh. VI, Prot. LIX, S. 1920—23 ; Abg.-V. VII, 87. Sitzung, S. 60—66 
(hier ist hervorzuheben, die Ausführung des Dep. Chefs: „der Gesetz- 
entwurf geht nicht Von der Ansicht aus, dass der Pfarrer von Amts we- 
gen der Vorstand der Schule sei, sondern er wird erst durch das Gesetz 
dazu gemacht. Die Fassung aber, die hier vorliegt, [„Wo mehrere Geist- 
liche einer Eonfession angestellt sind, wird, wenn Grund vorhanden ist, 
den Pfarrer der besonderen Schulaufsicht zu entheben, einer der übrigen 
Geistlichen von der Oberschulbehörde besonders mit der örtl. Aufsicht 
beauftragt" — durch Ablehnung seitens der Abg. gefallener Vorschlag 
der Standesh.] will gewissermassen dem Prinzip huldigen, dass Pfarrer 
als solcher Vorstand der Schule, und die Schule Anstalt der Eirche sei, 
was sie nicht ist"); Verh. der Standesh. VII., Prot. LXVIII, S. 2310-2315. 

2) Reg.-Bl. S. 108, 109. 
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durch gewählte Mitglieder der Schulgemeinde (vergl. Art 17) 
verstärkt. — Dieselben haben, soweit sie nicht bei einem Ge 
genstande persönlich beteiligt sind, jedesmal an den Sitzungen 
der Ortsschulbehörde mit vollem Stimnurecht teil zu nehmen. — 
Der Art. 75 des Gesetzes vom 29. Sept. 1836 ist aufgehoben. 
— Die Leitung der Geschäfte in der Ortsschulbehörde steht 
dem ersten Geistlichen und dem ersten Ortsvorsteher gemein- 
schaftlich zu; ausserdem gebührt dem weltlichen Ortsvorsteher 
die erste ordentliche, dem geistlichen Vorsteher hingegen im 
Falle der Stimmengleichheit die entscheidende Stimme. Eine 
Ausnahme findet bei der Behandlung von Straffällen ^) statt. 
Hiebei hat der weltliche Ortsvorsteher die Geschäftsleitung allein 
und haben die Geistlichen sich der Abstimmung zu enthalten". 

Art. 16: „Die Zahl der in die Ortsschulbehörde berufe- 
nen Schulmeister soll niemals drei übersteigen. — Sind in einer 
Gemeinde nicht mehr als drei Schulmeister, angestellt, so sind 
dieselben sämtlich Mitglieder der Ortsschulbehörde. — Beträgt 
ihre Zahl mehr als 3, so sind zunächst diejenigen Schulmeister, 
welche mit Aufsichtsbefugnissen über die Schule und die übrigen 
Lehrer betraut sind 2), und nach ihnen die im Dienste ältesten 
Schulmeister zum Eintritt in die Ortsschulbehörde berufen. — 
Sollte die Zahl der mit Aufsichtsfunktionen beauftragten Schul- 
meister mehr als 3 betragen, so entscheidet unter denselben 
das Dienstalter über den Eintritt in die gedachte Behörde". 

Art. 1 7 : „Die Zahl der gewählten Mitglieder aus der 
Schulgemeinde kommt der Zahl der in die Ortsschulbehörde 
berufenen Mitglieder gleich. — [Auch ist eine gleich grosse Zahl 



1) Die polizeiliche Strafgewalt, an welche hier gedacht ist, kam 
bald in Wegfall, so dass nur eine disziplinare gegen Lehrer und Schüler 
geblieben ist. (Vgl. Kön. Verordnung „betr. die Zuständigkeit der Schul- 
aufsichtsbehörden zur Verhängung von Ordnungsstrafen" v. 31. Dez. 1877 
— Reg.-Bl. S. 300; Minist.-Verf. v. 22. Mai 1880 (A.-Bl. Bd. VH, S. 3002) 
„betr. die Handhabung der Schulzucht in den Volksschulen" § 12). 

2) Vergl. die Minist.-Verf. v. 11. Sept. 1865 betreffend die Aufstel- 
lung von Oberlehrern u. s. w. an Volksschulen (A.-Bl., Bd. IIl, S. 1025). 
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von Ersatzmännern zu wählen. Die Wahl beider geschieht auf 
die Dauer von 3 Jahren. Berechtigt zur Wahl sind die Väter 
und Vormünder der die Volksschule besuchenden Kinder, wo- 
fern jene in der Schulgemeinde ihren Wohnsitz haben und 
nicht nach Art. 2 des Gesetzes vom 6. Juli 1849 von dem ge- 
meindebürgerlichen Wahlrecht ausgeschlossen sind. — Wählbar 
sind, mit Ausschluss der im Dienst befindlichen Lehrer der 
Volksschulen und der Mitglieder des Kirchenkonvents, alle in 
der Schulgemeinde wohnenden Männer, welche die gemeinde- 
bürgerlichen Wählbarkeitsrechte besitzen (Art. 1, 2, 3, Abs. 1 
des Gesetzes v. 6. Juli 1849). — Im übrigen finden hinsicht- 
lich der Abstimmung, der Verpflichtung zur Annahme der Wahl, 
des Hindernisses der Verwandtschaft und Schwägerschaft und 
der Entlassung etc. die Bestimmungen desselben Gesetzes Art. 
. . . analoge Anwendung]. — Die Wahlhandlung wird von dem 
ersten Ortsgeistlichen, dem Ortsvorsteher und dem ältesten welt- 
lichen Mitglied des Kirchenkonvents geleitet. — Zur Giltigkeit 
der Wahl ist erforderlich, dass mindestens ein Dritteil der Wahl- 
berechtigten abgestimmt hat. Kommt hienach eine Wahl nicht 
zu Stande, so besteht die Ortsschulbehörde für die betreffende 
Periode nur aus den übrigen im Art. 15 des gegenwärtigen Ge- 
setzes genannten Personen". 

Art. 18: „Der nach Art. 15—17 des gegenwärtigen Ge- 
setzes verstärkten Ortsschulbehörde kommen dieselben Befug- 
nisse und Obliegenheiten zu, welche die Gesetze vom 29. Sept. 
1836 und vom 6. Nov. 1858 der bisherigen Ortsschulbehörde, 
beziehungsweise dem Kirchenkonvent zuweisen (vgl. Art. 6, 9, 
22, 26, 72, 73 des Gesetzes v. 29. Sept. 1836 und Art. 3, 
Ziffer 5 des Ges. v. 6. Nov. 1858"). 

War schon durch dieses Gesetz der Charakter der Volks- 
schule als einer bürgerlichen Anstalt durch die Verstärkung der 
Ortsschulbehörde durch weltliche Mitglieder betont worden, so 
war dies noch mehr der Fall durch das Gesetz vom 13. Juni 
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1891 „betreffend die Ortsschulbehörden"*), welches durch Her- 
vorheben des weltlichen und durch Zurückdrängen des kirch- 
lichen Elements den Gemeindecharakter der Volksschule deut- 
lich in die Erscheinung treten lässt. — Dieses Gesetz bestimmt : 

Art. 1 : „Die nach Artikel 72 des Volksschulgesetses vom 
29. Sept. 1836 (Reg.-Bl. S. 491) zur Schulaufsicht berufene Orts- 
schulbehörde, Ortsschulrat, besteht aus den Ortsgeistlichen, dem 
Ortsvorsteher, den in der Schulgeraeinde angestellten Lehrern 
der Volksschule und einer Anzahl gewählter Mitglieder. Die 
Zahl der in die Ortsschulbehörde berufenen Geistlichen soll ein- 
schliesslich der ein Pfarramt bekleidenden Ortsschulaufseher nie- 
mals drei übersteigen. Dasselbe gilt für die in die Ortsschul- 
behörde berufenen Schullehrer. — Wenn mehr als drei Geist- 
liche einschliesslich der ein Pfarramt bekleidenden Ortsschul- 
aufseher in einer Gemeinde angestellt sind, so sind zunächst die 
letzteren, die weiteren Geistlichen nach dem Dienstrang und 
bei gleichem Dienstrang nach dem Dienstalter in die Ortsschul- 
behörde zu berufen. — Von den Schullehrern sind zunächst 
die mit Dienstaufsichtsrechten betrauten Lehrer berufen. Wo 
eine Mittelschule besteht, ist ein Lehrer derselben Mitglied der 
Ortsschulbehörde. Im übrigen entscheidet das Dienstalter über 
die Berufung in den Ortsschulrat". 

Art. 2 : „Die Zahl der aus der Schulgemeinde zu wählen- 
den Mitglieder kommt der Zahl der in die Ortsschulbehörde be- 
rufenen Geistlichen und Schullehrer gleich. — Wählbar sind 
mit Ausschluss der Geistlichen und der im Dienste der Volks- 
schule stehenden Lehrer alle in der Schulgemeinde wohnenden 
Männer, welche gemäss Art. 12, 14 und 18 des Ges., betreffend 
die Gemeindeangehörigkeit, v. 16. Juni 1885 (Reg.-Bl. S. 257) 
die gemeindebürgerlichen Wählbarkeitsrechte besitzen. — Die 
Wahl geschieht auf die Dauer von drei Jahren. — Sie erfolgt 
durch den Gemeinderat und Bürgerausschuss. — 



1) Reg.-Bl. S. 146—150. 
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Hinsichtlich der Verpflichtung zur Annahme der Wahl in 
die Ortsschulbehörde, sowie hinsichtlich des Austritts der ge- 
wählten Mitglieder finden die Bestimmungen in Art. 15 bis 18, 
19 des Gesetzes, betr. die Gemeindeangehörigkeit, v. 16. Juni 
1885 entsprechende Anwendung. Im Falle des angeführten Art. 
18 Abs. 1 Satz 2 hat die Ortsschulbehörde bei dem Gemeinde- 
rat die entsprechende Verfügung zu beantragen". 

Art. 3 : „In Gemeinden, in welchen Volksschulen verschie- 
dener Konfession bestehen (Art. 13 des Volksschulgesetzes), wird 
für die Schulen jeder Konfession eine besondere Ortsschulbe- 
hörde gebildet. In dieselben sind die Geistlichen der Konfes- 
sion der Schule, die Lehrer derselben, der Ortsvorsteher und 
die entsprechende Anzahl weiterer Mitglieder zu wählen, welche 
nur aus den Mitgliedern der Konfessionsschulgemeinde gewählt 
werden können. Im übrigen finden die Vorschriften der Art. 
1 und 2 Anwendung. — Für jede Konfession besteht ein beson- 
derer Schulfonds mit einem besonderen Rechner"^). 

Art. 4: „Bei freiwilligen Konfessionsschulen (Art. 14 des 
Volksschulgesetzes) wird die Ortsschulbehörde aus dem geist- 
lichen Vorstand der Ortskirchengemeinde, den Schullehrern der 
Konfessionsschule und der entsprechenden Zahl gewählter Kon- 
fessionsgenossen gebildet. Die Wahl der letzteren erfolgt durch 
die kirchliche Gemeindevertretung. — Im übrigen werden die 
näheren Vorschriften über die Bildung der Ortsschulbehörde 
unter entsprechender Anwendung des Art. 1 dieses Gesetzes 
durch das Statut festgestellt, welches der Genehmigung durch 
die Oberschulbehörde bedarf. 

Art. 5 handelt von der Schule zusammengesetzter Gemein- 
den (vgl. Reg.-Bl. S. 147, 148). 

Art. 6 : „Die Leitung der Geschäfte der Ortsschulbehörde 
steht dem Ortsschulaufseher ^) und dem Ortsvorsteher bezw. An- 
walt (Art. 5) gemeinschaftlich zu. Wenn mehrere Ortsschul- 

1) Dieser muss nicht notwendig der betr. Konfession angehören. 

2) Also nicht wie hisher dem ersten Geistlichen! 
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aufseher bestellt sind, so wird einer derselben von der Ober- 
schulbehörde mit der Leitung beauftragt. — Im Falle des Art. 4 
werden die Geschäfte von dem geistlichen Vorstand der Orts- 
kirchengemeinde geleitet. — Zur Beschlussfähigkeit ist die An- 
wesenheit von mehr als der Hälfte sämtlicher Mitglieder mit 
Einschluss der Vorsitzenden erforderlich. — Die Beschlüsse 
werden nach Stimmenmehrheit gefasst'). — Dem mitvorsitzen- 
den Ortsvorsteher gebührt die erste Stimme. — Bei Stimmen- 
gleichheit hat der mitvorsitzende Ortsschulaufseher die entschei- 
dende Stimme. — Im übrigen bestimmt sich die Abstimmungs- 
ordnung nach dem Dienstalter mit der Massgabe, dass zuerst 
die nicht Vorsitzenden Ortsschulaufseher, hierauf die nicht mit 
der Ortsschulaufsicht betrauten Geistlichen, sodann die Lehrer, 
nach denselben die übrigen Mitglieder abstimmen. — Im Falle 
eines Anstands bezüglich der Abstimmungsordnung entscheidet 
die Oberschulbehörde endgiltig. — Der Schulfondsrechner (Art. 
3 Abs. 2) nimmt auf besondere AuiForderung der Ortsschulbe- 
hörde an den Verhandlungen derselben mit beratender Stimme teil". 
Art. 7 handelt von der Protokollierung — vgl. Reg.-Bl. 
S. 149, Art. 8 von dem Ausschluss eines Mitglieds — Reg.-Bl. 
S. 149, — Art. 9 von der Handhabung der Disciplin über die 
Mitglieder der Ortsschulbehörde — Reg.-Bl. S. 149. Art. 10: 
„An den bestehenden Befugnissen und Obliegenheiten der Orts- 
schulbehörde wird durch dieses Gesetz nichts geändert". 

Anmerkung. „Die Befugnisse und Obliegenheiten der Orts- 
schulbehörde (Art. 10 des Gesetzes) sind durch Art. 18 des Schulgesetzes 
vom 25. Mai 1866 (Reg.-Bl. S. 103 ff.), die Verfügung des Ministeriums 
des Kirchen- und Schulwesens, betreffend den Wirkungskreis der Orts- 
schulbehörden etc. V. 3. Mai 1866 (Reg.-Bl. S. 179 ff.), die K. Verordnung, 
betr. die Zuständigkeit der Schulaufsichtsbehörden und Beamten zur Ver- 
hängung von Ordnungsstrafen . . . v. 31. Dez. 1877 (Reg.-Bl. S. 300 ff.), 
und die Verfügung des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens betr. 
die Handhabung der Schulzucht in den Volksschulen v. 22. Mai 1880 



1) Es können also stets die Geistlichen und Lehrer durch die Laien- 
mitglieder überstimmt werden! 
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§§ 12, 14, 15 und 18 (A.-Bl. VH, S. 3002 ff.) geregelt". Minist.- Verf. v. 
13. Nov. 1891 (A.-B1., Bd. IX, S. 4375) § 1 ^). 

Art. 11: „Durch das gegenwärtige Gesetz werden die Art. 
15—17 des Ges. v. 25. Mai 1865, betr. die Abänderung einiger 
Bestimmungen der Gesetze über die Volksschulen v. 29. Sept. 
1836 und 6. Nov. 1858 (Reg.-Bl. S. 103), ausser Wirkung ge- 
setzt und Art. 72 des Volksschulgesetzes v. 29. Sept. 1836 ab- 
geändert" *). 

Bevor wir das Gesetz von 1891 verlassen, soll nicht un- 
erwähnt bleiben, dass sein Entwurf auch in der Frage des Orts- 
schulaufsehers selbst eine Änderung bringen wollte. — Art. 1 
Abs. 2 des Entwurfs lautete nämlich : „In grösseren Städten mit 
mehreren Volksschulen kann die Ortsschulaufsicht einem oder 
mehreren Ortsschulaufsehern ohne die Verwaltung eines Pfarr- 
amts übertragen werden", und dies soll nach den Motiven heissen: 
„ohne Befähigung zu einem Kirchenamt" *). — Allein dieser 
Versuch einer Durchbrechung der geistlichen Schulaufsicht ist 
gescheitert und ebenso die verschiedenen andern vor und nach 
1891 : Auch heute noch ist ohne Ausnahme die Ortsschulauf- 
sicht den Geistlichen übertragen*). 

Endlich bemerken wir zu dem Art. 72 des Gesetzes v. 
1836, dass sein zweiter Absatz in der Kammer der Abgeordneten 
1895 zu einem lebhaften Auslegungs-Streit Veranlassung gab^). 
Es handelte sich damals um die Kosten „eines besonderen Schul- 
inspektorats für die Städte Cannstatt und Esslingen — nach 
dem Vorgang von Stuttgart, Heilbronn und Ulm"; dabei ent- 
stand die prinzipielle Frage, ob es — wie beantragt und schon 



1) Vergl. auch Minist-Verf. v. 12. April 1894 (A.-Bl. Bd. X, S. 4668). 

2) Im Einzelnen vgl. zu dem Gesetze von 1891 die Minist.-Verf. 
V. 13. Nov. 1891 (A.-BI. Bd. IX, S. 4375). 

3) Vgl. Abg.-V. 1891, 122. Sitzung, S. 2372, 2373. 

4) Im Einzelnen vgl. über die Rechte und Pflichten des Ortsschul- 
inspektors die Minist.-Verf. v. 3. Mai 1866 (A.-Bl. Bd. III, S. 1163 ff.), v. 
12. April 1894 (A.-Bl. Bd. X, S. 4668). 

5) Abg.V. 1895, I, S. 544—550. 
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durchgeführt — zulässig sei, das Ortsschulinspektorat an Geist- 
liche, an Männer mit der Qualifikation zum geistlichen Amt zu 
übertragen, welche nicht mit der Pastoration beauftragt sind, 
oder ob der Ortsschulinspektor notwendig ein Pfarramt beklei- 
den müsse. — Entschieden wurde die Frage im ersteren Sinne. 

II. Artikel 73, 74, 75. — 

Diese 3 Artikel des Regierungsentwurfes wurden ohne 
beachtenswerte Verhandlungen Gesetz. — Sie lauten: 

Art. 73: „Wird eine Schule von Kindern einer andern Kon- 
fession als derjenigen, zu welcher sich der Schulmeister bekennt, 
besucht, so steht dem Ortspfarrer dieser Konfession die Befug- 
nis zu , von der Schule in Beziehung auf diese Kinder Einsicht 
zu nehmen, und seine etwaigen Bemerkungen dem Kirchenkon- 
vent [der Ortsschulbehörde] mitzuteilen und nötigenfalls an die 
höhere Behörde zu bringen" '). 

Art. 74: „In Ansehung der Beaufsichtigung der israeli- 
tischen Schulen*) und derjenigen israelitischen Schüler, welche 
eine christliche Schule besuchen, bleibt es bei der bestehenden 
Einrichtung, solange nicht im Wege der Verordnung etwas an- 
deres festgesetzt wird.'' 

Anmerkung. ,,Die geltenden Vorschriften sind enthalten in 
der Verf. des Minist, des Innern v. 30. Juli 1829 zur YoUziehung der 
zweiten Abteilung des Gesetzes v. 25. April 1828, das israelitische Yolks- 
schulwesen betreffend (Reg.-Bl. S. 313 ff.), in dem Normalerl. y. 2. Sept. 
1831 (I. Erg. Bd. z. Reg.-Bl. S. 342) und in der Verf. des K. Minist, des 
Kirchen- und Schulwesens, betr. die Anordnung und Beaufsichtigung des 
israelitischen Keligionsunterrichts in der Schule, v. 8. Mai 1851 (Keg.-Bl. 
S. 156 ff.)". Minist.-Verf. v. 13. Nov. 1891 § 14 II (A.-Bl. Bd. IX, S. 
4379). Im übrigen gilt das Gesetz y. 29. Sept. 1836 grundsätzlich auch 



1) Vgl. die schon erwähnte Kön. Verordnung y. 12. Sept. 1818 betr. 
die Parochialverhältnisse . . . VII, Ziff. 4 (R.Ki.G. II, S. 435). 

2) Durch den Schultheissen, die gewählten Vorsteher der israeliti- 
schen Gemeinde und den Pfarrer derjenigen christlichen (kath. oder ev.) 
Konfession, welche in dem betr. Orte die herrschende ist. Nach ihr 
richtet sich auch die Zuständigkeit des ey. Konsistoriums oder des kath. 
Kirchenrats. 
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für die Israeliten. — Beachte auch das Gesetz v. 13. Aug. 1864 betr. di6 
bürgerlichen Verhältnisse der isr. Glaubensgenossen (Reg.-Bl. S. 137). 

Art. 75 : „Zu den Sitzungen des Kirchenkonvents in Schul- 
sachen ist der Schullehrer, soweit er nicht persönlich dabei be- 
teiligt ist, jedesmal mit beratender Stimme beizuziehen. Sind 
mehrere Schulmeister in einem Orte angestellt, so werden, wenn 
ihre Zahl nicht mehr als drei beträgt, alle, ausserdem aber je 
die drei ältesten im Dienste, dazu berufen". 

Wie wir sahen, ist dieser Artikel aufgehoben durch das 
Gesetz v. 25. Mai 1865 Art. 15 III. 

II. Bezirksauf sieht. 
Artikel 76, 77. 

1) Der Artikel 76 lautete nach dem Entwürfe : „Die Pfar- 
rer und die Kirchenkonvente sind als Schulbehörden teiis dem 
Bezirkspolizeiamt, teils dem Bezirksschulaufseher, teils dem ge- 
meinschaftlichen Bezirksamt in Schulsachen untergeordnet. 

Zum Bezirksschulaufseher wird von der Oberschulbehörde 
der Dekan oder einer der Geistlichen derjenigen Konfession 
(Art. 47 — jetzt 48), welcher die ihm untergebenen Schulleh- 
rer angehören, in widerruflicher Eigenschaft bestellt. Der Um- 
fang seines Bezirks wird von der Oberschulbehörde bestimmt"^). 

In den Verhandlungen über diesen Artikel kam die — ge- 
rade jetzt wieder so vielbesprochene — Frage der Laienaufsicht 
zur Erörterung. — Es wurde zwar keineswegs beantragt, die 
Dekane beziehungsweise Geistlichen von der Aufsicht auszu- 
schliessen , die Bezirksaufseher sollten vielmehr in . der Regel 
Geistliche sein^), nur dürfe sich der Staat nicht so sehr die 
Hände binden, und auf das natürliche Recht, da, wo er es an- 
gemessen findet, diese Aufsicht auch einem Laien anzuvertrauen, 
verzichten^). — Aber nur ein Abgeordneter unterstützte diese 



1) Abg.V. 1835, m, S. 91. 

2) „Aus allgemeinen Gründen der Zweckmässigkeit, besonders 
aber auch aus finanziellen Gründen". ( — Abg.V. III, 41. Sitzung, S. 67). 

3) Abg.V. 1836, III, 41. Sitzung, S. 67, 68. 

8 
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Ansicht'), im übrigen wurde für die fakultative Einführung 
der Laienaufsicht keine Lanze gebrochen, der Antragsteller ver- 
zichtete sogar auf die Abstimmung über seinen Antrag, da er 
nicht gehörig unterstützt werde. 

Der Redner für die geistliche Aufsicht hatte offenbar im 
Sinne der meisten Abgeordneten gesprochen, deshalb sollen seine 
Ausführungen hier wiedergegeben werden: „Die Kirche hat den 
Beruf, den Menschen für seine höheren, geistigen Interessen 
und für die Ewigkeit zu ziehen. Wir alle haben zugegeben, 
der Zweck der Volksschulen sei religiöse und sittliche Bildung, 
und hier also fliessen die Zwecke der Schule und der Kirche 
in Eins zusammen, hier ist eine innige Verwandtschaft und wahre 
Verbindung und der Staat hat durch die Organe der Kirche 
zu wirken, dass der von ihm ausgesprochene Zweck erreicht 
werde. — Von dem empirischen Standpunkt aus muss ich aber 
bemerken, dass man schwerlich die Individualitäten ausser dem 
geistlichen Stande finden wird, die dazu taugen, die Schulauf- 
sicht zu führen. Der Geistliche, vermöge seiner ganzen Bildung 
von Jugend auf, wird zum Lehrer vorbereitet, er wird überdies 
angehalten, Pädagogik, Didaktik etc. zu studieren; seine ganze 
Bildung ist darauf berechnet, nicht nur, dass er selbst lehre, 
sondern rational lehre, also auch eine Schule zu beaufsichtigen 
vermöge. Ich wüsste nicht, von wo anders der Staat die Leute 
hernehmen sollte. In Baiern weiss ich allerdings ein Beispiel, 
dass ein Laie zum deutschen Schulinspektor ernannt wurde, und 
seine Stelle gut versehen hat; allein es ist in ganz Baiern der 
einzige Fall. — In Württemberg werden wir ausser den Geist- 
lichen keine Schulinspektoren finden, und die Geistlichen haben 
bisher die Sache so geleitet, dass man wohl wird damit zufrie- 
den sein können". (S. 69, 70.) 

Dass aber der Geistliche die Schulaufsicht nicht als Kir- 
chendiener, sondern als Staatsbeamter führt, geht — wie aus 

1) S. 71 : „Ich sehe nicht ein , warum nicht auch ein tüchtiger 
Mann aus dem Laienstande Bezirksschulinspektor werden sollte." 



i* 
I 
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Früherem — aus einer kurzen Debatte vor der Annahme des 
Artikels hervor: Es wurde die Frage aufgeworfen^), ob der De- 
kan dieses in widerruflicher Eigenschaft erhaltene Nebenamt ab- 
lehnen könne ? Darauf antwortete der Vertreter der Regierung ^) : 
„Ich glaube, dass jeder Geistliche, den die Oberschulbehörde 
nach Rücksprache mit der Oberkirchenbehörde für fähig erklärt, 
dem Ruf ohne wichtige Entschuldigungsgründe folgen muss, denn 
es ruht dieses Geschäft eigentlich auf den Verpflichtungen, die 
er mit seiner Anstellung übernommen hat". — Hierauf wurde 
erwidert: „Das Prinzip des neuen Schulgesetzes greift hiernach 
doch abändernd ein. Bis jetzt (!) hatte der Dekan als Kirchen- 
diener diese Verbindlichkeit, weil das Schulwesen in den Bereich 
des Kirchenwesens gezogen war. Künftig soll er sie aber als 
Staatsdiener übernehmen, und da fragt es sich, ob er es tun 
muss, da es doch Verlegenheiten für ihn herbeiführen könnte." 

Die Antwort des Dep.-Chefs lautete: „Wenn der Dekan 
wichtige Entschuldigungsgründe vorbringt, so wird man ihn so 
wenig wie bisher zwingen. Willkürlich darf er aber den Auf- 
trag nicht zurückweisen." — Damit war diese Debatte erledigt; 
und unmittelbar vor der Abstimmung legte der Vertreter die 
staatliche Schulaufsicht nochmals fest mit den Worten: „Der 
Staat hat nicht bloss das Aufsichts-Recht, sondern auch die 
Aufsichts-Pflicht." (S. 73.) Gleich darauf nahmen die Abge- 
ordneten den Art. 76 in der von der Regierung vorgeschlagenen 
Fassung unverändert an. 

Auch die Kammer der Standesherrn erklärte sich einver- 
standen, jedoch unter der Voraussetzung, dass am Ende des 
Artikels folgender Zusatz gemacht werde: „Übrigens hat der 
katholische Schulinspektor seine Berichte nicht bloss an den 
katholischen Kirchenrat, sondern auch an das bischöfliche Or- 
dinariat zu erstatten" ^\ „weil nach den Grundsätzen der katho- 



1) Abg.V., III, 41. Sitzung, S. 72. 

2) Abg.V., III, 41. Sitzung, S. 73. 

3) Verh. der Standesh., III, Prot. XXXVI, S. 913. 

8* 
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lischen Kirche der Bischof von dem Zustand des Schulwesens 
stets vollständige Kenntnis haben müsse". 

Anmerkung. Aus den zum Teil sehr interessanten und den 
Kampf zwischen Staat und Kirche erneuernden Verhandlungen^) seien 
hier folgende Äusserungen erwähnt : „Ich bin weit entfernt, die Oberauf- 
sicht der Kirche bei den gegenwärtigen Verhältnissen ausschliesslich an- 
sprechen zu wollen. Aber auf eine wirkliche, und nicht bloss illusorische 
Mitwirkung derselben zu verzichten, dazu fühle ich mich nach meinen 
Keligionsverhältnissen nicht ermächtigt, und kann auch keinem Katholiken 
eine solche Ermächtigung zugestehen. — Ich muss mich feierlich gegen 
den Grundsatz verwahren, welcher auf der Ministerbank ausgesprochen 
wurde, dass die Schule eine reine Staatsanstalt sei. Bei diesem Grund- 
satz wird die protestantische Kirche eben so viel, als die katholische 
einzuwenden haben. Es mag für einen rationalistischen Staat richtig 
sein, passt aber gewiss nicht für einen christlichen, katholischen, evange- 
lischen, reformierten Staat. Ich spreche daher volle Gleichheit mit der 
protestantischen Konfession und als Katholik überall Mitwirkung der Kirche 
im Schulwesen an". (S. 901, 902). — Dem wurde entgegengehalten : „Die 
Leitung der Erziehung der künftigen Generation müsse der Regierung 
zustehen. Eine Teilung dieser Leitung würde die Kraft der Direktion 
lähmen, und schon darum könnte von einer Mitteilnahme des bischöfl. 
Ordinariats an derselben nicht die Rede sein. Von Beschränkung der 
Gewissensfreiheit sei entfernt nicht die Rede, da Glaubenssätze hier nicht 
zur Sprache kommen. Dem Bischof sollen alle Elementarschulen offen 
stehen ; er möge seine Bemerkungen, Wünsche und Ansichten der Staats- 
regierung mitteilen, welche sie auch gewiss beachten werde ; aber ein im- 
perium coordinatum habe der Bischof nicht auszusprechen. Ein solches 
sei auch im katholischen Osterreich ausgeschlossen". (S. 902). — 

Ferner: „Der Einfluss der Kirche auf das Schulwesen sei sattsam 
gewahrt und es sei auch von der inländischen bischöfl. Oberbehörde nie 
eine noch grössere Einwirknng verlangt worden. Wenn man auf die Ge- 
schichte des Schulwesens zurückgehe, so werde man finden, dass bis zur 
Mitte des vorigen Jahrhunderts wenigstens im katholischen südlichen 
Deutschland eine Gesetzgebung im Schulwesen noch gar nicht bestanden 
habe; nur das protestantische Württemberg sei schon lange vorher mit 
gutem Beispiel auch hierin vorangegangen gewesen. — In den Schulge- 
setzen katholischer Landesherrn sei nirgends gesagt, dass solche mit Zu- 
stimmung des Bischofs gegeben werden oder dass der Bischof ein Mit- 
aufsichtsrecht auszuüben habe. Selbst der kleinste Reichsfürst und Reichs- 
graf würde sich einen solchen Eingriff in seine Hoheitsrechte nicht ha- 
ben gefallen lassen. Selbst die Bischöfe haben ein solches nicht ange- 



1) Verh. der Standesh., III, Prot. XXXVI, S. 900—913. 
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sprochen; vergeblich werde man in den Akten des uralten über ganz 
Schwaben verbreiteten Bistums Konstanz nach Schulrecessen suchen. Die 
Bischöfe haben vielmehr in ihren Synodal-Eecessen ausdrücklich erklärt, 
dass die Errichtung von Schulen, das Schulwesen überhaupt, Sache der 
Staatsgewalt sei. In einer bischöfl. Eonstanzischen Synodal-Verordnung 
heisse es : ,,nullum enim munus reipublicae adferri malus meliusve potest, 
quam si doceatur atque erudiatur iuventus'^ — Warum solle nun auf ein- 
mal jetzt dem Bischof in Württemberg in Beziehung auf das Schulwesen 
noch mehr Mitwirkung eingeräumt werden, als die Bischöfe je besessen^), 
je verlangt haben. Endlich könne die Beaufsichtigung einer Anstalti 
wie die der Volksschule, welche so vieler Vollziehungsorgane bedürfe, und 
eine so grosse Mannigfaltigkeit der Geschäfte und Anordnungen umfasse, 
unmöglich ohne grosse Störung, Geschäftsvermehrung und Geschäftsver- 
zögerung von zwei Oberbehörden ausgehen ; hierdurch würde eine förm- 
liche Anarchie im Schulwesen entstehen". (S. 902). 

Der beantragte Zusatz wurde jedoch von den Abgeordne- 
ten ohne Abstimmung abgelehnt 2); die Standesherrn aber be- 
antragten daraufhin „zum Zwecke einer endlichen Ausgleichung" 
einen andern Zasatz folgenden Wortlauts^): „Übrigens bleiben 
die katholischen Dekane verpflichtet, neben den gewöhnlichen 
Kirchenvisitationsberichten einen — die Religions- und Sitten- 
lehre in den Volksschulen umfassenden Hauptbericht an die 
bischöfliche Behörde zu erstatten". — Nachdem in der Kammer 
der Abgeordneten*) der Bischof sich gegen den Zusatz erklärt 
hatte, „weil ihm die Bestimmung nicht genügend erscheine, in- 
dem es im Ganzen genommen dasselbe sei, wie wenn nichts ge- 
sagt würde und indem der Gewinn bloss darin bestände, dass 
die Dekane einen abgesonderten Bericht erstatten sollten" (S. 18), 
— nahmen die Abgeordneten den Zusatz in der vorgeschlagenen 
Fassung an, zumal da der Vertreter der Regierung ausführte. 



1) Vgl. auch Abg.V., II, 81. Sitzung, S. 104: „Ich — muss bemer- 
ken, dass den Bischöfen im deutschen Reich kein weiteres Eecht zu- 
stand, als die Aufsicht über den Religionsunterricht in den Schulen, 
damit nichts gelehrt werde, was gegen die Reinheit des Glaubens und 
der katholischen Lehre wäre^. 

2) Abg.V. VI, 81. Sitzung, S. 93. 

3) Verh. der Standesh. VII, Prot. LXVIII, S. 2315—18. 

4) Abg.V. VII, 91. Sitzung, S. 18—22. 



— 118 — 

dass „in dem Satz ganz dasselbe liegt, wozu bisher schon der 
Bischof berechtigt war''. (S. 21, 22.) 

In der oben wiedergegebenen Fassung wird denn auch der 
Zusatz in der Zusammenstellung der Beschlüsse der Ständever- 
sammlung aufgeführt ^), in dieser Fassung wurde der Zusatz Ge- 
setz als dritter Absatz des Art. 76. 

Allein das Gesetz wurde nicht so verkündet, wie es ange- 
nommen war: in dem publizierten Gesetzestext ist zwischen die 
Worte „verpflichtet" — und „neben" eingeschoben: „bei Ge- 
legenheit der ihnen obliegenden Kirchenvisitationen"*). — In 
dieser neuen Fassung wurde nun auf Grund des Regierungsblat- 
tes der Absatz 3 des Art. 76 von allen Seiten bis heute als 
Gesetz wiedergegeben und anerkannt. — Nach dem publizierten 
Texte könnte also der Bischof jenen Hauptbericht nur alle drei 
Jahre verlangen, denn die Dekane visitieren nur alle 3 Jahre; 
nach dem von der Ständeversammlung angenommenen Wortlaute 
hat dagegen der Bischof jenes Recht zu jeder Zeit. — Darauf 
wurde auch bei der Beratung hingewiesen : „Es heisst — nicht, 
wann dieses (die Berichterstattung) geschehen und ob es sich 
darauf beschränken soll, dass diese Berichte bei den dreijährigen 
Visitationen erstattet werden sollen"'); ferner: „Ich hielt es 
Anfangs auch für besser, in dem Gesetz eine bestimmte Zeit, 
etwa ein Jahr, für diese Berichte festzusetzen, allein wenn es 
allgemein heisst, die Dekane müssen berichten, so ist es nur 
um so besser, weil alsdann dieselben jeden Augenblick zum Be- 
richte aufgefordert werden können"*). 

Es dürfte uns demnach gelungen sein, in der Ausfertigung 
des Gesetzes von 1836 einen Fehler nachgewiesen zu haben. 

Anmerkung zu Art. 76 : 

1) Bezirkspolizeiamt ist das Oberamt; vgl. das Verwaltungsedikt 
V. 1822 § 69: „Es gehören demnach zu dem Wirkungskreise der Ober- 



1) Verb, der Standesh., VII, Prot. LXXII, S. 2485. 

2) Reg.-Bl. 1836, S. 516. 

3) Abg.V., VII, 91. Sitzung, S. 18. 

4) Abg.V., VII, 91. Sitzung, S. 21. 
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ämter . . . 1) — insbesondere die Fürsorge für die bestehenden Bil- 
dungs-, Erziehungs- und Unterrichtsanstalten.'' — 

2) Das gemeinschaftliche Oberamt besteht nach der Kgl. Verord- 
nung V. 23. Aug. 1825 (Reg.-Bl. S. 457) § 1 aus dem Oberamtmann und 
je nach Verschiedenheit der Eonfession der Beteiligten dem evangelischen 
oder dem katholischen Dekan, oder sofern es sich von katholischen Ele- 
mentarschulen und den Lehrern an denselben handelt, dem Schulinspektor 
des Bezirks, welchem die in Frage stehenden Individuen, Gemeinden, 
Anstalten oder Gegenstände angehören. — Im Hinblick auf Art. 76 Abs. 2 
des Gesetzes von 1836, wonach auch ein evangelischer Geistlicher, der 
nicht Dekan ist, zum Bezirksschulaufseher bestellt werden kann, bestimmt 
hiezu die Minist-Verf. v. 11. Nov. 1865 (A.-Bl. m. Bd., S. 1066) A 1, dass 
ein solcher Bezirksschulaufseher in alle diejenigen Funktionen eintritt, 
welche bisher dem Dekan als Bezirksschulaufseher über das Schulwesen 
oblagen. — Im einzelnen vgl. über das gemeinschaftl. Oberamt, besonders 
über seinen Geschäftskreis die genannte Minist-Verf. v. 11. Nov. 1865 
§§ 2 — 25, hervorgehoben sei hier, dass der Vorsitz und die Leitung der 
Geschäfte dem Oberamtmaun zukommt, während in Fällen der Vertretung 
des Oberamtmanns durch seinen gesetzlichen Amtsverweser der Vorsitz 
dem Schulinspektor, die Leitung der Geschäfte aber dem Amtsverweser 
zusteht (§ 16). 

3) Bezüglich der Tätigkeit und Stellung des Bezirksschulinspek- 
tors selbst vgl. die Minist-Verf. v. 11. Nov. 1865, und v. 10. Febr. 1891 
(A.-B1. Bd. IX, S. 4298 flf.). 

2) Artikel 77. 

In diesem Artikel traf der Entwurf bez. der Kosten der 
Bezirksaufsicht folgende Regelung: „Die Bezirksschulaufseher 
erhalten für ihren allgemeinen Amtsaufwand aus der Staats- 
kasse die gebührende Entschädigung. — Die Kosten der von 
ihnen vorzunehmenden Schulvisitationen werden denselben von 
den betreffenden Gemeinden und Gemeindeparzellen vergütet. 
Die zur Zeit der Verkündigung dieses Gesetzes angestellten 
katholischen Schulinspektoren verbleiben für ihre Dienstzeit im 
Genüsse derjenigen Bezüge, welche sie vermöge der bisher be- 
standenen Verordnungen aus den örtlichen Kassen anzusprechen 
haben" '). 

Aus den Verhandlungen ging — entsprechend der Beto- 
nung des staatlichen Elementes — folgender Art. 77 hervor: 



1) Abg.V. 1835, lU, S. 91. 
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„Die Bezirksschulaufseher erhalten für die Vornahme der 
Schulvisitationen und für ihren allgemeinen Amtsaufwand aus 
der Staatskasse die gebührende Entschädigung/^ 

IIL Oberschulbehörde. 
Artikel 78. 

Der Entwurf sagte in diesem Artikel ') : „Die Oberschul- 
behörde ist für die evangelischen Schulen das evangelische Kon- 
sistorium, und für die katholischen Schulen der katholische 
Kirchenrat. 

Bei allen allgemeinen, das Volksschulwesen betreifenden 
Gegenständen beraten sich beide Kollegien im gemeinschaftlichen 
Zusammentritt, und erstatten ihre Anträge an das Ministerium. 

Insbesondere geschieht dies bei allen nicht durch be- 
stimmte Vorschriften geregelten Gegenständen der Schullehrer- 
Witwen- und Waisenkasse''. 

Der Kommissionsbericht für die Abgeordneten bemerkt 
hiezu *) : „Es ist bei diesem Artikel zur Sprache gebracht wor- 
den, dass der Gesetzesentwurf und die Motive nichts darüber 
enthalten, ob den obersten Kirchenstellen der verschiedenen 
Konfessionen das Recht der Aufsicht darüber zustehe, damit 
in den Volksschulen der „Religionsunterricht" auf eine genü- 
gende, den Lehren der Kirche entsprechende Art erteilt werde. 
— Dieses Recht der kirchlichen Aufsicht kann gar nicht in 
Zweifel gezogen werden; auch haben wir das feste Vertrauen 
zur Regierung, dass sie nicht beabsichtigen werde, solches be- 
einträchtigen zu wollen. Eben deswegen enthalten wir uns, 
den Antrag zu stellen, hierüber eine Bestimmung in das Gesetz 
aufzunehmen". — Dagegen ist keine Rede von einer Aufsicht 
der Kirche über den sonstigen Unterricht. 

Demgegenüber erklärt*) der Bischof, „dass er sich nicht 



1) Abg.V. 1835, III, S. 92. 

2) Abg.V. 1835, IV, S. 861, 862. 

3) Abg.V. III, 41. Sitzung, S. 78, 79. 
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beruhigen könne, wenn nicht das wirkliche Anerkenntnis der 
Aufsicht der Kirche in das Gesetz selbst aufgenommen werde. 
Er beantragte deshalb, in dem Art. 78 die Mitaufsicht der 
Kirche zu sanktionieren. Die Schulen, von ihrem Elementar- 
werk an, bis zu den höheren geistigen Bildungsanstalten seien 
mit der Kirche so innig verbunden, dass es gar keine wahre 
Idee der Schule gebe ohne kirchlichen Einfluss. Klar sei aber, 
dass die Kirche hier ausgeschlossen sei, denn bei Bezeichnung 
der Oberschulbehörden sei, was die Katholiken betreffe, nur 
von dem katholischen Kirchenrat (d. h. der landesherrlichen, 
rein weltlichen Stelle) die Rede" '). 

Der Vertreter der Regierung, der sich übrigens einen für 
das kirchliche Aufsichtsrecht über den Religionsunterricht ge- 
stellten Antrag *) im Wesentlichen gefallen Hess, stellte darauf- 
hin fest — und auch der Bischof bestätigte dies (S. 82) — 
dass man niemals in Württemberg den Kirchenbehörden das 
Recht verweigert habe, in Beziehung auf den Religionsunter- 
richt sich Überzeugung zu verschaffen, dass derselbe in den 
Schulen auf genügende Art bestellt sei. So wenig als dies 
bisher in Württemberg geschehen sei, so wenig solle es nach 
Verkündigung dieses Gesetzes in Zukunft geschehen. Aber der 
Stand der Dinge solle auch nicht verändert werden. Dieses 
Gesetz solle nicht Gelegenheit geben, einen Einfluss erst zu 



1) Auch ein anderer Redner nimmt darauf Bezug (S. 80), dass 
für die Protestanten das Konsistorium zugleich Scbulbehörde sei, und 
will daraus eine verschiedene Behandlung der Protestanten und Katho- 
liken konstruieren. — Der Dep.-Chef erwidert ihm zutreffend (S. 80, 81): 
„Es ist unrichtig, wenn man sagt, das ev. Konsistorium als Eirchenbe- 
hörde sei hier zur Schulbehörde gemacht. Das Konsistorium, als eine 
dem Ministerium nachgesetzte Staatsbehörde, ist Schulbehörde, und ebenso 
ist es bei den Katholiken der katholische Kirchenrat/ 

2) Abg.V. III, 41. Sitzung, S. 79 : „Der obersten Kirchenstelle der 
verschiedenen Konfessionen steht ( — Dep.-Chef: „wie bisher") das Recht 
der Aufsicht darüber zu, dass in den Volksschulen der Religionsunter- 
richt auf eine genügende, den Lehren der Kirche entsprechende Art er- 
teilt werde." 
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schaffen, der bisher nicht bestand (S. 80). — Dass dies in 
der Tat beabsichtigt war, zeigen klar die folgenden Worte des 
Bischofs^): „Das Interesse der Kirche bezieht sich nicht bloss 
auf den Religionsunterricht. Ich will nur von den Schulbüchern 
sprechen, deren ich mehrere nennen könnte, die zum Vorlesen 
in den Schulen verwendet werden, und geradezu dem Prinzip 
des Katholizismus entgegenlaufen. Dies ist in fremden Staaten 
geschehen. Wenn daher die bischöfliche Behörde nicht ein- 
wirken und sagen kann, dies sei den religiösen Grundsätzen 
zuwider, so kann ich das Gesetz nicht anerkennen." — Auf 
Grund hievon konnte der Vertreter der Regierung ohne Wider- 
spruch feststellen'): „Das, was der hochwürdigste Herr will, 
ist ganz deutlich. Er will die Schulen unter der Aufsicht der 
Kirche wenigstens auf gleiche Weise, wie unter der Aufsicht 
des Staats, haben. Er will nicht bloss das Recht, sich Über- 
zeugung zu verschaffen, dass der Religionsunterricht gut be- 
stellt sei, sondern er will die Aufsicht über das ganze Schul- 
wesen und Alles, was aus diesem Aufsichtsrecht fliesst. Als- 
dann hätten wir aber ein Gesetz für die Kirche gemacht." 

Darauf hin wurde der Antrag des Bischofs auf Einfügung 
einer Bestimmung, dass der Kirche das Mitaufsichtsrecht über 
die Schule zustehe, mit 71 gegen 16 Stimmen abgelehnt'). 

Aus den motivierten Abstimmungen seien hier folgende aufge- 
führt: „Ich bin stets für den Grundsatz, dass die Schulen mehr Kirchen- 
und Gemeindeanstalten sind, als Anstalten des Staats. Die Kirche kann 
übrigens ohne den Staat bestehen, aber der Staat nie ohne die Kirche^ 
(S. 86); „Nein, denn dadurch kämen wir auf einmal wieder ins Mittel- 
alter" (S. 86) ; „Wir beraten ein Schul- und nicht ein Kirchengesetz, und 
da der katholische Kirchenrat nie aus Ungläubigen besteht, muss ich 
Nein sagen" (S. 86); ^ der Antrag geht auch mir zu weit, denn er würde 
zu fortwährenden Verwicklungen zwischen der Kirchenstelle und den an- 
dern Stellen führen" (S. 86) ; „Ich werde immer die verfassungsmässigen 
Kechte der Kirche verteidigen, allein ich kann auch nicht zugeben, dass 



1) Abg.-V. III, 41. Sitzung, S. 83. 

2) Abg.-V. III, 41. Sitzung, S. 83. 

3) Abg.-V. III, 41. Sitzung, S. 84. 
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die Kirche zu weit gehe. Nach diesem Ameudement würde die Kirche 
zu viel fordern, denn manche Gegenstände sind in dem Gesetzes-Entwurf 
bezeichnet, die sie nichts angehen, wie z. B. Lesen, Schreiben, deutsche 
Sprache, Rechnen und Singen und Alles, was für das bürgerliche Leben 
bestimmt ist. Darum Nein, weil der Kirche nach der Verfassung bloss 
auf den Religionsunterricht ein selbsttätiger Einfluss zustehen kann 
(S. 86, 37) ; „Ich will die Freiheit innerhalb ihrer Grenzen, aber ich will 
nicht, dass die Freiheit der Kirche ihrerseits in die Zwecke des Staats 
hinübergreife und auf diese Weise schädlich werde, wie uns die Ge- 
schichte oft gezeigt hat" (S. 87). 

Aber auch der Antrag: „Der obersten Kirchenstelle der 
verschiedenen Konfessionen steht, wie bisher, das Recht zu, da- 
von Einsicht zu nehmen, dass in den Volksschulen der Religions- 
unterricht auf eine genügende, den Lehren der Kirche entspre- 
chende Weise erteilt werde" — gelangt nicht zur Annahme*). 
Auch der Bischof stimmte dagegen, um seine Ansprüche auf 
Aufsicht über den ganzen Unterricht nicht preiszugeben. — 

Die Gründe für die Ablehnung mögen folgende Abstimmungen 
illustrieren: „Ich stimme für den Artikel des Gesetz-Entwurfs, bezwecke 
aber damit keineswegs, für die Protestanten ein Vorrecht anzusprechen, 
denn auch das ev. Konsistorium ist kein Organ der Kirche'^ (S. 88); 
„Nach meiner Ansicht steht der Kirche in keiner Beziehung ein Auf sich ts- 
recht über die Schulen zu, auch nicht in Beziehung auf den Eeligions- 
Unterricht. Es steht ihr diese Aufsicht so wenig zu, als gegenüber von 
Eltern, welche ihren Kindern den Religionsunterricht selbst erteilen. Es 
steht ihr aber das Recht der Kenntnisnahme von der Art und Weise zu, 
wie der Religionsunterricht in der Schule erteilt wird, womit ja der Kirche 
Alles gewährt ist, was sie vernünftiger und billiger Weise fordern kann** 
(S. 88, 89) ; „Jch halte diesen Antrag für bedenklich, denn er würde den 
faktischen Zustand zum rechtlichen stempeln wollen. Auch würde durch 
diesen Zusatz dem Zustand der Kirche nicht geholfen. Nein". (S. 89); 
„die Kirche hat stets das Recht und die Verpflichtung, über den Reli- 
gionszustand zu wachen, und sie hat auch hiezu Gelegenheit genug. Die 
Schulkinder erhalten in der ev. Kirche den Konfirmationsunterricht von dem 
Geistlichen, und die katholischen Kinder erhalten ihn ebenfalls von ihrem 
Pfarrer. Hiedurch kann man sich genügend überzeugen, wie in den Schu- 
len die Religion gelehrt wird. Nein" (S. 89, 90); Bischof: „Mit dieser 
Ansicht kann sich das wohlbegründete Recht der Aufsicht der Kirche 
nicht begnügen. Ich glaube, dass das Aufsichtsrecht der Kirche über 
die Schulen und das Staats-Aufsichtsrecht sich freundlich die Hand bie- 



1) Abg.V. III, 41. Sitzung, S. 87. 
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ten, und darum muss ich auf diesem Becht der Kirche fest bestehen, und 
hier Nein sagen^ (S. 90); „Dem katholischen Eirchenrat muss das Auf- 
sichtsrecht über die Schulen zunächst zustehen. Dieser Eirchenrat hat 
durch 30jährige lobenswürdige Amtsführung bewiesen, dass er gut zu 
verwalten weiss, denn ihm allein haben wir unsere guten Schulen zu ver- 
danken. Die Eirche hat nur die Aufsicht über das Dogma ; sie hat diese 
Aufsicht bisher gehabt, mag sie sie auch ferner üben, Nein"". (S. 91)« 

Nun beschloss die Kammer der Standesherrn, es sollte 
hinter dem Worte „Kirchenrat" eingefügt werden: „welchem 
ein vom Landesbischof ernannter Scholaster beizugeben ist" ^). 
Dem gegenüber schlug die Kommission den Abgeordneten vor, 
hinter „Kirchenrat" zu setzen: „unbeschadet der bischöflichen 
Befugnisse hinsichtlich des Religionsunterrichts in den katho- 
lischen Schulen" '). Hiezu bemerkte der Berichterstatter (S. 94) : 
„Nicht einmal in den geistlichen Staaten hatte das Ordinariat 
das Schulwesen zu leiten, sondern überall hatte es nur darauf 
zu sehen, dass der Religionsunterricht gehörig gegeben werde. 
Ein Condominium zwischen dem Bischof und den Landesherrn 
kann die Regierung nicht zugeben, und man sollte auch solche 
Sätze nicht aufstellen, weil sie nur das gute und freundliche 
Verhältnis zerstören, das da bestehen soll". 

Ohne auf den hierauf folgenden langen Vortrag des Bischofs 
einzugehen, sei nur gesagt, dass in demselben aufs Neue für 
die Kirche ein Aufsichtsrecht über das gesamte Volksschulwe- 
sen beansprucht wurde ^). — Die Antwort war, dass der vom 
Bischof bekämpfte Antrag der Kommission mit 78 gegen 7 
Stimmen angenommen wurde. — Auch die Kammer der Stan- 
desherrn erklärte sich — ohne jegliche Debatte — einverstan- 
den*), und so ward der Art. 78 — unter Beseitigung zweier 



1) Verh. der Standesh. IE, Prot. XXXVI, S. 914—916. 

2) Abg.V., VI, 91. Sitzung, S. 94. 

3) Vgl. die Äusserung von anderer Seite (S. 100): „Wenn die 
Eirche alles dasjenige erhalten sollte, was der Herr Bischof für sie in 
Anspruch genommen hat, möchte ich wissen, was für den Staat dann 
noch übrig bleibt?" 

4) Verh. der Standesh. VI, Prot. LIX, S. 1929, 1930. 
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überflüssiger Sätze in folgender Fassung Gesetz: „Die Oberschul- 
behörde ist für die evangelischen Schulen das evangelische Kon- 
sistorium, und für die katholischen Schulen der katholische 
Kirchenrat, jedoch unbeschadet der bischöflichen Befugnisse hin- 
sichtlich des Religionsunterrichts in den katholischen Schulen" ^). 
Hiezu bestimmte endlich das Gesetz, betreffend die Rege- 
lung des Verhältnisses der Staatsgewalt zur katholischen Kirche, 
vom 30. Jan. 1862 in Art. 13 *) : „Die Leitung des katholischen 
Religionsunterrichts in den Volksschulen (vgl. Art. 78 des Volks- 
schulgesetzes vom 29. Sept. 1836), sowie in den sonstigen öffent- 
lichen und Privat-Unterrichtsanstalten , einschliesslich der Be- 
stimmungen der Katechismen und Religionshandbücher kommt 
dem Bischof zu, unbeschadet des dem Staat über alle Lehran- 
stalten zustehenden Oberaufsichtsrechts". 

Anmerkung. Im Einzelnen bemerken wir im Anschluss an das 
Hof- und Staatshandbuch bez. der Oberschulbehörden : Gegenstände ihres 
Wirkungskreises sind: die Handhabung der Schulgesetze überhaupt, die 
Prüfungen der Schullehrer, die Bestellung der Lehrämter durch Anträge, 
Ernennung oder Bestätigung, die Aufsicht über die Amtsführung und das 
sittliche Betragen der Geistlichen und Lehrer, die Sorge für die Erhal- 
tung der Schulgebäude wie auch der Schuldotationen, endlich die Aufsicht 
über die Schullehrerseminarien und die übrigen für Schulzwecke errich- 
teten Anstalten. 

Für die Beratung des evang. Konsistoriums, das zugleich evang. 
Oberkirchenbehörde ist, ist die geschäftliche Einrichtung getroffen, dass 
in der Regel je besondere Sitzungen zur Verhandlung der kirchlichen 
und der Yolksschulsachen gehalten werden. 

Für die Beratung der letzteren sind dem evang. Konsistorium zwei 
Schulmänner — dem katholischen Kirchenrate einer — als ausserordent- 
liche Mitglieder beigegeben, welche regelmässig zu den Sitzungen des 
Kollegiums in Schulsachen zugezogen werden. 

IV. Das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens. 
Wie wir schon sahen, sind die beiden Oberschulbehörden 
diesem Ministerium unterstellt. — 

Sein Wirkungskreis umfasst hinsichtlich des Schulwesens : 



1) Reg.-Bl. S. 516. 

2) Reg.-Bl. S. 63. 
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Die Oberaufsicht über alle, die allgemeine Volks- und spezielle 
Berufsbildung bezweckenden Staatsinstitute sowie die Oberauf- 
sicht über die für die genannten Zwecke bestimmten besonderen 
Fonds. Alle besonderen Behörden, welchen die Besorgung der 
vorerwähnten Aufgaben zunächst übertragen ist, stehen unter 
Leitung und Aufsicht dieses Ministeriums. 
Hof- und St.-Handb. v. 1907 Ziflf. 59. 

2. Kapitel. 

Überblick und Ausblick. 

§ 14. 
Überblick. 

I. 

Die Untersuchung der geschichtlichen Entwicklung des 
Verhältnisses von Kirche und Schule in Württemberg hat uns 
in der Hauptsache das Ergebnis gebracht: 

1) Vor der Reformation kann von einem württembergischen 
Volksschulwesen nicht die Rede sein : Die immer wieder aufge- 
stellte Behauptung, dass die katholische Kirche die Mutter der 
Volksschule in Württemberg sei, ist hinfällig. 

2) Unter dem Einflüsse der Reformation und Dank dem 
Geiste des Protestantismus entstanden allmählich in dem pro- 
testantischen Württemberg mehr und mehr gemeinde-staatliche 
Volksschulen, deren Entwicklung wesentlich der Fürsorge der 
Regierung und der tatkräftigen Hilfe der Kirche zuzuschrei- 
ben ist. 

3) Dieser gemeinde-staatliche Charakter der württembergi- 
schen Volksschule wandelt sich im Laufe der Zeit dahin, dass 
der Staat die Gemeinden immer mehr zurückdrängt : Die Volks- 
schulen werden Staats-Gemeinde-Anstalten, in denen die Kirche 
nach wie vor einen massgebenden Einfluss hat. 



— 127 — 

II. 

Auf Grund der Verfassung von 1819, des Volksschulge- 
setzes von 1836 und seiner Novellen erscheint heute das Ver- 
hältnis der Kirche zur Schule in folgendem Lichte: 

1) Das gesamte Unterrichtswesen ist Sache des Staats. 
Als eine seiner ersten Aufgaben erkennt dieser die Sorge für 
Hebung der Volksbildung. 

2) Der Staat löst diese Aufgabe durch die Volksschulen 
unter Beiziehung der Kirche und der Gemeinden. Dadurch wird 
der Charakter der Volksschule in seiner althergebrachten ge- 
mischten Art beibehalten: Ein kirchliches Element ist in die- 
sem Mischcharakter zwar nicht enthalten, da die Kirche nur 
einen durch Staatsgesetze markierten Einfluss in der Schule ent- 
falten darf; wohl aber kann die Volksschule mit Rücksicht auf 
die weitgehenden Befugnisse des Staates nicht als Gemeindean- 
stalt, im Hinblick auf die Beteiligung der Gemeinden aber auch 
nicht als Staatsanstalt bezeichnet werden, sondern als gemein- 
schaftliche Anstalt beider, wobei aber zu beachten ist, dass das 
staatliche Element überwiegt, dass der Gemeindecharakter le- 
diglich aus Gründen der Zweckmässigkeit aufrecht erhalten ist, 
und endlich, dass Staat und Gemeinde demselben Zwecke dienen. 

3) Dem entspricht die Schulverwaltung. Die Gemeinde 
ist vertreten durch den Schultheissen und in der Ortsschulbe- 
hörde, der Staat ist vertreten durch die gesamten Schulbehör- 
den. In diesem Behördensystem ist aber zugleich einer dritten 
Gemeinschaft die Möglichkeit weitreichenden Einflusses gewahrt: 
der Kirche. — Die Kirche hat zwar — abgesehen von dem Re- 
ligionsunterricht — keine Rechte in der Schule, von einem con- 
dominium oder Mitaufsichtsrecht ist keine Rede, aber der 
Staat bedient sich bei Erfüllung seiner Schulpflichten der kirch- 
lichen Beamten: aus Gründen der Zweckmässigkeit und Spar- 
samkeit überträgt er seine durch Staatsbeamte zu lösenden Funk- 
tionen an Diener der Kirche, indem er diese beauftragt, im Ne- 
benamt als Staatsbeamte die Rechte und Pflichten eines Orts- 
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Schulinspektors, eines Bezirksschulinspektors, einer Oberschul- 
behörde wahrzunehmen. — Dass die Kirchendiener nicht als 
solche, sondern lediglich als Beamte des Staates im Schulwesen 
tätig sind, ist im Jahre 1836 allerdings zum ersten Male in 
voller Klarheit von der Regierung und der überwältigenden 
Mehrheit der Ständeversammlung ausgesprochen worden, es war 
dies aber nur der Ausdruck des seit der Reformation lebendig 
gewesenen Grundsatzes, dass das Schulwesen Sache des Staats 
sei und die katholischerseits im Jahre 1836 so häufig wieder- 
holte Behauptung, dass durch das Gesetz von jenem Jahr die 
Volksschulen aus Kirchenanstalten in bürgerliche Anstalten ver- 
wandelt wurden, ist nicht haltbar, weil die protestantischen 
Schulen Württembergs nie Kirchenanstalten waren, und weil 
dessen katholische Schulen mindestens mit der Schulordnung 
von 1808 aufgehört hätten, solche zu sein. 

4) Jedenfalls kann nicht behauptet werden, dass die In- 
teressen der Kirchen, deren Diener zudem noch als staatliche 
Religionslehrer und als kirchliche Visitatoren des Religionsun- 
terrichts tätig sind, durch die geltenden Gesetze nicht in hin- 
reichender Weise gewahrt seien, denn, abgesehen von dem hin- 
fälligen historischen Eigentumsrecht der Kirche, sind die Anrechte, 
welche die Kirche durch ihre materiellen Leistungen und durch 
jahrhundertelange Schultätigkeit ihrer Diener sich erworben ha- 
ben mag, dadurch gewiss in hinreichender Weise anerkannt, 
dass das Gesetz von 1836 nach den Worten^) des Vertreters 
der Regierung „den ganzen Unterricht in die Hand der Geist- 
lichen giebt". 

§ 15. 

Ausblick. 

Was lernen wir aus der Entwicklung des württembergischen 
Volksschulwesens und im Besonderen aus der des Verhältnisses 
von Kirche und Schule für die Zukunft? 



1) Abg.V. 1836, m, 41. Sitzung, S. 40. 
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Wir gehen hier nur auf die grundlegenden Probleme in 
tunlicher Kürze ein. — Als solche seien betrachtet : 

1) Charakter der Volksschule. 

2) Schulverwaltung. 

3) Rechte der Kirche. 

ad 1) Charakter der Volksschule. 

Unsere Volksschulen sind bürgerliche Anstalten und müs- 
sen dies auch bleiben im Interesse von Regierung und Volk; 
einen Anspruch darauf, dass sie kirchliche Anstalten seien, 
sollte heute keine Kirche mehr erheben. Die evangelische Kirche 
tut dies auch nicht, und wenn die katholische Kirche heute wie 
immer — auf historische und faktische Rechte pochend — die 
Volksschule als ihr gehörig zurückfordert, so wird der würt- 
tembergische Staat darüber hinweggehen, wie er dies seit Langem 
schon getan hat, gestützt auf die Tatsachen der Geschichte, auf 
die Verfassung und auf die Gesetze. 

ad. 2) Schulverwaltung. 

Wie wir sahen, werden heute die staatlichen Schulbehör- 
den durch Geistliche im Nebenamt gebildet. Gegen diese „geist- 
liche" Schulaufsicht erhob sich schon verhältnismässig früh Wi- 
derspruch, besonders seitens der Lehrer. — Dieser Protest wurde 

— zumal seit der Bewegung von 1848 — immer allgemeiner: in 
der Presse, in Eingaben an die Regierung, in Anträgen von 
Abgeordneten, ja in Gesetzesvorlagen der Regierung wurde eine 

— mindestens fakultative — Durchbrechung des Prinzips der 
geistlichen Aufsicht gefordert ; aber alle diese Bestrebungen sind 
bis jetzt gescheitert an der Haltung der Kammer der Standes- 
herrn ^). Dass die künftige erste Kammer dieselbe Haltung ein- 
nehmen werde, darf füglich bezweifelt werden. Um so mehr 
ist es geboten, die Reformforderungen zu prüfen, damit man 
das Gute behalte. — Zunächst ist in Beziehung auf die geist- 
lichen Staats-Aufsichtsbehörden zu sagen, dass wir gerade in 



l) So besonders im Jahre 1897, 1902, 1904. 
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Württemberg allen Grund haben, deren Leistungen für das Volks- 
schulwesen dankbar anzuerkennen: sie haben Württembergs Volks- 
schulen von ihren ersten Anfängen an geleitet und so geleitet, 
dass diese fast immer ihren Platz in der vordersten Reihe aller 
Volksschulen wahrten, dass sie auch heute bei einem Vergleiche 
mit andern Volksschulen in Ehren bestehen. Wir stehen des- 
halb nicht an, zu sagen, dass die Geistlichkeit Württembergs 
— zumal die evangelische, seit Jahrhunderten zum Segen und 
Heile von Staat, Volk und Schule eine Schultätigkeit entfaltet 
hat, die jedem Kenner der Geschichte Hochachtung abnötigen 
muss. — Trotzdem dürfen wir uns nicht verhehlen, dass in der 
neueren Zeit unsere Volksschule nicht in dem Masse fortschrei- 
tet, wie man erwarten und wünschen sollte. Woran liegt das ? 
Die Hauptschuld trägt wohl die obligatorische geistliche Auf- 
sicht. — Was einst gut sein konnte, ist eben nicht immer gut ; 
das gilt auch für die Schulbehörden: Früher, da leicht zu be- 
wältigende pädagogische Grundsätze und im Verhältnis zu heute 
leicht zu befriedigende Ansprüche an die Volksschule es für ei- 
nen Mann mit tüchtiger allgemeiner Bildung und mit regem 
Interesse an der Schule wohl ermöglichten, die Aufsicht über 
die Schulen zu führen, war niemand geeigneter als der Geistliche, 
vermöge seiner Berufsbildung und etlicher pädagogischer Stu- 
dien ; heute liegen die Dinge anders : die Pädagogik und Didak- 
tik hat eine Entwicklung hinter sich, dass es schwer fällt, sie 
ganz zu beherrschen, unsere Zeit stellt an die Bildung des Ein- 
zelnen keine geringen Anforderungen und die Volksschullehrer 
haben eine Stellung und Bedeutung erlangt, dass sie die Beauf- 
sichtigung durch einen andern Stand, der zudem nicht die er- 
forderlichen Voraussetzungen erfülle, sogar als Beleidigung em- 
pfinden. — Wenngleich wir der mit vielem Geschrei angegriffe- 
nen Aufsicht durch einen andern Stand keine grosse Bedeutung 
beilegen, um so weniger, als einst und heute hervorragende Män- 
ner im Schulwesen, also gewiss Fachmänner, aus dem geistlichen 
Stande hervorgegangen sind, so sind wir doch darin einig mit 
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den Lehrern, dass eine technische Beaufsichtigung des innern 
Schulwesens eine besondere Vorbildung und Vorliebe erfordert, 
wie sie nicht allen geistlichen Schulaufsehern eigen ist; und 
auch den Wunsch halten wir für berechtigt, dass es tüchtigen, 
bewährten Lehrern ermöglicht werde, eine höhere Stellung im 
Schulwesen zu erringen. — Was ergibt sich hieraus? Sollen 
die Geistlichen aus den Schulbehörden verschwinden? 

Wir antworten hierauf zunächst in Bezug auf die Orts- 
aufsicht, indem wir dabei Ortsschulen mit unter drei und mit 
mindestens 3 Lehrern unterscheiden. 

a) Die örtliche Schulaufsicht. 

a) In Orten mit weniger als 3 Lehrern. 

Für diese Orte ist die Beseitigung des geistlichen Schul- 
inspektors durch die Zweckmässigkeit und das Interesse der Orts- 
schule verboten. — 

Wir müssen uns darüber klar sein, dass kein Institut einen 
solch' gewaltigen Einfluss auf die Zukunft unseres Volkes aus- 
üben kann als die Schule, besonders als die Volksschule, und 
dass deshalb eine dauernde örtliche Aufsicht unbedingt nötig 
ist, auch von den Eltern gefordert werden kann ; denn wenn der 
Staat diese zwingt, ihre Kinder in die Volksschule zu schicken, 
dann muss er ihnen auch, soweit es in seiner Macht steht, die 
Garantie geben, dass in jener Schule Recht und Ordnung herr- 
sche und dass seitens des Lehrers nichts geschehe, was für die 
Kinder zum Schaden sein kann. — Ein Misstrauensvotum gegen 
die Lehrer kann darin nicht erblickt werden, denn jeder Staats- 
und Gemeindediener steht unter Aufsicht und ein tüchtiger Leh- 
rer wird die Aufsicht nicht scheuen, einem Lehrer aber, der 
seine Pflicht nicht tut — und dass es solche gibt, wird nie- 
mand bestreiten — soll die Aufsicht dazu dienen, wozu sie be- 
stimmt ist : nach Recht und Gerechtigkeit einzuschreiten und die 
Interessen des Staats, der Eltern und der Kinder zu wahren. — 

Also — örtliche Aufsicht ist erforderlich. Aber genügt es 
vielleicht nicht, wenn ein Schulinspektor innerhalb seines Be- 

9* 
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zirks umherreist und von Zeit zu Zeit die verschiedenen Schu- 
len besucht? — Wir sagen Nein. — Die beiden hauptsächlichen 
Gründe sind : Durch einen in kleineren oder grösseren Zeiträu- 
men stattfindenden Schulbesuch von einigen Stunden gewinnt der 
Schulinspektor keinen richtigen Einblick in die Orts- und Schul- 
verhältnisse, in Lehren und Leben des Schullehrers, ja wir glau- 
ben, dass durch eine solche Einrichtung die Drillschulen zu 
ungeahnter Blüte kämen und doch muss gerade das Gegenteil, 
nämlich Erziehung, die Hauptsache in der Volksschule sein 
und bleiben; — daneben ist aber wohl zu beachten, dass dem 
Staate durch eine derartige Schulinspektion namhafte und un- 
nötige Kosten entstünden, denn die Zahl der jetzt vorhandenen 
Bezirksschulinspektoren müsste verdreifacht werden, wenn man 
durch die Aufsicht die erreichbare Wirkung erzielen wollte. — 
So kommen wir zu dem Ergebnis, dass die Schulen unter 
steter örtlicher Aufsicht stehen müssen. In Betracht kommen 
nun 2 Persönlichkeiten: der Pfarrer und der Schultheiss. — 
Dass die Schultheissen nicht zu Schulaufsehern gemacht werden 
können, bedarf keiner Erörterung, es bleibt also nur der 
Pfarrer. — Nun heisst es aber den Mangel beseitigen, der 
bisher trotz der mancherlei Vorschriften bezüglich der päda- 
gogischen Vorbildung vorhanden war. — Wir glauben, dies 
auf folgendem Wege zu erreichen: Auf der Universität haben 
alle Theologen — und zwar in grösserem Masse als bisher — 
Vorlesungen über die Unterrichts- und Erziehungswissenschaft 
zu hören und von ihren Kenntnissen auf diesem Gebiet durch 
das erste theologische Staatsexamen Zeugnis abzulegen. — Nach 
diesem Examen trennen sich die Wege in der Ausbildung der 
Geistlichen insofern, als diejenigen Theologen, welche später 
ein Schulamt bekleiden wollen, während der Vikarszeit ein 
praktisches Schuljahr zurücklegen, in dem sie selbständig eine 
Schulklasse unterrichten; auch im Übrigen haben sie sich als 
Vikare durch pädagogische Studien, durch Teilnahme an Uni- 
versitäts- oder Seminarkursen, an Schulvisitationen, an Konfe- 
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renzen u. s. w. weiterzubilden und es soll ihr diesbezügliches 
Wissen im zweiten theologischen Examen eingehend geprüft 
werden. (Dabei könnte ihnen wohl in irgend einer Weise die 
übrige Prüfung erleichtert werden.) — Die als befähigt Erfun- 
denen werden dann als Geistliche mit Ortsschulaufsicht in sol- 
chen Orten angestellt, wo weniger als 3 Lehrer tätig sind. Diese 
Stellung, für welche wir den Amtstitel „Schulpfarrer" vorschla- 
gen, wäre wegen der Beschwerde des vorbereitenden Studiums 
und des nachherigen Dienstes bezüglich des Gehaltes auf eine 
entsprechende Stufe zu stellen, indem vielleicht der Staat als 
Auftraggeber für den Schuldienst einen Beitrag leistet. — Da- 
durch soll das Ansehen und Begehrtsein jener Landstellen ge- 
sichert werden. 

Anmerkung. Wollte man je diesem Vorschlage die praktische 
Durchführbarkeit absprechen, so bliebe nichts Anderes übrig, als zu der 
wenig erfolgreichen Aufsicht durch einen Ortsschulrat seine Zuflucht zu 
nehmen, wozu dann eine Verstärkung der Aufsicht durch Bezirksschul- 
inspektoren und eine entsprechende Vermehrung dieser Stellen treten 
raüsste. — Viel verprechen darf man sich von einer solchen Regelung 
nicht. — übrigens scheint der hier vorgeschlagene Weg in praxi wohl 
gangbar und auch der eventuelle Einwand, dass die pädagogisch ge- 
bildeten Theologen keine Landstellen wünschen werden, verfängt nicht, 
denn tatsächlich wurden solche schon bisher wegen ihrer mancherlei 
Vorzüge von vielen Theologen gerne angenommen und das wird für das 
Amt des Schulpfarrers noch mehr der Fall sein mit Kücksicht auf die 
befürwortete Gehaltserhöhung durch Staatszuschüsse und die Aussicht 
auf Karriere im reinen Schuldienst (Bez.-Sch.-J., Obersch.-Beh.) oder im 
Kirchendienst, denn auch für die höheren Kirchenämter werden die theo- 
logisch und pädagogisch Gebildeten ganz besonders in Betracht kommen. 
So wird für die Tüchtigen der Dienst auf dem Land nur eine heilsame 
Durchgangsstufe bilden, die übrigen werden allerdings auf dem Lande 
bleiben; das war aber stets so, nur dass der einstige Laudpfarrer we- 
niger Gehalt bezog als der künftige Schulpfarrer. Ausserdem wären 
aber auch viele Schulpfarrer in grösseren Gemeinden tätig (vgl. ß) und 
in Städten, da der gesamte Religionsunterricht an Gymnasien und Real- 
schulen ausschliesslich durch Schulpfarrer gegeben werden soll. 

Endlich müsste dem Schulpfarrer der Übergang zur Philologie 
leicht gemacht werden, so dass sich der verhältnismässig häufige Über- 
tritt auf einfache Weise auch in vorgeschrittenerem Alter vollziehen 
könnte. Hierdurch wie durch die Eröffnung des Aufsichtsdienstes im 
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Volksschulwesen würde n>aiichem Theologen die Entfaltung seiner besten 
Fähigkeiten ermöglicht und es wären nebenbei willkommene Mittel ge- 
boten, um ein Tätigsein im Pfarramt ohne Überzeugung von der Kich- 
tigkeit der christlichen und kirchlichen Lehren auszumerzen. 

ß) In Orten mit mindestens 3 Lehrern. 

In solchen Orten sollte die Regelung grundsätzlich eine 
andere sein: hier ist als Ortsschulinspektor ein Oberlehrer zu 
bestellen. — Dieser niuss sich aber von den jetzigen sogenann- 
ten Oberlehrern Württembergs wesentlich unterscheiden : er soll 
2 Semester studiert haben, gute Schulexamina ^) aufweisen kön- 
nen und im praktischen Schuldienst bewährt sein. — Dem Staat 
muss es aber freistehen, — zumal da vielleicht nicht immer 
eine genügende Zahl derartig gebildeter Männer aus dem Lehrer- 
stand hervorgeht — , im Einvernehmen mit der Oberkirchen- 
behörde an solchen Orten „Schulpfarrer" anzustellen, die je nach 
dem Umfange des betreffenden Kirchendienstes in diesem durch 
Vikare oder ständige Geistliche zu entlasten wären. 

Aber auch, wenn ein Oberlehrer angestellt ist, darf der 
Ortsgeistliche nicht von der Schule ausgeschlossen werden: er 
hat zusammen mit dem Klassenlehrer im Auftrage des Staats 
Religionsunterricht*) zu erteilen und übt ausserdem das durch 
die Gesetzgebung gewährleistete Einsichts-Recht der Kirche (als 
ihr Diener), dass von dem Lehrer nichts gegen die Grundsätze 
der Religion gelehrt werde; im Zusammenhang damit wird er 
endlich sein Augenmerk auf den sittlich-religiösen Zustand der 
Schule überhaupt zu richten haben. — Natürlich ist auch der 
Oberlehrer von diesem Gebiete nicht ausgeschlossen, vielmehr 
sollen Pfarrer und Oberlehrer ihre Wahrnehmungen und Wünsche 
in dieser Beziehung gemeinschaftlich besprechen und bestrebt 
sein, Hand in Hand vorzugehen und zu wirken. Sollte diese 
Übereinstimmung nicht erzielt werden', so ist der Pfarrer bei 
allen in sittlich-religiöser Beziehung wichtigen Streitfragen ver- 

1) Das zweite Examen wäre für die Oberlehrerkandidaten dem 
üniversitätsstudium entsprechend zu erschweren. 

2) An Orten mit „Schulpfarrern" erteilen diese Religionsunterricht. 
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pflichtet, dem Schulinspektor und Dekan des Bezirks Mitteilung 
zu machen. — 

Jede Ortsschulaufsicht soll endlich ihre Ergänzung in einer 
Ortsschulbehörde finden, die sich aus Geistlichen, Schulpfarrer 
bezw. Oberlehrer, Lehrern, Gemeindevertretern und Ortsvorsteher 
zusammensetzt, und der als beratende Mitglieder ein Arzt und 
ein Sachverständiger im Bauwesen beizuordnen sind. — Dabei 
sollte das Stimmenverhältnis so geregelt werden, dass die Laien 
nicht in der Lage sind, durch geschlossenes Vorgehen Geistliche 
und Lehrer zu überstimmen. 

b) Die Bezirksaufsicht. 

Als zweite Instanz fungiere wie bisher ein Bezirksschul- 
inspektor. Er soll aber künftig ein seminaristisch gebildeter 
Schulmann mit guten Examina sein, der zuvor praktisch mit 
anerkannt gutem Erfolge tätig war, ein 3 — 4 semestriges Uni- 
versitätsstudium hinter sich hat und eine einzuführende Inspek- 
toratsprüfung bestand. Ausserdem sind zu dieser Stellung die 
„Schulpfarrer" befähigt, wenn sie ebenfalls die genannte Inspek- 
toratsprüfung bestanden haben. Werden letztere zu Bezirksschul- 
inspektoren ernannt, so scheiden sie aus dem Kirchendienste aus 
und sind lediglich Staatsbeamte. — 

In Fragen des Religionsunterrichts und des sittlich-religiö- 
sen Zustandes der Schulen haben sich die Bezirksschulinspek- 
toren mit dem Dekan und dieser sich mit jenen ins Benehmen 
zu setzen, um in gegenseitigem Einvernehmen die erforderlichen 
Massregeln zu veranlassen. Kommt eine Übereinstimmung nicht 
zustande, so hat in wichtigen Streitfragen der Dekan an die 
Oberschul- und Oberkirchenbehörde zu berichten. — Die Ent- 
scheidung steht der Oberschulbehörde zu, die auch einen Bericht 
des Bezirksschulinspektors einverlangen kann. 

c) Die Oberschulbehörde. 

Die Verbindung von Ober-Kirchen- und Schulbehörde ist 
in Württemberg eine alte und einst bewährte, jetzt aber ver- 
altete Einrichtung, die sich nicht mehr als zweckmässig erweist 



i 
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auch nach Zuziehung einiger Schulmänner. — Es sollte für das 
evangelische und katholische Volksschulwesen eine einheitliche ^) 
Schulbehörde geschaffen werden durch Bildung einer besonderen 
Sektion beim Kultministerium als Abteilung für das niedere 
Schulwesen. Diese wäre zu bilden aus früheren Bezirksschul- 
inspektoren, einem Juristen und einem Verwaltungsbeamten; 
ausserdem wären als beratende Mitglieder ein Medizinalrat und 
ein Baurat aufzunehmen. — Bei Fragen, welche die religiös- 
sittliche Seite des Volksschulwesens betreffen, beratet die Abtei- 
lung konfessionell getrennt, indem beide Teile durch eine ent- 
sprechende Vertretung der Kirchen verstärkt werden. — 

Durch eine derartige Gestaltung der Schulbehörden würde 
sowohl dem Nutzen der Schule als auch dem Wunsche nach 
fachmännischer Aufsicht in befriedigender Weise Rechnung ge- 
tragen sein. — Dass dieser Wunsch berechtigt und durch das 
Interesse der Schule selbst unterstützt ist, haben wir bereits 
anerkannt und gerade vor Schluss unserer Arbeit wird die jüngste 
Äusserung einer ersten Autorität bekannt, welche uns bezeugt, 
dass wir auf dem richtigen Wege sind. Prof. Geh. Kirchenrat 
D. RiETscHEL sprach laut Bericht der evangelischen Blätter 2) 
(12. Heft, Dez. 1906) auf der sächsischen Landessynode : „Das 
Bestreben des Lehrerstandes nach fachmännischer Aufsicht ist 
berechtigt, sobald die Aufsicht über die Schule wirklich in vol- 
lem Sinne des Wortes als Aufsicht über die methodische Be- 
handlung der Unterrichtsfächer verstanden wird. Zu solcher Auf- 
sicht gehört entschieden eine pädagogische und didaktische Fach- 
kenntnis, die der Geistliche als solcher nicht ohne weiteres be- 
sitzt, die vielmehr eine wirklich pädagogische Ausbildung for- 
dert, wie sie innerhalb der Studienzeit des Geistlichen nicht 
angeeignet werden kann. Die Pädagogik hat sich in den letzten 
Jahrzehnten in so bedeutender Weise entwickelt, dass zu ihrer 



1) Orts- u. Bezirksaufsicht sollen aber konfessionelle Behörden sein ! 

2) Zeitschrift für den gesamten Bereich des deutschen Protestan- 
tismus, XXI. Jahrgang, Heft 12, Dezember 1906 S. 836. 
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völligen Beherrschung ein ernstes Studium gehört. Darum ist 
die methodische Fachaufsicht nicht etwas, was von den Theo- 
logen ohne weiteres gefordert werden kann, wozu auch noch 
nicht das Anhören einer Vorlesung über Pädagogik oder der 
Unterricht als Hauslehrer ausreichend befähigt. Wenn unter 
der Lehrerwelt überall das Verlangen besteht, dass eine solche 
Fachaufsicht nur von Männern geübt werde, welche selbst die 
Sache in allem Umfange beherrschen, so ist das begreiflich und 
kann in seinem Rechte grundsätzlich nicht bestritten werden"- 

ad.) 3) Rechte der Kirche. 

a) Religionsunterricht. 

Wie wir gesehen haben, ist der Religionsunterricht zu einer 
Sache des Staats geworden, er hat sich, — in Erkenntnis der 
in seinem Interesse liegenden und hochbedeutsamen Notwendig- 
keit einer religiösen Volksbildung, — veranlasst gesehen , von 
Staatswegen anzuordnen , dass die Kinder in der Religion unter- 
richtet werden. — Dieser Unterricht soll gemäss der Lehre der 
Kirche erfolgen und davon dass dies geschieht, soll die Kirche 
selbst sich überzeugen dürfen. An diesem Rechte muss die 
Kirche stets festhalten als an einer schon durch ihre grossartigen 
Verdienste um die Volksschule und durch die Gesetzgebung be- 
gründeten Forderung. D. Rietschel sagt in dieser Hinsicht *) : 
„Die Aufsicht über die religiöse Unterweisung ihrer heranwach- 
senden Glieder ist der Kirche Recht und Pflicht. — Unser Recht 
gründet sich — nicht auf allgemeine, durchaus brüchige Schlag- 
worte, etwa auf die durchaus unrichtigen und schiefen Worte: 
„Die Kirche ist die Mutter der Schule" : Es gründet sich 
auch nicht auf gesetzliche Bestimmungen, die bei uns bestehen- 
den Verordnungen. Diese sind wandelbar, sie müssen besseren 
weichen, wenn sie nicht recht sind. Recht und Pflicht in einem 
liegt darin, dass, solange wir noch eine Landeskirche, eine Volks- 
kirche haben, die unsern staatlichen Volksschulen übergebenen 



1) a. a. 0. S. 840. 
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evangelischen Kinder auch der Kirche als ihre Glieder anver- 
traut sind, über deren religiöse Unterweisung sie zu wachen hat, 
in der ihr eine heilige Pflicht von ihrem Herrn als Aufgabe ge- 
stellt ist, die sie gar nicht preisgeben kann**. 

Dass der Religionsunterricht nach den Lehren der Kirche 
erteilt wird, ist aber besonders noch durch die Bestellung der 
Geistlichen als staatliche Religionslehrer im Nebenamte gesi- 
chert. — In dieser Tätigkeit wird der Geistliche auch durch die 
Mitwirkung des Lehrers unterstützt. Wir halten diese Regelung 
aus verschiedenen Gründen für richtig, wenngleich auch manches 
dafür gesprochen werden kann, dass der gesamte Religionsunter- 
richt von den Geistlichen übernommen werde. — Eine solche ^ 
Übernahme sollte nur dann angestrebt werden, wenn der Reli- 
gionsunterricht der Lehrer sich als ungenügend oder gär schäd- 
lich erweist. Dagegen endlich, dass der Religionsunterricht von 
Staatswegen erteilt wird, darf die Kirche solange nicht Wider- 
spruch erheben, als jener den Lehren der Kirche entspricht und 
in hinreichender Weise der erforderlichen religiösen Bildung ge- 
recht wird. 

Jedenfalls liegt es aber nicht weniger im Interesse des 
Staats als in dem der Kirche, dass die Kinder in der Schule 
eine tiefe und im späteren Leben sich bewährende religiöse 
Bildung erhalten, denn „die Kenntnis von Lesen, Schreiben, 
Rechnen u. s. w. allein macht keinen guten Staatsbürger. Wenn 
durch solchen Unterricht nur gute Staatsbürger herangebildet ^ 

würden, so müsste ja die Zahl der Gefängnisse in dem Ver- 
hältnis abnehmen, wie die der Schulen zunimmt, aber gerade 
das Gegenteil ist wahr" ^). 

Eine Änderung hierin wird nur dann stattfinden, wenn es ^ 

der Kirche gelingt, aus der heute meist als unverstandener Ge- 
genstand des Gedächtnisses aufgenommenen Religion wieder eine ^ 
Sache des Herzens zu machen, und das kann nicht in einigen 



1) Magazin für Pädagogik 1894, Nr. 31. 
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Unterrichtsstunden für Religion, sondern nur so erreicht wer- 
den, dass die religiös-sittliche Erziehung zum Kern und zur 
belebenden Sonne des ganzen Unterrichtes wird. 

b) Die konfessionelle Volksschule*). 

Auch in Württemberg hat sich der unablässigen Agitation 
vieler Lehrer zufolge die verschieden beantwortete und viel be- 
sprochene Frage gebildet : Soll die württembergische Volksschule 
der Zukunft konfessionell bleiben oder simultan werden? — 
Wir sagen entschieden: konfessionell, weil die Kirchen schon 
durch ihre Existenz als staatlich privilegierte Korporationen 
des öffentlichen Rechts ein wohl begründetes und unverzicht- 
bares Anrecht darauf haben, dass die Kinder, die samt ihren 
Eltern Glieder der Kirche sind, in konfessionellen Volksschulen 
erzogen werden, und weil wir überzeugt sind, dass nur so die 
Volksschule der hohen Aufgabe, welche ihr als „Hilfsanstalt 
für Familie, Staat und Kirche" zukommt, in befriedigender 
Weise gerecht werden kann. — 

Aus den vielen theoretischen und praktischen Gründen, 
welche für die konfessionellen Volksschulen ins Feld geführt 
werden können, sei hier besonders für Württemberg der her- 
vorgehoben, dass dessen Volksschulen von jeher konfessionell 
waren und dass sich diese Einrichtung seit bald 400 Jahren 
und bis auf den heutigen Tag in hervorragender Weise bewährt 
hat. — So hat auch die württembergische Regierung uner- 
schütterlich daran festgehalten, dass die Volksschule konfessio- 
nell sein müsse: Der Kultminister sprach im Jahre 1894 bei 
Begrüssung der allgemeinen deutschen Lehrerversammlung in 
Stuttgart:*) „In dem Grundgedanken, dass es die Aufgabe der 
Volksschule ist, nicht allein die heranwachsende Jugend in den 



1) Noch weniger als auf das Problem des Religionsunterrichts 
können wir hier auf dasjenige der konfessionellen, der Simultan- der 
religionslosen — der nationalen Einheits-Schule eingehen. — Wir ver- 
weisen für beide Fragen auf die ausserordentlich grosse Literatur. 

2) Magazin für Pädagogik 1894, S. 203. 
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für das bürgerliche Leben notwendigen Kenntnissen und Fer- 
tigkeiten zu unterweisen, sondern auch sie zu erziehen, haben 
wir ein Band der Einigung auf dem Gebiet des Volksschulwe- 
sens. Wenn die württembergische Gesetzgebung in Ausführung 
dieses Grundgedankens daran festgehalten hat, dass die Volks- 
schule ihre Erziehungsaufgabe nur erfüllen kann, indem sie 
dieselbe auf die religiöse Grundlage stützt und dass dies nur 
durch die Stellungnahme auf konfessionellem Boden möglich ist, 
so befindet sich unsere Gesetzgebung hierin mit den in dem 
württembergischen Volk herrschenden Ansichten in Überein- 
stimmung" *)• 

Über diese Stellungnahme der Regierung sich hinwegsetzen 
zu wollen, an einer fort und fort sich bewährenden, von ersten 
Autoritäten im Schulwesen empfohlenen, vom grösseren Teile 
unseres Volkes, von Kirche und Staat gewünschten Einrichtung 
zu rütteln, erscheint uns als widersinnig, zumal da es Torheit 
ist, granitnen Boden mit dem schwankenden Seil des Versu- 
chens zu tauschen. 

In Bezug auf den Einfluss aber, den Religion und Kirche 
überhaupt in der Volksschule haben sollen, bekennen wir uns 
zum Schlüsse zu folgender Ansicht*): 

„Gewiss wird man die Mitwirkung und den Einfluss der 
Kirche auf das Erziehungs- und Unterrichtswesen nie entbehren 
können, wenn man dieses nicht auf einen bodenlosen Grund 
stellen, wenn man die Erziehungsanstalten nicht lediglich zum 
Mittel der materiellen Zwecke, für menschliche Klugheit und 
PfiflSgkeit machen und das christlich-religiöse Prinzip — diese 
ewige Basis, auf welcher allein alle wahre Sittlichkeit und so- 
ziale Wohlfahrt ruht, — nicht aufgeben will." 

1) In demselben Sinne sprach sich der Kultminister im Jahre 1901 
und am 11. Oktober 1906 aus (die Kegierung halte nach wie vor an der 
konfessionellen Volksschule fest und wisse sich damit in Übereinstim- 
mung mit der überwiegenden Mehrheit der Abgeordnetenkammer und der 
Bevölkerung). 

2) Abg.-V. 1836, ni, 28. Sitzung, S. 13. 
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